4.  
Zwangsarbeit im Tonwerk Heppenheim

4.1 
Verflechtungen von Tonwerk und Institutionen des NS-Staates

Zwischen der nationalsozialistischen Führungsmacht und der Großindustrie kam es zu einer Interessenverquickung, die auf dem Prinzip von Leistung und Gegenleistung beruhte, jedoch auch  durch Interessenkonflikte und Zwänge gekennzeichnet war. Mit der Zerschlagung der Gewerkschaften am 2. Mai 1933 und der Gründung der Nachfolgeorganisation der Deutschen Arbeitsfront (DAF) verloren die Arbeiter immer mehr der ihnen vorher zugestandenen Rechte. 

Hinzu kam, daß ab November 1933 selbst die Arbeitgeberverbände der DAF beitreten konnten, wodurch die DAF naturgemäß nicht mehr alleine die Arbeitnehmerinteressen vertrat. Die Beseitigung der Arbeitslosigkeit, die in der Anfangszeit des Dritten Reiches noch immer ein gewaltiges Ausmaß hatte, war von Beginn der Regierungszeit Hitlers eines der Hauptziele seiner Wirtschaftspolitik. Das Erreichen dieses Ziels war für die Sicherung der Gefolgschaft weiter Bevölkerungskreise für Hitler von besonderer Bedeutung, weshalb er hier in starkem Maße von der Initiative industrieller Führungskreise abhängig wurde. Dementsprechend kam er den Interessen der Privatindustrie stark entgegen. So wurden durch die Kartellgesetze vom 15. Juli 1933 die Arbeiter tarifpolitisch wehrlos- eine Entwicklung, die enorme Vorteile für die Großindustrie mit sich brachte, da sie hierdurch gegenüber ihren internationalen Konkurrenten entscheidend gestärkt wurde. Durch diese und ähnliche Maßnahmen  kam es insgesamt zu einer Vermehrung des Einkommens der Unternehmer, während die finanziellen Entlohnungen der Arbeiter wesentlich langsamer anstiegen.

Ab 1936 wurde das Führerprinzip auf die Organisation der Betriebe angewandt, was zur Stärkung der Unternehmensleitung führte und den wirtschaftlichen Einfluß der Partei vergrößern sollte. 

Für größere Wirtschaftsgebiete wurden „Treuhänder der Arbeit“ ernannt. Diese waren Reichsbeamte und hatten für die Erhaltung des „Arbeitsfriedens“ zu sorgen. Zugleich hatten sie weitreichende Vollmachten, um für die Durchsetzung der wirtschaftspolitischen Vorstellungen der Regierung in den Betrieben zu sorgen. 

Durch das „Gesetz zur Ordnung der Nationalen Arbeit“ vom 20. Januar 1933 wurden den Unternehmern einerseits starke Rechte gegenüber den Arbeitnehmern eingeräumt, andererseits band es sie stärker an die Interessen der Reichsregierung. Der Unternehmer im Dritten Reich wirkte als „Führer des Betriebs“. Arbeiter und Angestellte sollten gemeinsam die Betriebszwecke fördern und zum  „Gemeinnutzen von Volk und Staat“ zusammenarbeiten. Der „Führer des Betriebes“ hatte das Recht, in allen betrieblichen Angelegenheiten zu entscheiden. Er hatte aber auch für das „Wohl der Angestellten und der Arbeiter“ zu sorgen.

Ab zwanzig Beschäftigten standen dem „Betriebsführer“ „Vertrauensmänner“ aus der Belegschaft beratend zur Seite, die die bisherigen Betriebsräte ersetzten. 

Die Regelungen der Arbeitsbedingungen erfolgten durch den verantwortlichen „Betriebsführer“ nach Anhörung der „Vertrauensmänner“ des Betriebes. Weiterhin war der „Betriebsführer“ verpflichtet, den Betrieb wirtschaftlich so zu führen, wie es dem Gesamtinteresse der Volkswirtschaft am besten entsprach. In diesem Rahmen sollte er die wirtschaftlichen und sozialen Belange der Betriebsangehörigen pflegen und fördern. Die Betriebsangehörigen waren hingegen dazu verpflichtet, die Belange des Betriebes wahrzunehmen und dem „Betriebsführer“ Treue zu halten. Sie sollten außerdem die Erhaltung der Betriebsstätte allen privaten Sonderwünschen voranstellen. Hierdurch wird deutlich, daß der „Betriebsführer“ zwar das absolute Sagen im Betrieb hatte, andererseits jedoch dazu verpflichtet war, nach den Interessen der nationalsozialistischen „Machthaber“ zu wirtschaften. Der „Vertrauensrat“ wurde nach Bedarf des „Führers des Betriebes“ angerufen. Eine Einberufung mußte dann erfolgen, wenn es die Hälfte der „Vertrauensmänner“ beantragte. Eine Mehrzahl des „Vertrauensrates“ konnte gegen die Entscheidungen des „Führers des Betriebes“ über die Gestaltung der allgemeinen Arbeitsbedingungen (insbesondere der Betriebsordnung) den Treuhänder der Arbeit schriftlich anrufen, wenn die getroffenen Entscheidungen mit den wirtschaftlichen oder sozialen Verhältnissen des Betriebes nicht vereinbar schienen. Die Wirksamkeit der Entscheidungen wurde durch diese Anrufungen jedoch nicht gehemmt. 

Eine der Behörden, mit denen die Verwaltung des Tonwerks Heppenheim Kontakt aufnehmen mußte, war das Arbeitsamt.
Das Arbeitsamt war zur Zeit des Dritten Reiches mit der Aufgabe betraut, den Arbeitskräftebedarf der einzelnen Betriebe und Firmen zu decken. Dies galt insbesondere für Saisonbetriebe. Die Arbeiter konnten deshalb auch zu Arbeiten außerhalb ihres Berufsfeldes zum Einsatz kommen.

„In meiner Rundverfügung vom 23. 3. 1937 - 5225/345 - habe ich bereits darauf hingewiesen, daß von einer Zuweisung von Ziegeleiarbeitern zu Arbeiten außerhalb ihres Berufes, mit Ausnahme der saisonstillen Zeit, abzusehen ist. Andererseits muß aber gerade den Saisonarbeitern während der Wintermonate eine Verdienstmöglichkeit gegeben werden.“(1)

Immer mehr Arbeiter wanderten zu Baustellen der Reichsautobahn ab, weil dort Entlohnung und  Arbeitsbedingungen besser waren. 

„Insbesondere wurde festgestellt, daß sich in denjenigen Bezirken, in denen sich Baustellen der Reichsautobahn befinden eine Abwanderung der Ziegelarbeiter zur Reichsautobahn bemerkbar macht, weil dort die Löhne und die Arbeitsbedingungen besser sind.“(2)

So kam es, daß immer mehr ausländische Arbeitskräfte den Firmen zugewiesen wurden, um den Bedarf an Arbeitskräften zu decken. Für die Vermittlung eines ausländischen Arbeiters erhob das Arbeitsamt nach einem Erlaß des Reichsarbeitsministers eine Gebühr von 15 Reichsmark pro ArbeiterIn.

Für jeden ausländischen Arbeiter gab es ein „Arbeitsbuch für Ausländer“. Ein weiterer Grund, warum es immer mehr ausländische Arbeiter gab, war die Abkommandierung deutscher Arbeiter zum Reichsarbeitsdienst, um bei bedeutsamen staatspolitischen Bauvorhaben voll leistungsfähig zu bleiben. 

Ferner beschäftigte sich das Arbeitsamt mit Umsetzungen von Arbeitern bzw. dem „Verleih“ von bereits beschäftigten Arbeitern an andere Betriebe. Aus dem Tonwerk sind mehrere dieser Fälle bekannt: So wurden z.B. im Januar 1944 den Winter über dreizehn Ostarbeiterinnen und acht Ostarbeiter vom Tochterbetrieb in Praunheim nach Heppenheim versetzt, bis der Betrieb in Praunheim wieder aufgenommen werden konnte.(3)

In einem anderen Fall bittet das Tonwerk Heppenheim in einem Schreiben an das Arbeitsamt darum, die achtzehnjährige Tochter eines im Tonwerk beschäftigten Ostarbeiterehepaares von Wiesbaden-Biebrich nach Heppenheim zu versetzen, da diese sich sonst erhängen würde. Eine geeignete Austauschperson stehe bereits zur Verfügung.(4)

Aus einem weiteren Schreiben geht hervor, daß das Tonwerk um Zwangsversetzung von zehn Ostarbeitern bittet, da diese als Rädelsführer gelten, die immer Unruhe stiften und Hetzereien veranstalten würden.(5)

Des weiteren ist ein Schriftwechsel bekannt, in dem auf die Sicherstellung des Arbeitskräftebedarfs aufmerksam gemacht wird: „Wenn E. uns weggenommen wird, so müßte uns ein geeigneter Kesselheizer wieder zugewiesen werden, da sonst keine Möglichkeit besteht, den Betrieb aufrecht zu erhalten“.(6)

Zu erwähnen ist weiterhin die „Fachgruppe Ziegelindustrie der Wirtschaftsgruppe Steine und Erden“, die mit dem Kreisamt (heute Landratsamt) und dem Arbeitsamt kooperierte. Aufgabe der Fachgruppe war die Versorgung der Betriebe mit Aufträgen und Arbeitsmaterial. Des weiteren 

konnte die Fachgruppe veranlassen, daß die Ziegeleien im Frühjahr ihre Aufträge erteilten und die Arbeitskräfte aufforderten, wieder an ihre bisherige Arbeitsstelle zurückzukehren. Je länger der Krieg andauerte, desto wichtiger wurde zudem die Befugnis der Reichsstelle für Steine und Erden, Herstellungsanweisungen für die laufende Firmenproduktion zu veranlassen. Das nachfolgende Dokument zeigt eine Anweisung im Rahmen des „Kriegsauflagenprogramms“, in der das Tonwerk Heppenheim verpflichtet wird, im Zeitraum 1. April bis 31. Dezember 1943 eine exakt benannte Anzahl von spezifischen Ziegelprodukten herzustellen. Auf diese Weise wurde die unternehmerische Entscheidungsfreiheit beschnitten; andererseits konnten solche staatlichen Rahmenvorgaben freilich auch benutzt werden, um betriebsinterne Produktionsanweisungen zu legitimieren und die Intensität der Arbeit zu erhöhen. In erster Linie waren davon die Arbeitskräfte in der Produktion betroffen, aber auch die Betriebsleiter/Meister, die im Auftrag der Firmenleitung für die Umsetzung der Produktionsvorgaben verantwortlich waren. In den Spruchkammerverfahren diente dieser Sachverhalt nicht selten zur Rechtfertigung inhumaner Umgangsformen seitens der Vorgesetzten.

Die Deutsche Arbeitsfront (DAF) und das Tonwerk Heppenheim 

Nach der Auflösung der Gewerkschaften am 2. Mai 1933 wurde in Bensheim, in der Hochstraße 2, die „Kreisverwaltung Bergstraße“ der DAF eingerichtet, in deren Zugehörigkeitsbereich auch das Tonwerk Heppenheim fiel.(7) Da die DAF nach Kriegsbeginn auch für die „Fremdarbeiter“ zuständig wurde, ergingen mehrmals Schreiben an das Tonwerk wegen der schlechten Lebensbedingungen der Zwangsarbeiter. So auch am 2. November 1943, in dem sich der Kreisstellenleiter des Kreises Bergstraße, Trayser, über die schlechten Lebensbedingungen der „Ostarbeiter“ im Zweigwerk Bensheim beschwerte. Unter anderem gäbe es im Lager keinen Waschraum, „in welchem die Ostarbeiter die körperliche Reinigung vornehmen können und das Waschen der Wäsche erfolgen kann.“ In den Schlafräumen seien die Fußbodenreinigung sehr mangelhaft und die Schlafdecken sehr verdreckt. Der Zustand der Küche sei katastrophal, ihre Ausstattung sehr schlecht, so daß es an Kochgeschirr (Töpfe, Schüsseln, Kochlöffeln, Schöpflöffeln usw.) mangele. In dem Lager wäre die Unsitte eingerissen, „daß die Ostarbeiter ihre Eßnäpfe und Löffel in allen Ecken ungereinigt herumstehen“ hätten. Der in der Küche stehende Kühlschrank wäre neben Nahrungsmitteln auch noch mit „allerhand anderem Zeug vollgestopft, z.B. Wäsche, Frisierkamm, Spiegel und allerhand anderem Unrat“. Auch hätte die Werksleitung den Ostarbeiterinnen zustehende Binden zu beziehen, nicht ermöglicht, und Nähzeug zum Flicken und Stopfen wäre nicht an diese ausgegeben worden.(8) Ähnliche Zustände wurden am 8. September 1944 auch im Hauptwerk Heppenheim bemängelt: 

„(...) Bei meinem Besuch am 29. 8. stellte ich fest, daß die Baracke der Ostarbeiter derart verwanzt ist, daß man den Leuten nicht zumuten kann, darin zu wohnen. Seither haben

die Leute im Freien geschlafen, das geht natürlich jetzt während der kälteren Jahreszeiten nicht mehr. 

   Ihr Betriebsleiter, Herr Viehmann, erklärte, daß jede Woche mindestens 1 mal die Bettstellen auseinandergenommen und abgewaschen würden. Damit bringt man aber die Wanzen nicht aus dem Lager. Hier hilft nur eine umfassende Entwesung. Ich bitte Sie deshalb, bei der Gau(ver)waltung der Deutschen Arbeitsfront, Frankfurt, Abt. Schädlingsbekämpfung einen Antrag auf Entwesung zu stellen. Ferner bitte ich, Ihrem Lagerführer ganz energisch klar zu machen, daß er für die Sauberhaltung des Lagers Ihnen und uns gegenüber verantwortlich ist.

Die Ostarbeiter sind anzuhalten, nach Schluß der Arbeitszeit in ihrer Freizeit auf Sauberhaltung des Lagers zu achten. Was in anderen Lagern möglich ist, muß selbstverständlich auch im Tonwerk Heppenheim möglich sein.

Die Aborte sind am Überlaufen und vor dem einen hat sich schon ein kleiner See gebildet. Daß bei dem seitherigen heißen Wetter noch keine Seuchen ausgebrochen sind, ist mehr als ein Wunder. Sie sind als Betriebsführer verpflichtet, für das Wohl Ihrer Gefolgschaft Sorge zu tragen und müssen Sie ja letzten Endes das allergrößte Interesse daran haben, durch vor-sorgende Maßnahmen die Arbeitskraft der Ihnen anvertrauten Menschen zu erhalten.(...) “(9) 

Doch schienen solche Schreiben auch hier nur eine ermahnende Wirkung gehabt zu haben, da bei Besichtigungen der Betriebsstätten des öfteren Mängel zu beanstanden waren. Schon einleitend heißt es in dem Schreiben vom 2. November 1943, sie (die DAF) habe das Lager im Werk Bensheim „wiederholt in sehr verschmutztem Zustand angetroffen.“(10) Wie schon weiter oben erwähnt, war die DAF auch kaum mit machtpolitischen Befugnissen ausgestattet, um derartigen Forderungen nach besseren Lebens- und Arbeitsbedingungen der Fremdarbeiter Nachdruck verleihen zu können. Aufgrund schlechter Verhältnisse kam es in den letzten zwei Jahren des „Tausendjährigen Reiches“ auch in den Tonwerken zu einer ansteigenden Zahl von Ausbrüchen, denen man durch eine bessere kulturelle und geistige Betreuung entgegenzuwirken versuchte.

„ (...)  Das Amt für Arbeitseinsatz muß mitteilen, daß die Lieferung der bestellten russischen

und ukrainischen Schallplatten zurzeit nicht möglich ist, da neben Fabrikationsschwierig-

keiten, Verlagerung und Feindeinwirkungen jetzt noch weitere Verzögerungen aufgetreten

sind. Es werden daher für die Ausgestaltung der Freizeit der in den Wohnanlagen unter-

gebrachten Ostarbeiter und Ukrainer Schallplatten mit französischem Text zur Verfügung

gestellt und es wird die Hoffnung ausgesprochen, daß Sie sich mit der Erledigung Ihres

Auftrages in dieser Form einverstanden erklären.

Das Amt für Arbeitseinsatz bleibt nach wie vor bemüht, die aufgetretenen Schwierigkeiten

zu überbrücken; es wird Ihnen anheim gestellt, sich in 1/4 Jahr wegen der Lieferung von russischen und ukrainischen Schallplatten an die zuständige Gauverwaltung zu wenden. (...) “(11)

Um ferner eine Leistungssteigerung der Zwangsarbeiter zu erreichen, wurde von Seiten der Partei der sogenannte „Fremdsprachen-Dienst“ errichtet. In einem Mitteilungschreiben vom 12. Mai 1944 definierte diese Einrichtung ihre Aufgaben folgendermaßen:

„.(...) Sinn und Zweck der Fremdsprachlichen Zeitungen und Zeitschriften!
Die fremdsprachlichen Lagerzeitungen entsprechen in ihrem Inhalt und ihrer Gestaltung den Forderungen des Betriebsführers nach einem Organ, das Mittler zwischen ihm und seinen

ausländischen Arbeitskräften sein soll, das gegenseitige Vertrauen festigt und dadurch zur Leistungssteigerung und Erhaltung des Arbeitsfriedens beiträgt.- Andererseits kommen die fremdsprachlichen Lagerzeitungen dem Bedürfnis der ausländischen Arbeiter weitestgehend entgegen, eine ihrer nationalen Eigenart angepaßte Zeitung während ihres Aufenthaltes im Reich vorzufinden, die ihnen ein Freund in der Freizeit und ein Helfer in allen Berufs- und arbeitsrechtlichen Fragen ist.- Darüber hinaus leisten die Zeitungen durch ihre politische Haltung wichtige Aufklärungarbeit, da sie dem ausländischen Arbeiter den Sinn der europäischen Neuordnung verständlich machen.(...)“(12) 

Doch waren die Gründe nicht durch derartige Maßnahmen zu verdecken. So war die Entwicklung der „Arbeitsfluchten“ in den letzten beiden Kriegsjahren von zwei gegensätzlichen Trends gekenn-zeichnet. Die Fluchten selbst in ihren verschiedenen Erscheinungsformen nahmen immer weiter zu. Sie stellten, stärker noch als Bummelei, Langsamarbeit oder Tauschhandel, das wichtigste Instru-ment der Zwangsarbeiter und Kriegsgefangenen zur individuellen Verbesserung ihrer Lage dar. Diese Aktionen waren die wichtigsten und wirksamsten Formen des Aufbegehrens ausländischer Arbeiter gegen die Deutschen. Sie entsprachen der politischen und sozialen Lage der Zwangsarbeiter im Reich und verbanden relativ geringe Risiken für die einzelnen mit vergleichsweise großer Effektivität.

Nachweisbar ist eine Betriebsversammlung auf dem Gelände des Tonwerks am Montag, den 25. März 1942 um 13.00 Uhr. 

„Es spricht Parteigenosse S. von der D.A.F. Die Essens-Pause wird daher verlegt von 12.25 Uhr bis 12.55 Uhr.

Alle Gefolgschaftsmitglieder - Ausländer und Juden ausgeschlossen - haben pünktlich um 1 Uhr in der neuen Maschinenhalle zu erscheinen.“(13)

Zusammenarbeit mit Polizei und Gestapo

Wie man aus den Dokumenten entnehmen kann, bestand ein Großteil der Arbeit der Gestapo und der örtlichen Polizeibehörden darin, entflohene Kriegsgefangene wieder zu verhaften. Es geht aus einer Vielzahl an Schriftstücken hervor, daß es schon beinahe zum Alltag gehörte, wenn ein Gefangener floh. In unserem Fall handelt es sich um mehrere Ostarbeiter. So meldet z.B. das Arbeitskommando Nr. 1404 Tonwerk Heppenheim an die Ortspolizeibehörde, daß der Russe C. seinen Arbeitsplatz verlassen habe und seitdem nicht zurückgekommen sei.(14) Uns liegen weitere fünf Dokumente vor, deren Inhalt Fluchten von Gefangenen sind.(15) Im Normalfall meldete der Betroffene die Flucht eines Gefangenen in einem offiziellen Schreiben an die Ortspolizeibehörde. Diese Schreiben beinhalten Angaben zur Person des Flüchtigen (Geburtsort, Geburtsdatum, Größe, Aussehen, Kleidung, Alter, vermutlicher Zufluchtsort, Haarfarbe, Sprachkenntnisse, Fluchtzeitpunkt, Gefangenennummer). Im Gegenzug wurden Erlasse oder Befehle erteilt, wie mit den Kriegsgefangenen umzugehen sei. So wurden zum Beispiel die als Hilfspolizeibeamte verpflichteten Zivilpersonen durch Angehörige der Wehrmacht ersetzt.(16) In einem Erlaß des Reichsministers des Innern vom 4. November 1943 (17) werden Richtlinien zum Verhalten gegenüber Kriegsgefangenen aufgestellt. Darin heißt es beispielsweise:

“Kriegsgefangene müssen so behandelt werden, daß ihre volle Leistungsfähigkeit der Industrie und Ernährungswirtschaft zugute kommt“, oder: „Die Behandlung muß streng aber korrekt sein. Sie wird wesentlich durch den Nutzen bestimmt, der im deutschen Interesse zu erzielen ist; mangelnde Arbeitswilligkeit wird durch die Wehrmacht bestraft, jede eigenwillige Bestrafung ist streng verboten.“ 

Auch nähere Beziehungen von Gefangenen zu deutschen Familien sollten unterbunden werden. „Kriegsgefangene gehören nicht zur Haus-, Tisch- oder Hofgemeinschaft, also auch nicht zur Familie. Sie haben als Soldaten ihres Landes gegen Deutschland gekämpft und müssen auch jetzt noch als feindlich gesinnt angesehen werden. Wer sie deutschen Arbeitskräften gleichstellt oder sogar bevorzugt behandelt, wird zum Verräter an der Volksgemeinschaft. Deutsche Frauen, die in Beziehungen zu Kriegsgefangenen treten, schließen sich aus der Volksgemeinschaft aus und erhalten ihre gerechte Bestrafung. Selbst der Schein einer Annäherung muß vermieden werden.“ 

Im weiteren Verlauf des Textes wird den Kriegsgefangenen verboten, Feste oder kirchliche Veranstaltungen, an denen Deutsche teilnehmen, zu besuchen, in Gaststätten oder in für Kriegsgefangene verbotene Geschäfte zu gehen. Besonders hervorgehoben sind zwei Sätze in diesem Dokument,

a)  „Mangelnder Abstand gegenüber Kriegsgefangenen erleichtert dem Feind die Spionage und Sabotage und richtet sich damit gegen unser Volk“, 

b) „Jeder Verstoß gegen die Richtlinien sabotiert die Kriegsführung und wird streng bestraft.“

In einem anderen Dokument wird die Behandlung wieder eingefangener Flüchtlinge beschrieben. Diese seien mit Hand- und Fußfesseln an einem erneuten Fliehen zu hindern. Wenn in besonderen Fällen darauf verzichtet werde, müsse eine zweite Person zur Bewachung abgestellt werden. Bei zukünftigen Fluchtversuchen  sollen nicht nur die Gefangenen, sondern auch das Wachpersonal bestraft werden. Dieses sei nicht nur vierteljährlich zu belehren, sondern auch hinsichtlich der Behandlung zu schulen.(18)

Eine gewisse Sonderbehandlung erfuhren allerdings die Franzosen. Ende 1941 wurde ein Erlaß der Wehrmacht vervielfältigt, der die Bewachung der Franzosen neu regelte. Auf dem Weg zur bzw. von der Arbeitsstelle sollte nunmehr kein Wachpersonal die Gefangenen begleiten.(19) Ein französischer Unteroffizier sollte fortan die Aufgabe des deutschen Bewachers übernehmen. An der Arbeitsstelle sollte die Aufgabe der Bewachung von Hilfswachmannschaften übernommen werden. (Dies galt nur für Franzosen). Ganz anders hingegen wurden die russischen Kriegsgefangenen behandelt.(20) Das Dokument aus dem Jahre 1943 beschreibt die ansteigenden Fluchtversuche und erteilt Gegenmaßnahmen. In Zukunft sei die Kolonnenarbeit einzuführen, die die Bewachung erleichtern würde. Nicht „einwandfreie“ Gefangene sollten aus ihrer derzeitigen Beschäftigung herausgelöst werden. Statt dessen sollten sie Schwerstarbeiten zugeteilt bekommen. Falls dies nicht ausreiche, sollten sie der Geheimen Staatspolizei gemeldet werden. Des weiteren sollten die Unterkünfte auf ausreichende Vorkehrungen, die eine Flucht verhindern, überprüft und die Wachmannschaften durch weiteres Personal bzw. durch Hunde verstärkt werden. Wenn es trotz allem einem Gefangenen gelang zu fliehen, hatte er meist keine Chance, denn auf ihn wurde eine Belohnung ausgesetzt. Er hatte also nicht nur sämtliche NS-Behörden am Hals, sondern auch breite Teile der Bevölkerung. Es war allerdings nicht die einzige Aufgabe der Gestapo, entflohene Gefangene wieder einzufangen. Zu den eher präventiven Maßnahmen gehörte offenbar eine Razzia nach Schriftenmaterial im Besitz der Kriegsgefangenen auf Anweisung der GESTAPO Darmstadt. Danach war das Tonwerk Heppenheim "...am Montag, den 20. März 1944 um 7 Uhr schlagartig zu durchsuchen nach Schriftenmaterial und...insbesondere darauf zu achten auf Schriften `Organisation und Brüderliche Mitarbeiterschaft aller Kriegsgefangenen´. Selbstverständlich muß bei der Untersuchung auch darauf geachtet werden, ob Waffen oder sonstige verbotene Sachen im Besitz der Kriegsgefangenen sind...Zuerst werden die Krgfg. körperlich durchsucht und anschließend erfolgt Durchsuchung der Unterkunft." Aus der Vollzugsmeldung des Schutzpolizeimeisters Geiß (Heppenheim) vom selben Tag geht hervor, daß die Durchsuchung von Kriegsgefangenen und Unterkunft ergebnislos verlief. "Die Durchsuchung wurde von mir deshalb schon um 6 Uhr angesetzt, weil 12 Gefangene, die als Ofenarbeiter beschäftigt sind, schon um 6 Uhr mit der Arbeit beginnen."(21)

Aus politischen Gründen wurden auch Tausende von Menschen festgenommen. So liegt ein Schreiben der Geheimen Staatspolizeistelle Darmstadt vor, das die Festnahme eines Schlossers, eines Schreiners, eines Zeitungsausträgers und eines Malers im Raum Gießen belegt. Es wird behauptet, daß die ersten beiden sich an der illegalen „Roten Hilfe“ beteiligt hätten. Der Zeitungsausträger wurde verhaftet, weil er den Vers „Beamte und Profitler, die sagen stets `Heil Hitler´, Leute mit Kummer und Sorgen die sagen stets`Guten Morgen´“ weitererzählte. Zudem behauptete er in einer Wirtschaft, daß die Bombardierung der Städte Darmstadt und Karlsruhe von deutschen Fliegern erfolgt sei und nur dazu diene, das deutsche Volk zur Zeichnung von Kriegsanleihen reif zu machen.(22) Auffällig ist besonders, daß speziell in den ersten beiden Jahren, in denen die NSDAP an der Macht war, sehr viele Menschen aus politischen Gründen verhaftet wurden. In der folgenden Statistik, die nur für Heppenheim gilt, wird deutlich, wie viele Personen in einer so verhältnismäßig kleinen Stadt verhaftet wurden.

	Jahr
	1933
	1934
	1940 - 1943
	1944 - 1945

	Anzahl der Verhaftungen
	18
	10
	6
	7


(23)

Bemerkenswert erscheint uns, daß von den befragten früheren Verwaltungsangestellten generell die Auffassung vertreten wurde, es habe wegen der vergleichsweise guten Behandlung im Tonwerk keine Fluchtversuche von Zwangsarbeitern gegeben. An solche Vorgänge konnten sie sich selbst dann nicht erinnern, als wir ihnen Dokumente vorlegten, aus denen hervorgeht, daß eine der Befragten Fluchtmeldungen an die Behörden verfaßt und unterzeichnet hatte.

4.2  
Die Bedeutung der Zwangsarbeit für das Tonwerk Heppenheim

Ab 1936 kam es durch die Intensivierung der Kriegsvorbereitung und den Vierjahresplan zu einem Arbeitskräftemangel. Aufgrund des höheren Lohnniveaus im industriellen Bereich wechselten immer mehr Landarbeiter in die Industrie, was das Problem des Arbeitskräftemangels besonders in der Landwirtschaft verschärfte. Der Mangel an deutschen Arbeitern sollte durch ausländische Zwangsarbeiter behoben werden.

Der Arbeitskräftemangel verschärfte sich mit Beginn der militärischen Operationen. Durch die territoriale Ausbreitung Deutschlands wurden noch mehr deutsche Arbeiter in das Militär eingebunden. Deswegen gab es auch eine Zunahme an ZwangsarbeiterInnen während des Krieges. Außerdem standen in den okkupierten Gebieten viele Zivilisten zur Verfügung, die dann mit den Kriegsgefangenen nach Deutschland kamen und dort dann die Arbeit übernehmen mußten.

Im August 1944, dem Höhepunkt des Einsatzes ausländischer Arbeitskräfte, waren im Reichsgebiet mehr als 7,6 Millionen Zwangsarbeiter registriert; etwa 1,9 Millionen davon waren Kriegsgefangene. Unter den zivilen ausländischen Arbeitskräften war ziemlich genau ein Drittel Frauen, von denen wiederum mehr als die Hälfte aus der Sowjetunion stammte.(24) 

Auch im Tonwerk Heppenheim übernahmen zunehmend Zwangsarbeiter die Tätigkeiten der Beschäftigten, die zum Militärdienst an die Front berufen wurden. Im Laufe der Zeit wurden sie zu einer dominierenden Stütze im Produktionsprozeß, denn durch die immer mehr um sich greifende Einziehung der deutschen Bevölkerung wuchs die Zahl der „fremdländischen“ Arbeiter in den Betrieben der Gebrüder Strauch, und schließlich bestand die Belegschaft zu 80 bis 90% aus Ausländern. Die Zwangsarbeit schloß alle Aufgaben im Produktionsbereich ein. 

Beschäftigungszahlen des Tonwerks Heppenheim (und seiner Zweigwerke)*:
Heppenheim:

	Jahr
	Angestellte
	Arbeiter
	davon ZwangsarbeiterInnen 

(einschl. Kriegsgefangene)

	1931

1932

1933

1934

1935

1936

1937

1938

1939

1940

1941

1942

1943

1944

1945
	8

9

11

11

14

13

13

13

13

15

15

14

ca. 15

keine Angabe

12
	145

158

209

190

195

205

194

175

194

200

180

160

ca. 214

keine Angabe

100
	-

-

-

-

-

-

-

-

-

60 französische Kriegsgefangene 

ca. 60 französische Kriegsgefangene

155 

172

ca. 170

keine Angabe


*Die Zahlenangaben wurden von uns aus dem umfangreichen Schriftverkehr des Tonwerks ermittelt. Für das Jahr 1943 können wir aufgrund der Akte VIII. 8 im Stadtarchiv Heppenheim eine detailliertere Aufschlüsselung vornehmen:

Im Stammwerk Heppenheim waren am 13, März 1943 beschäftigt: 

	Deutsche Belegschaft:
	49 Männer
	8 Frauen

	Zivile Zwangsarbeiter:
	27 Männer (13 Russen, 12 Ukrainer, 1 Kroate, 1 Pole)
	29 Frauen (16 Ukrainerinnen, 13 Russinnen

	Kriegsgefangene
	116 Männer (Russen)
	


Im Laufe des Jahres 1942 wurden die französischen Kriegsgefangenen nach einem Aufstanddurch sowjetische Kriegsgefangene ersetzt. Am 2.Juli 1942 übernahm das Tonwerk Heppenheim aus dem Lager Kelsterbach 22 sowjetische Zwangsarbeiter (12 Männer, 10 Frauen).

Nach Auskunft der AOK-Bensheim vom 17. Juli 1996 betrug der aus Datenschutzgründen nur summarisch übermittelte Bestand an OstarbeiterInnen im Stammwerk Heppenheim zum Eintrittsdatum 1942/43 insgesamt 154 OstarbeiterInnen ohne genaue Angabe der Herkunftsländer; davon 77 Männer und 76 Frauen. (Dieses zahlenmäßige Verhältnis ist auch für 1944 nachweisbar). Überraschenderweise ist auch ein Kind von elf Jahren registriert, dem Vornamen nach ein Mädchen. Weder die Söhne des früheren Firmenchefs, noch andere Zeitzeugen haben dieses Kind je bemerkt. Ein AOK-Austrittsdatum wird nicht genannt. Der Altersdurchschnitt betrug etwa 20-25 Jahre. Eine Auswertung aller uns vorliegenden Geburtsdaten der männlichen Zwangsarbeiter (ohne Kriegsgefangene) zeigt eine deutliche Konzentration der Geburtsjahrgänge 1923 [7], 1924 [4], 1925 [17] und 1926 [6]. Alle anderen Jahrgänge umfassen maximal zwei Personen, dabei reicht die Spanne von 1896 bis 1926. Weitere Daten der Allgemeinen Ortskrankenkasse liegen nicht vor; Kriegsgefangene mußten vom Betrieb nicht bei der Krankenversicherung angemeldet werden.

Am 11. September 1944 waren 169 ZwangsarbeiterInnen im Stammwerk beschäftigt, wovon zehn zum Westwallbau abgeordnet werden mußten.(25) 

Bensheim

	Jahr
	Angestellte
	Arbeiter
	davon ZwangsarbeiterInnen

	1941

1942

1944
	1

1

keine Angabe
	5

13

keine Angabe
	keine Angabe

keine Angabe

März: 33, Mai: 57


Eine nähere Aufschlüsselung ergibt:

· 6. März 1944: 25 Frauen und 8 Männer;

· 16. Mai 1944: 35 Frauen und 22 Männer.(26) 

Auffallend ist die im Vergleich zum Stammwerk jüngere Belegschaft: Während der älteste Beschäftigte erst im Jahre 1906 geboren wurde, gehören immerhin drei Beschäftigte dem Jahrgang 1927 an, eine junge Frau sogar dem Jahrgang 1928. Die Mehrzahl der ZwangsarbeiterInnen gehört aber auch in Bensheim zu den Jahrgängen 1923-1926.

Frankfurt - Praunheim
	Jahr
	Angestellte
	Arbeiter
	davon ZwangsarbeiterInnen

	1934

1935

1936

1937

1938

1939

1940

1941

1942
	-

2

2

2

2

2

2

2

2
	45

50

55

50

40

40

45

40

40
	keine Angaben


„In eine Unterkunft in der damaligen Hindenburgstraße (heute Ludwig-Landmann-Straße) waren 1943 auch zehn polnische Männer und 23 Männer aus der Ukraine eingewiesen worden. Sie mußten für die Kohlengroßhandlung Nirmaier & Co. KG arbeiten. In der Hindenburgstraße 90 befand sich das Lager der Ziegelei-Tonwerke F. Strauch & Co., Heppenheim, die in Praunheim eine Geschäftsstelle unterhielt.“ (Heimatgeschichtlicher Wegweiser, Hessen I, S. 125)

Nach Auskunft der zwei in diesem Werk beschäftigten Russinnen mußten in ihrem Herkunftsort alle Dorfangehörigen zwischen sechzehn und fünfundzwanzig Jahren zur Zwangsarbeit nach Deutschland.

Massenheim












(27)
	Jahr
	Angestellte
	Arbeiter
	davon ZwangsarbeiterInnen

	1937

1938

1939

1940

1941

1942
	2

2

2

2

2

2
	35

35

35

35

30

30
	keine Angaben


AOK-Akten zum Werk Massenheim zeigen für den Zeitraum 1940/41 folgende Versicherungsanmeldungen:

· Arbeiter: 20

· Jüdische Zwangsarbeiter: 35

· „Fremdarbeiter“: 17

Zu beachten ist, daß aus den Unterlagen nicht hervorgeht, wieviele Arbeitskräfte zu einem bestimmten Zeitpunkt im Zweigwerk beschäftigt waren. Hieraus erklären sich möglicherweise die Widersprüche zu obiger Tabelle.

4.3 
Herkunft der ausländischen ZwangsarbeiterInnen

Die folgende Tabelle zeigt Anzahl und Herkunftsländer der in Deutschland eingesetzten Zwangsarbeiter im Jahre 1944. (28)

Am Anfang versuchte man, die Arbeiter mit Werbeplakaten und anderen Propagandainstrumenten nach Deutschland zu locken. Jedoch kam es zu Zwangsdeportationen, als dies nicht die Wirkung zeigte, die man sich erhoffte.

Frau Gluschko schilderte uns, daß sie unter Vorspiegelung falscher Tatsachen aus der Brotfabrik in Poltava (Ukraine), in der sie arbeitete, gelockt und in einem Viehwaggon nach Heppenheim transportiert wurde. Zwei von uns befragte ehemalige russische Zwangsarbeiterinnen berichteten, daß die gesamte Bevölkerung ihres Dorfes im Alter zwischen sechzehn und fünfundzwanzig Jahren von SS-Einheiten zusammengetrieben wurde, ein von der SS niedergebranntes Dorf in der Nachbarschaft diente als schreckliches Anschaungsmaterial für die Folgen, die sich bei einer Nichtbefolgung ergeben hätten. Die von uns befragten Frauen wurden in einen Eisenbahnwaggon verladen, der erst in Frankfurt/M. geöffnet wurde. Dort wurden sie von einem Firmenmitglied des Tonwerks Heppenheim/Zweigwerk Praunheim übernommen.
Nach den uns vorliegenden Akten können wir schlußfolgern, daß der Großteil der im Tonwerk Heppenheim beschäftigten „Fremdarbeiter“ aus den östlich okkupierten Gebieten stammte. Diese Annahme wird etwa durch ein Schreiben des Tonwerks an das Wirtschaftsamt „Abteilung Seife“ Heppenheim a.d.B. vom 11. September 1944 bestätigt, durch welches Seife und Waschmittel für die im Werk beschäftigten „Fremdarbeiter“ bestellt wurden. Als Empfänger dieser Utensilien werden ausschließlich OstarbeiterInnen benannt.(29) 

Noch deutlicher lassen die vom Tonwerk Heppenheim angeforderten Lieferungen des „Fremdsprachen-Dienstes“, einer Institution, die nach Auftrag verschiedene fremdsprachliche Zeitungen zu Propagandazwecken an die Betriebe lieferte, erkennen, aus welchen Regionen die im Tonwerk eingesetzten Zwangsarbeiter stammten. Bei diesen Bestellungen des Tonwerks wurden meistens ukrainische, russische, polnische und jugoslawische Zeitungen bestellt.(30) Dies zeigt also, daß der Großteil der im Tonwerk Heppenheim beschäftigten Fremdarbeiter aus dem Osten kam. Die folgende Tabelle, die aus einem Bericht des Bürgermeisters der Stadt Heppenheim a.d.B. an die Ortspolizeibehörde aus dem Jahre 1943 stammt, belegt dies noch einmal. Anhand dieser Tabelle kann man sehen, daß im Juni 1943 ausschließlich russische Kriegsgefangene im Tonwerk Heppenheim eingesetzt waren:

„In Hessen gab es drei Kriegsgefangenenstammlager: Im Wehrbereich IX (Kassel) die Stammlager IX A Ziegenhain und IX B Bad Orb-Wegscheide und im Wehrbereich XII (Wiesbaden) das Stalag XII A Limburg. Zu jedem dieser Stammlager  mit Belegstärken bis zu 40.000 Gefangenen gehörte ein Netz von Arbeitskommandos in Industrie und Landwirtschaft.“(31)
	Anzahl der vorhandenen ArbeiterInnen in Heppenheim (Stadt) (32):

	ZivilarbeiterInnen
	Ostarbeiter (Sowjetunion)
	76 

	
	Polen
	20

	
	Franzosen
	4

	
	Belgier
	3

	
	Holländer
	2

	
	Jugoslawen
	2

	
	Schweizer
	4 (keine Arbeitskräfte)

	
	Italiener
	14

	
	Spanier
	1 (keine Arbeitskraft)

	
	Zusammen
	126

	
	
	

	Kriegsgefangene
	Russen
	109 (Tonwerk)

	
	Franzosen
	30 (Stadt)

	
	Zusammen
	139


In einem Schreiben des Tonwerks vom 22. April 1943 an das Hochbauamt wird betont, daß vor dem Krieg 224 Deutsche im Werk arbeiteten, zum Zeitpunkt des Schreibens waren lediglich 45 Deutsche im Werk beschäftigt. Die restlichen Arbeiter stammten aus den Ostgebieten, darunter 105 russische Kriegsgefangene und 50 Ostarbeiter. Außerdem wird nochmals um Erstellung eines Gemeinschaftshauses für die Ostarbeiter gebeten, da die Gauleitung eine andere Unterbringung für die Arbeiter gefordert habe.(33) 

Aus weiteren Akten geht hervor, daß der Großteil der ZwangsarbeiterInnen aus den östlichen Gebieten stammten, wie z.B. aus einer Auflistung der am 16. Mai 1944 in den Werken Heppenheim und Bensheim tätigen „OstarbeiterInnen“ hervorgeht. Im Hauptwerk waren 119 „OstarbeiterInnen“, zu gleichen Teilen männliche wie weibliche Beschäftigte. 

Weitere Angaben über Anzahl und Herkunft der ZwangsarbeiterInnen erhielten wir aus einem Schreiben an das Hochbauamt vom 26. Juli 1940. In diesem Schreiben geht es um den Bau eines Gemeinschaftshauses für sechzig französische Kriegsgefangene.(34) Am 28. August 1942 wird das Kriegsgefangenenarbeits - Kommando 1653 erwähnt. Hier wird festgehalten, daß das Tonwerk Heppenheim achtzig russische Gefangene neu dazu bekommen hat.(35) 

Am 6. März 1944 wurde die Anzahl der Kriegsgefangenen mit 61 angegeben. Unter den Zivilisten waren 64 Frauen und 47 Männer.(36)

Leider liegen uns keine kontinuierlich geführten Aufzeichnungen über die exakten Beschäftigungszahlen in allen Zweigwerken vor; zudem ist zu beobachten, daß die tatsächliche Belegschaftsstärke im Jahresverlauf und im Jahresvergleich starken Schwankungen unterlag.

Über die Anzahl der ZwangsarbeiterInnen in Praunheim liegen uns keine, für Massenheim nur wenige Daten vor.

4.4 
Die Zwangsarbeiter in der betrieblichen Hierarchie des Tonwerks

Die Zwangsarbeiter nahmen in der betrieblichen Hierarchie der Tonwerke den untersten Platz ein. Sie hatten Befehle von oben entgegenzunehmen und ihren Aufgaben im Produktionsbereich nachzugehen. Während des Arbeitsprozesses hatten die Ostarbeiter die Befehle der Meister entgegenzunehmen. Die einheimischen Arbeitskräfte, die zusammen mit den Zwangsarbeitern im Produktionsprozeß integriert waren, unterstanden ebenfalls den Meistern. Das Verhältnis zwischen ihnen wirkte kollegial. Die deutschen Arbeiter - darunter auch die zwangsverpflichteten jüdischen Arbeiter -waren nicht für die Mißhandlungen verantwortlich; vielmehr litten auch sie nicht selten unter dem Verhalten der Meister und des Betriebsleiters.(37) So berichtet die langjährige Buchhalterin des Stammwerks, Josefa K.:

" Der Meister Viehmann war ein kräftiger Mann. Der hat schon hinter seinen Leuten gestanden, die arbeiten mußten. (...) Das war sozusagen der Hauptmann vom Betrieb (...), daß alles ordnungsgemäß läuft. (...) Er hat seine Untermeister gehabt. Er war das Oberhaupt. Die Stimmung war nicht so gut zwischen den einzelnen, wie das in einem Großbetrieb so vorkommt. Streit gab es da keinen (...), Wortwechsel. Der Meister Viehmann, 1945 war er weg, aber darüber möchte ich nicht reden. (...) Er war sehr, sehr schlimm."(38) 
Die Aufsicht von einem oder mehreren Meistern war in der Ziegelindustrie weit verbreitet:

"Früher bestand allgemein die Sitte, den ganzen Betrieb einer Ziegelei einem Ziegelmeister, häufig einem Lipper, zu verdingen. Dieser brachte dann von seiner Heimat die erforderlichen Arbeitskräfte mit und erhielt für jedes Tausend der gebrannten Ware eine bestimmte Summe, außerdem Holz, Kohle oder Torf und auf landwirtschaftlichen Ziegeleien meistens Lebensmittel und Ackerland zur freien Verfügung. Bei Maschinenziegeleien bot es jedoch Schwierigkeiten, alles in Stücklohn zu vergeben. Die größere Verantwortung für sämtliche Maschinen, deren Anschaffung schon bei mittelgroßen Ziegeleien eine nicht unbedeutende Geldsumme erfordert, die sorgfältige Bedienung derselben, die Pflichten, welche die einschlägigen Gesetze dem Besitzer heute auferlegen, die Maßregeln zur Unfallverhütung, die Schutzmittel gegen Feuersgefahr und anderes mehr machen es unerläßlich, Betriebsleiter anzustellen, denen es nicht allein auf die billigste Herstellung großer Warenmengen ankommt. (...) Auf großen Werken, wo außer dem Betriebsleiter Unterbeamte gehalten werden müssen, bewährt es sich, einen Ziegelmeister als Aufseher über Ofen und Lagerplatz, und einen früheren Monteur als Leiter des Maschinenbetriebes anzustellen."(39) 
Der Begriff „Meister“ ist im Tonwerk Heppenheim nicht Kennzeichen einer absolvierten Ausbildungslaufbahn, sondern funktional zu verstehen. Einzelne Arbeiter wurden „ausgeguckt“ und von den Firmeninhabern zu weisungsberechtigten „Meistern“ erklärt. Freilich unterstanden sie dem dominanten Betriebsleiter Viehmann.

Über der Produktion stand die Verwaltungsebene, deren Büros ebenfalls im mehrstöckigen Hauptproduktionsgebäude untergebracht waren. Hier wurden Schreibarbeiten erledigt und innerbetriebliche Probleme gelöst. So gehörten in der Ziegelindustrie "zu jedem geordneten Betrieb natürlich auch eine übersichtliche Buchführung, aus der man zu jeder Zeit schnell den Geschäftsgang übersehen und dadurch feststellen kann, ob man mit Gewinn oder Verlust arbeitet und an welchen Stellen noch Ersparnisse gemacht werden müssen, wenn die Ziegelei ertragsfähiger gemacht werden soll.“(40) 
Frau K.: "Von 1935 bis 1963 war ich im Tonwerk. Als ich hinkam, war ich zwanzig Jahre alt, kam von der Höheren Handelsschule in Darmstadt und war dann im Tonwerk und kam dann gleich in die Buchhaltung, die Kasse habe ich bekommen und bin immer etwas höher aufgestiegen. Später war ich in der Lohnbuchhaltung bzw. Finanzbuchhaltung. Und die Buchhaltung wurde damals mit einer Glasfeder auf die einzelnen Konten durchgeschrieben."(41) 

Ihr Vorgesetzter, der Jahrzehnte im Betrieb beschäftigte Prokurist Bernhard Sachs, kann als der verwaltungsmäßige Stabilitätsfaktor im wechselhaften Geschehen der Tonwerke gelten. 

Fritz und August Strauch blieben auch räumlich der Produktion meist fern. Wichtige Besprechnungen fanden in der „Grünen Villa“, dem „Direktionsgebäude“ statt. Direkte Eingriffe in die Produktion gab es von ihrer Seite ebenso selten wie persönliches Verweilen bei den Arbeitskräften. Anweisungen, was zu tun war, gaben sie an den herbeizitierten Betriebsleiter Viehmann, der dadurch eine zentrale Stellung erhielt- der Belegschaft, aber auch den Besitzern gegenüber. Dieser gab sie an die Meister weiter, die aufgrund ihrer meist langjährigen Betriebspraxis über jenes Ziegelei-Know-how verfügten, das den Inhabern fehlte und diese in eine nicht unbedeutende Abhängigkeit hinsichtlich der technischen Betriebsabläufe brachte. Es gibt Beispiele dafür, daß sich in Einzelfällen auch die Betriebsinhaber um persönliche Belange der Beschäftigten, auch der ZwangsarbeiterInnen, kümmerten. Im Regelfall beschränkten sie sich auf die Repräsentanz des Betriebs anderen Firmen und den staatlichen Einrichtungen gegenüber und versuchten, die langfristige Stabilität des Gesamtunternehmens durch entsprechende Verkaufsstrategien und Werksstrukturen zu sichern. 

Die Zwangsarbeiter unterstanden zwar den Gebrüdern Strauch; da sie aber unmittelbar nur die Meister und den Betriebsleiter als Vorgesetzte hatten, waren sie oftmals deren Launen ausgesetzt.

4.5  
Arbeits- und Lebensbedingungen

4.5.1  
Produktionsabläufe

Die Herstellung der Ziegel lief in sechs Phasen ab:

1.  Abbau des Tons in den Tongruben,

2.  Aufbereiten des Rohstoffes, 

3.  Formen der Ziegel,

4.  Trocknen, 

5.  Brennen, 

6.  Transport. 

"Für die Gewinnung des Tons mußte erst eine Lagerstätte gefunden werden. Abgesehen von geologischen Beschreibungen gab es früher auch Methoden, in denen die Vegetation als Indikator für ein Vorkommen von Ziegeltonen benutzt wurde (...) Eine kleine Ziegelei konnte geringere Tongruben im Handbetrieb ausbeuten, zumal dafür auch keine besonderen Sicherheits-

vorkehrungen notwendig waren. Für die Arbeit brauchte man lediglich Spaten, Hacken, Schaufeln und manchmal den Pflug. Bei den Aufbereitungsarten wie Sommern und Wintern, Sumpfen und Mauken laufen chemische, physikalische und biologische Prozesse lediglich durch die Mischwirkung beim Abbau, beim Transport und bei der Lagerung ab. Es handelt sich im wesentlichen um eine passive Vorbereitung des Rohstoffs für die Fertigung, die nur einen Einsatz von Kräften oder Maschinen fordert. Für das Formen der Ziegel im Handbetrieb waren nur einfache Gerätschaften nötig. Eine bahnbrechende Neuerung auf diesem Gebiet war vor etwa 140 Jahren die Erfindung der Ziegelpresse.(...) Die Angaben über die Leistungen bei Handarbeit differieren durchaus; so heißt es an anderer Stelle auch: Pro Tag konnte ein geübter Ziegler mit Gehilfen bei einer vorausgesetzten Arbeitszeit von 12 bis 14 Stunden (!) 800 bis 1000 Ziegel formen.“(42)
Die Trocknung ist der nächste Schritt in der Produktion. In den Handziegeleien war die Freilufttrocknung gebräuchlich. Bei dieser einfachen Methode wurde der geformte Rohling im Freien oder in einem offenen Schuppen (Schutz vor Regen !) so lange gelagert, bis ein großer Teil des in ihm befindlichen Wassers verdunstet war. Das konnte je nach Klimaverhältnissen vier bis sechs Wochen dauern. Auch hier hat die Industrie diesen Arbeitsschritt beschleunigt durch die Entwicklung von Großraum-, Kammer-, Tunnel- und Klimatrocknern. 

Bei der Entwicklung der Brenntechnik lassen sich vier Stufen feststellen: 

Die Handwerksziegelei benutzte den Meiler- oder Feldbrandofen, die Manufakturziegelei den Deutschen bzw. den Kasseler Ofen. Die industrielle Fertigung arbeitete seit der Mitte des vorigen Jahrhunderts mit dem Ringofen. In den Tonwerken Heppenheim erfolgte das Brennen der Ziegel während der Kriegszeit im Ringofen. 

"Der Ringofen (c) ist ein kontinuierlich betriebener Brennofen, bestehend aus einem ringförmigen (ovalen, zickzackförmigen, manchmal auch rechteckigen) Brennkanal. Mit ihm nahm die industrielle Produktion einen enormen Aufschwung."(43) 

Ehemalige Werksangehörige schilderten uns die Produktionsabläufe:

In den Gruben wurde mit dem Spaten Lett (44) aus über vier Meter tiefen Löchern gestochen, der auf Loren geladen und anschließend ins Werk transportiert wurde. Lett war eine weiße Masse, die man nicht baggern konnte. Auf Kippen gefahren, wurde dieses Ausgangsmaterial für Ziegel eine Zeitlang gelagert. Im Werk gab es eine Maschine, die den Lett beweglich machte, so daß daraus Platten geformt werden konnten. Diese wurden in einer Presse zu Ziegeln geformt. Vor der Presse standen drei Mann, die Holzrähmchen hatten, auf welche Ziegel fielen und zum Trocknen aufeinandergesetzt wurden. An den Ziegeln befanden sich Dränagen, die mit großer Sorgfalt mit Holzformen ausgestaltet wurden. Nach dem Trocknen kamen sie in den Ofen, wo sie gebrannt wurden. Wenn die Ziegel in diesen Ofen, der so lang war wie das ganze Werk, hineingesetzt worden waren, wurden beide Seiten zugemauert, und Kohlen fielen von oben hinein. Um den Ofen herum wurde es sehr heiß. Der Vorgang dauerte einen Tag, dann wurde der Ofen schon wieder langsam aufgemacht. Die Ziegel wurden aufgefahren, gestapelt und mit einem Lastwagen abtransportiert. Backsteine wurden aus Lösch gemacht, den man im Gegensatz zu dem Lett baggern konnte. Diese mußten ihre Form nicht so exakt halten wie die Ziegel. Die Produktion der Backsteine lief genauso ab wie die der Ziegel. Man benötigte lediglich keine Holzrähmchen. Es wurden abwechselnd Ziegel und Backsteine hergestellt.(45) 

Die Kräfte der Zwangsarbeiter in den Tongruben wurden gerade in den Wintermonaten erheblich 

strapaziert, weil durch die andauernde Kälte die Arbeit noch diffiziler wurde. Aufgestockte 

Nahrungsrationen sollten daher die Arbeiter in ihrer mißlichen Situation stärken. Besonders die 

Tätigkeit am Ofen war sehr schwer, denn die Fremdarbeiter hatten harte körperliche Arbeit bei einer 

Raumtemperatur von ungefähr 60 bis 80 °C und absoluter Trockenheit zu verrichten. M. Fischer, der 

seit 1947 in den Tonwerken beschäftigt war, erzählt hierzu:

"Es waren verschiedene Arbeiten, die sie gemacht haben. Damals wurden die Ziegel in Regale gesetzt, zum Trocknen. Die Ziegel wurden 8-14 Tage in diesen Trockengestellen gelassen. Die schlechten sind weggeschmissen worden, die anderen wurden verkauft. Bei Strauchs mußten wir die Kohle noch in die Öfen schaufeln. Es war zudem sehr mühsam, die scharfen, kantigen und gewichtigen Backsteine zu heben. Diese wurden nämlich von der einen Seite in den Ofen eingeräumt und dann bei 60°C Hitze auf der anderen Seite von Männern wieder rausgehoben. Die Frauen haben die Ziegel in die großen Regale gestellt (...) und nach fünf bis sechs Wochen haben sie die Männer wieder herausgeholt.(...) .Die Frauen haben die Ziegel vom Laufband genommen und sie in die Regale gestellt. Nach vierzehn Tagen waren sie trocken, und man hat sie wieder aus dem Gestell geholt.“(46)

Die Arbeit in den Tonwerken war allgemein sehr anstrengend. So berichtet ein ehemaliger Arbeiter des Tonwerkes:

"Die Stunde 43 Pfennige, netto rund 18 Mark (...) viereinhalb Jahre im Tonwerk bis zu meinem Unfall. In diesem düsteren, mittelalterlich anmutenden Betrieb.(...) Ich durfte zwei Jahre lang täglich rund 350 Zentner in rechteckigen Tonballen zu circa 45 Pfund in monotonen, geisttötenden neun Stunden mit Hand- und Körperkraft von an Gleise gebundenen Loren an den Maschinenstätten abladen.“(47)

Der Firmenbesitzer Fritz Strauch lehnte mit der Argumentation, die Arbeit im Tonwerk sei nach der Arbeit im Bergwerk die zweitschwierigste, die Einstellung eines Kriegsbeschädigten in einem Schreiben an das Arbeitsamt ab.(48) Die Zwangsarbeiter wurden in der laufenden Produktion beschäftigt. Sie erhielten jedoch keinen Einblick in den Verwaltungsbereich, denn diese Aufgaben fielen einheimischen Angestellten und den Firmenbesitzern selbst zu. Die Zwangsarbeiter waren aber keinesfalls nur im Tonwerk Heppenheim beschäftigt. Saisonbedingt wurden ausländische Arbeitskräfte für einen bestimmten Zeitraum an die umliegenden Bauernhöfe ausgeliehen, um z.B. bei der Ernte zu helfen. Die Betriebsleiter Fritz und August Strauch haben die Arbeiter auch zum großen Teil an Wochenenden zu den Bauern geschickt. Den Bauern waren die Fremdarbeiter wegen des großen Arbeitskräftemangels eine willkommene Hilfe. Sie behandelten ihre Helfer allgemein dementsprechend gut. Jedoch gab es auch unter den Bauern solche, die die Arbeitskraft der ausländischen Arbeiter ausnutzten. So berichtet ein Zeitzeuge: "Ich habe mal mit einem Italiener gedroschen. Wissen Sie, bei den Bauern diese Dreschmaschinen. (...).Und die Bauern, die gaben ja kein Geld. Das hat mich so geärgert, und da habe ich gesagt: ‘Hör mal, wir tun uns jeder drei von den Früchten weg, die legen wir uns hinten in den Garten, wenn wir später den Weg runtergehen, und heute nacht holen wir sie.’ Und das haben wir dann auch gemacht.(...) Da hat dann jeder seine Frucht gehabt für das, daß uns der Bauer so schlecht belohnt hat." (49) Der Einsatz von Kriegsgefangenen in der Landwirtschaft war keine Seltenheit, sondern weit verbreitet im Kriegsalltag. So berichtet ein Zeitzeuge: 

"Der Charakter der Arbeit unterschied sich wesentlich. Wenngleich der Arbeitstag in der Landwirtschaft nicht normiert war und in Spitzenzeiten oft bis achtzehn Stunden betrug, es gerade Unterkunft und Essen, aber keinen Lohn gab, war es doch ein großes Glück, aufs Land zu kommen. Im Vergleich zu den acht oder zwölf Stundenschichten  in den Gruben oder am Fließband, manchmal sogar unter Tage, schien auch die schwerste landwirtschaftliche Arbeit vom frühen Morgen bis zum späten Abend ein Paradies zu sein."(50) Für die Zwangsarbeiter des Tonwerkes Heppenheim stellte die Beschäftigung in der Landwirtschaft eine Abwechslung dar und bedeutete vor allem gute Verpflegung durch die Bauernfamilien.

Neben dem bis hierher dargestellten Aufgabenbereich wurden die Fremdarbeiter zudem aufgefordert, nach Schluß der Arbeitszeit und in ihrer Freizeit auf die Sauberhaltung des Lagers zu achten.

4.5.2 
Unterkunft, Ernährung, Entlohnung, Arbeitszeit und Freizeit

Unterkunft der Zwangsarbeiter 

Die französischen Kriegsgefangenen des Tonwerks Heppenheim waren in der dritten Etage der dem Hauptproduktionsgebäude östlich vorgelagerten Trockenhalle untergebracht. Anfänglich lebten hier ungefähr sechzig Franzosen, die im Laufe des Jahres 1942 durch russische Kriegsgefangene, polnische und sowjetische zivile Zwangsarbeiter ersetzt wurden.

Ein Zimmer hatte die Ausmaße von ca. 14-16 qm und war für zehn Bewohner vorgesehen.

Die Einrichtung bestand aus einem Kleiderschrank und zweistöckigen Holzbetten.

Nach einem Rundschreiben des Reichsstatthalters in Hessen vom 16. Februar 1942 (Nr. 3 G.1757) an die Landräte, Oberbürgermeister und Staatlichen Gesundheitsämter sollten Kriegsgefangene in beheizbaren, entlausten und entwesten Räumen untergebracht werden. 

Als Heizung für nahe der Produktionshalle gelegene Unterkünfte der ausländischen Tonwerksarbeiter diente die Restwärme der Ziegelöfen.

Da die Aufnahmekapazität dieser Räume begrenzt und eine ausreichende Bewachung bei den Ostarbeitern und Ostarbeiterinnen nicht gewährleistet werden konnte, wurde ein Barackenlager auf dem Tonwerksgelände errichtet.

Eine damals in der Werksbuchhaltung beschäftigte Heppenheimerin erinnert sich: 

“Die Ostarbeiter waren in der Sortierhalle untergebracht, und für die Kriegsgefangenen sind die Baracken aufgestellt worden. Und das Backsteinhaus davor, das war dann die Werkskantine (...) Die Ostarbeiter waren da oben, 30, 40 (...) Abends, wenn die Kriegsgefangenen in ihren Baracken waren, waren diese eingezäunt und bewacht von den Wachmännern.“(51) 
Vorliegende Dokumente belegen, daß die Verhältnisse, unter denen die ZwangsarbeiterInnen leben mußten, nicht in jeder Hinsicht vorschriftsgemäß waren. 

Das schildern, trotz mancher verharmlosender und beschönigender Aussagen vor allem in den Spruchkammerverfahren, Offizielle, die das Tonwerk Heppenheim während des Krieges zu kontrollieren hatten. So heißt es zum Beispiel in einem Beanstandungsschreiben des Kreisstellenleiters der DAF:

"Bei meinem Besuch am 29. 8. 44 stellte ich fest, daß die Baracke der Ostarbeiter derart verwanzt ist, daß man den Leuten nicht zumuten kann, darin zu wohnen.

Seither haben die Leute im Freien geschlafen, das geht natürlich jetzt während der kälteren Jahreszeit nicht mehr.

Ihr Betriebsleiter, Herr Viehmann, erklärte, daß jede Woche mindestens einmal die Bettstellen auseinandergenommen und abgewaschen würden. Damit bringt man aber die Wanzen nicht aus dem Lager. Hier hilft nur eine umfassende Entwesung (...) Ihrem Lagerführer ist ganz energisch klar zu machen, daß er für die Sauberhaltung des Lagers verantwortlich ist.

Die Ostarbeiter sind anzuhalten, nach Schluß der Arbeitszeit auf die Sauberhaltung des Lagers zu achten. Was in anderen Lagern möglich ist, muß selbstverständlich auch im Tonwerk Heppenheim möglich sein.

Die Aborte sind am Überlaufen und vor dem einen hat sich schon ein kleiner See gebildet.

Daß bei dem seitherigen Wetter noch keine Seuchen ausgebrochen sind, ist mehr als ein Wunder." (52)

Diese Tatsachenbeschreibung ist offenbar weder ein Einzelfall, noch eine Ausnahme in den bestehenden Verhältnissen, wie eine weitere Beschwerde über das Zweigwerk Bensheim verdeutlicht:

„Die Ostarbeiter ließen ihre Essnäpfe und Löffel in allen Ecken ungereinigt herumstehen; der Spülstein in der Küche war ebenfalls defekt. Auch wurde die Wäsche nicht im Waschraum gewaschen, sondern in den Kochkesseln der Küche; der Kühlschrank wurde neben der Nahrungsmittelablage noch zur Unterbringung von allerhand anderem Unrat gebraucht (z.B. Wäsche, Frisierkämme, Spiegel usw.). 

Ferner fehlte es in der Küche an genügend Kochgeschirr (Töpfen, Schüsseln, Kochlöffeln, Schöpflöffeln usw.)“(53) 
Daß es nicht nur an Gebrauchsgegenständen, sondern auch an anderen Dingen mangelte, kann man einem Aushang des „Betriebsführers“ (Strauch) entnehmen:

" (...) Ich mache darauf aufmerksam, daß es in Zukunft grundsätzlich verboten ist, jegliches Lättchen und Rähmchenholz gleich welcher Art, zu verbrennen. Verbrannt darf nur kleingemachtes Baum- und Astholz werden. 

Ich behalte mir vor, sämtliche Feuer zu verbieten, wenn gegen diese Anordnung nochmals verstoßen wird." (54)

Da die Art dieser Beschwerden nicht nur im Tonwerk an der Tagesordnung war und die schlechte Situation momentan nur auf Kosten der deutschen Bevölkerung zu unterbinden sei, waren diese Kontrollen heftig umstritten; man machte sogar Anstalten, sie einzuschränken oder ganz einzustellen 

In einem weiteren Schreiben des Reichsstatthalters an die Landräte und Oberbürgermeister heißt es:

„ (...) diese Besichtigungen überschneiden sich nicht nur mit den Aufgaben anderer Dienststellen, sondern führen auch zu einer nicht mehr tragbaren Beunruhigung der Lagerinsassen und zu einer überflüssigen Belastung der Betriebe. (...) “(55)

Aus Stellungnahmen der Strauchs im Rahmen der Spruchkammerverfahren geht hervor, daß für die bessere Unterbringung der ZwangsarbeiterInnen durchaus Initiativen ergriffen wurden.

Ihre erstmals im Mai 1940 gestellten Bauanträge zur Errichtung von Arbeiterkasernen für Wanderarbeiter, auf die wegen des zunehmenden Mangels an einheimischen Arbeitskräften zurückgegriffen werden sollte, lassen sich freilich eher als Versuch deuten, die Belegschaft durch zusätzliche Arbeitskräfte zu ergänzen.

„Wir möchten uns heute die Anfrage gestatten, ob das Projekt heute wieder aufgegriffen werden kann, da wir gerne etwas dauerhaftes und allen Anforderungen genügendes erstellen möchten.“(56)
Ernährungssituation der Zwangsarbeiter

Im Tonwerk wurden, wie auch in anderen Fällen üblich, die in Lagern untergebrachten Arbeiter von der Werksküche versorgt. Die in den allgemeinen Ernährungsvorschriften ohnehin schon niedrig angesetzten Lebensmittelrationen wurden in der Realität allerdings zumeist noch unterboten. Grundsätzlich galt, daß die Nahrung den angenommenen „gebietlichen“ Gewohnheiten der ZwangsarbeiterInnen entsprechen sollte.

Dabei war vor allem an die Zubereitung von Kartoffeln und anderen Nährmitteln (vor allem Mehl- und Griessuppen) mit Brot gedacht. Es galt die Anweisung Sauckels vom 20. April 1942:

"Alle diese Menschen müssen so ernährt, untergebracht und behandelt werden, daß sie bei denkbar sparsamstem Einsatz die größtmöglichste Leistung hervorbringen." 

Dennoch unterschritt die Nahrungsmittelversorgung von Zwangsarbeitern im Reich häufig den für die geforderte Arbeitsleistung notwendigen Kalorienbedarf. 

Nicht selten wurde die Zuteilung bzw. Reduzierung des Nahrungsmittelkontingentes als Druckmittel zur Leistungssteigerung bzw. Disziplinierung gebraucht. Beispielsweise durften täglich zwei Zigaretten als Leistungszulage gewährt werden. 

Die Aussagen zur Ernährungssituation der Zwangsarbeiter im Tonwerk Heppenheim sind uneinheitlich und nicht sehr präzise. Dennoch ist die Annahme gerechtfertigt, daß die Ernährungslage in Heppenheim vergleichsweise günstiger zu beurteilen ist als in vielen anderen Fällen:

Zweimal täglich, mittags und abends, bekamen die Ostarbeiter ca. 200 Gramm Brot und Kartoffelsuppe, die eventuell mit etwas Fleisch versetzt war. Zur Abwechslung wurden Gemüseeinlagen (Bohnen, Erbsen, Gurken, Tomaten, Spargel usw.) verabreicht, die teilweise aus den auf dem Werksgelände gelegenen landwirtschaftlichen Anbauflächen stammten. Falls erforderlich, wurde zusätzlich Kohl zur Verpflegung der Zwangsarbeiter besorgt.(57)

Nach den Aussagen der russischen Zwangsarbeiterinnen im Tonwerk Praunheim wurde ein Brot für drei Tage unter drei Personen aufgeteilt, dazu gab es pro Woche 100 Gramm Zucker sowie 100 Gramm Margarine pro Person. Zum Mittagessen gab es Kohl-Brotsuppe; abends bekamen sie drei Pellkartoffeln.

Trotz der Vielzahl der hier aufgeführten Nahrungsmittel sah die Ernährungslage der Zwangsarbeiter nach Zeitzeugenaussagen dennoch mehr als schlecht aus. Sie berichten, daß viele der russischen Zwangsarbeiter durch das wenige Essen, die schwere und vor allem lange Arbeit, unterernährt waren. Auch Todesfälle der Zwangsarbeiter kamen unter diesen Umständen vor.

Zur Entlastung der Strauchs erwähnt Dr. L. in seinem Verteidigungsschreiben: „Es wurden von den Strauchs erhebliche Lebensmittelmengen dazugekauft, um diese den Zwangsarbeitern zukommen zu lassen.“ 

Weiterhin seien noch Bier und Rauchwaren ausgegeben worden. Ebenfalls seien die vorgeschriebenen Rationen erhöht worden und vor allem Frischgemüse (in den Übergangsmonaten Trockengemüse/-früchte), Kartoffeln und Brot besonders reichlich vorhanden gewesen. Nach Auskunft eines im Werk arbeitenden Zeitzeugen wurden zusätzlich Haferflocken, Hafer, Gerste und Maismehl beschafft.(58) Dies bestätigte auch der langjährige Werksprokurist Bernhard Sachs, der im Rahmen des ihn selbst betreffenden Spruchkammerverfahrens zu seiner Entlastung angab: „Ich besorgte   800-1000 Zentner Kartoffeln als zusätzliche Ernährung der Kriegsgefangenen und Fremdarbeiter.“(59) 
Entsprechend diesen Aussagen wurde vom Arzt der Kreisfürsorge in Heppenheim eine „bedeutende Gewichtszunahme während ihres Einsatzes im Tonwerk Heppenheim der Zwangsarbeiter festgestellt.“(60) Dies erscheint glaubhaft, da Zeitzeugen das erschreckende äußerliche Erscheinungsbild bei der Ankunft der ausgemergelten russischen Kriegsgefangenen in Erinnerung geblieben ist.
Ein weiterer Entlastungszeuge führt in seinem Spruchkammerverfahren folgenden Sachverhalt auf: “Bei einer Befragung russischer Zwangsarbeiter im Beisein amerikanischer Offiziere, bejahten diese eine `ausreichende Verpflegung´ durch die Tonwerke.“(61) 
Dennoch wird die Ernährungslage im Tonwerk nach Auskunft weiterer Zeitzeugen keinesfalls durchweg positiv beurteilt, die Schuld hierfür wird von Zeitzeugen und den Strauchs auf den Betriebsleiter Viehmann abgewälzt.

Dieser soll Nahrungsmittel, die für die Arbeiter bestimmt waren, beiseite geschafft und verkauft oder sogar an Schweine verfüttert haben; wie wir aus folgender Aussage entnehmen können:

"Da ich mehrere Male den Auftrag von Herrn Strauch hatte, Kartoffeln für die Russen einzukaufen, kann ich bestätigen, daß die Kartoffeln von Herrn Viehmann als Schweinefutter verwandt oder in der Stadt verkauft wurden."(62) 

Die problematische Ernährungssituation zeigt sich nicht nur in der geringen Menge der ausgegebenen Nahrung, sondern - zumindest in Einzelfällen -auch in ihrer Qualität:

"Infolge uns gegebener verdorbener Nahrungsmittel zeigten sich bei mir und mehreren Kameraden Vergiftungserscheinungen.“(63) 

Ein ehemaliger Mitarbeiter, der als Lehrling im Tonwerk gearbeitet hatte, konnte auch die beengten und unhygienischen Verhältnisse in den Wohnanlagen der Zwangsarbeiter in Augenschein nehmen. Er war zudem für die Verteilung der Lebensmittel zuständig. An den Sprecher der Russen, Popov, der mit ihm um höhere Lebensmittelrationen feilschte, konnte er sich noch erinnern. Andere Befragte hielten die Zustände insbesondere bei den Unterkünften für Polen im Obergeschoß für so abschreckend, daß diese von allen tunlichst gemieden wurden.

Die Franzosen wurden laut Vorschrift besser verpflegt und noch zusätzlich vom Roten Kreuz versorgt; außerdem hatten sie Beziehungen zu der Bevölkerung, von der sie ebenfalls gelegentlich Nahrungsmittel beziehen konnten. Sie bekamen beispielsweise Extrarationen Schokolade, Zigaretten etc.

Die Entlohnung der Zwangsarbeiter

Für Westarbeiter galt, daß Arbeitszeit und Lohn dem eines deutschen Arbeiters entsprechen sollten.

In ihren Arbeitsverträgen wurde häufig vereinbart, daß die Kosten für Unterbringung und Verpflegung und ein bescheidenes Taschengeld in Reichsmark verrechnet wurden, während der darüber hinausgehende Betrag in den jeweiligen Devisen an die Heimatfamilien zu zahlen war. Auf Grund der knappen Devisen erfolgten solche Zahlungen relativ selten.

Mit den Ostarbeitern wurden keine individuellen Arbeitsverträge abgeschlossen. Sie standen daher in einem Arbeitsverhältnis eigener Art, wie Juden und Polen. Es gab für sie keine Arbeitsrechte, wie etwa Kündigungsschutz, Arbeitszeitordnung, Mutterschutz usw. Sie gehörten nicht der Betriebsgemeinschaft an. Auch bei der Entlohnung eines Ostarbeiters ging man zunächst vom Grundlohn eines deutschen Arbeiters aus. Nach Abzug der "Ostarbeiterabgabe" ergab sich der betriebsinterne, nach Nationalität gestaffelte Bruttolohn.

In der folgenden Tabelle sind die Nettolöhne der ausländischen Kriegsgefangenen und Zivilarbeiter nach der Neufestsetzung der Entlohnung am 30. Juni 1942 in allgemeiner Form dargestellt:

(aus: Herbert, Fremdarbeiter S.173)

Wie üblich mußten Zwangsarbeiter auch im Tonwerk Heppenheim zusätzlich 1,50 Reichsmark als tägliche Abgabe für Unterkunft und Verpflegung entrichten. Das Tonwerk mußte zudem pro Arbeitsstunde 25 Reichspfennig „Bauhofkosten“ bezahlen. Diese Bauhofkosten wurden für einen zehnstündigen Arbeitstag berechnet und an die DAF abgeführt. Daraus ergibt sich eine wöchentliche Regelarbeitszeit von sechzig Stunden, die von Seiten der DAF dem Betrieb als Verrechnungsgrundlage diente.

Von Beginn an war die Zahlung von Sozial-, Mehr-, Nacht-, Sonntags- oder Feiertagszulagen an Ostarbeitern und Juden verboten.

Aus Vorgaben der „Bauhilfe“ (64) geht hervor, daß Polen unter achtzehn Jahren einen Lohn von 40 Reichspfennigen, die über Achtzehnjährigen 50 Reichspfennige erhielten, die Russen einen Lohn von 20 Reichspfennigen.(65) Franzosen bezogen hingegen einen Grundlohn von 53 Reichspfennigen.

Getreu dem Prinzip „Arbeitslohn nur gegen Arbeitsleistung“ erhielt ein Ostarbeiter während seiner Krankheit keinen Lohn.(66) Der Lohn konnte auch wegen mangelhafter Arbeitsleistungen bei nachweisbarem Arbeitsvermögen entzogen werden.(67) 
Diese Löhne entsprachen für die Zeit um 1944 der Regel und waren nicht, wie es verallgemeinernd zur Entlastung der Tonwerksbesitzer Strauch in den Spruchkammerverfahren vorgebracht wurde, viel höher als vorgeschrieben. (Dem Praunheimer Betriebsleiter Baumann wurde freilich von den Gebrüdern Strauch untersagt, weiterhin im Vergleich zum Stammwerk Heppenheim überhöhte Löhne zu zahlen.) 

Was allerdings für die Strauchs in Bezug auf Lohn spricht, ist die Tatsache, daß sie Juden Vorschüsse auszahlten, von denen sie unmöglich erwarten konnten, sie je zurückzubekommen. Auch gaben sie nachweislich hin und wieder Geldgeschenke zum Kauf von Kartoffeln und Brennmaterial.(68) 

Arbeitszeit und Freizeit der Zwangsarbeiter

Grundsätzlich durften seit dem 1. September 1939, dem Tag des Überfalls auf Polen, die Arbeitgeber die Arbeitszeit der Zwangsarbeiter selbst festlegen, und das Überstundengeld wurde gestrichen.

Die Arbeit der Zwangsarbeiter des Tonwerks begann um 7 Uhr damit, daß sie aus dem Barackenlager von den Meistern abgeholt wurden. Von 12 Uhr bis 12.30 Uhr war die Mittagspause, (69) und danach wurde bis 17.00 Uhr weitergearbeitet.(70) Die Samstagsarbeit wird durch eine Bauhofkostenabrechnung (71) belegt, hiernach wurden auch samstags zehn Arbeitsstunden von den Ostarbeitern verrichtet. 

Es wurden generell sechzig Stunden als Arbeitszeit der Zwangsarbeiter berechnet; wieviel darüber hinaus gearbeitet wurde, läßt sich anhand der vorliegenden Unterlagen nicht genau bestimmen.(72)

Sonntags wurde laut Vereinbarung nicht gearbeitet,(73) allerdings seien nach Zeitzeugenaussagen auch des öfteren Arbeiten liegengelassen worden, welche die Russen sonntags erledigen. mußten.(74) 

Franzosen war es möglich, für ihren Lohn Waren in Heppenheim zu erwerben, die Russen konnten ihr Geld sparen und alle drei bis vier Monate über das Tonwerk kleine Gegenstände kaufen lassen (Zigaretten, Nahrungsmittel etc.), da sie sich nicht frei in der Stadt bewegen durften. 

Aus einem Interview mit russischen Zwangsarbeiterinnen aus dem Zweigwerk Praunheim geht hervor, daß diese sich Kleinigkeiten bei einem auf dem Gelände befindlichen Laden kaufen konnten; Nahrungsmittel waren allerdings nicht erhältlich, da diese streng rationiert waren. Nach Zeitzeugen-aussagen durften die Franzosen samstags unter Begleitung in die Stadt gehen und Einkäufe (soweit von den Ladenbesitzern gestattet) tätigen. Auf dem Werksareal durften sie sich frei bewegen.

Die Zwangsarbeiter wurden bekanntlich zuweilen von Bauern der umliegenden Gehöfte zur Landarbeit geholt. Sie konnten sonntags, also während ihrer Freizeit, zwischen 13 und 17,30 Uhr auf den Bauernbetrieben arbeiten. Entlohnt wurden die Zwangsarbeiter während dieser Zeit nicht, bekamen aber Verpflegung von den Bauern gestellt. Diese mußten sie auch zurückbringen.

Auch Handwerker in Heppenheim machten sich die Zwangsarbeiter zunutze, so holte sich z.B. der Kleinhandel Elektro V. des öfteren französische Arbeiter als Aushilfen.(75) 

Diese Tatsache beweist zum einen, daß sich die privaten Arbeitgeber und Bauern die Hilfe der Zwangsarbeiter zunutze machten, da sie billig und ohne große Mühen zu bekommen und wieder zurückzugeben waren, zum anderen aber auch, daß man zumindest hinsichtlich der Verpflegung bemüht war, das Leid des einzelnen, wenn auch nur für einen kurzen Zeitraum, zu lindern. Auch kam es vor, daß deutsche Arbeitskollegen sie sonntags mit nach Hause nahmen, auch wenn dort kaum Arbeiten zu erledigen waren. Sie wollten dadurch einerseits ihren ausländischen Kollegen ein „Sonntagsessen“ gönnen, andererseits gab ihnen dies die Möglichkeit, den Entwicklungsstand und die „Überlegenheit deutscher Kultur“ vorzuführen, wie ein früherer Werksmitarbeiter die damalige Einstellung charakterisiert. Auch für die Firma war diese Nutzung vorteilhaft, da die Zwangsarbeiter meist über das Wochenende oder in einer Flaute "verliehen" wurden und sie diese deshalb in diesem Zeitraum nicht verpflegen mußten. 

Überwachung

Der Lagerführer leitete das Lager nach reichseinheitlichen Richtlinien. Er wurde vom Betrieb eingesetzt und von der DAF und der Staatspolizei bestätigt. Er unterstand der Arbeitsfront, soweit er Betreuungs- und Sicherungsaufgaben wahrzunehmen hatte. Mißstände im Lager wurden insofern in erster Linie ihm angekreidet.(76) Er mußte sich vor dem politischen Abwehrbeauftragten verantworten.

Die Ostarbeiter mußten in Arbeitsgruppen stets in einem bewachten Lager untergebracht werden. Einzelne Personen durften unbewacht in Verantwortung des Arbeitgebers nur auf Bauernhöfen beschäftigt werden. Anfangs wurde die Bewachung von zivilem Bewachungspersonal ausgeübt; diese Funktion übernahmen ab 1942 zunehmend SA-, SS-und OT (Organisation Todt)-Angehörige oder ehemalige Kriegsteilnehmer.(77)

Die Bewachungsmannschaft bestand im Lager des Tonwerks aus invaliden Wehrmachtsangehörigen. Es handelte sich um drei Personen, von denen einer das Kommando führte. 

Die Bewachungsmannschaft hatte ihren Zuständigkeitsbereich von Arbeitsende bis Arbeitsbeginn und an den Ruhetagen (sonntags).

Dem Bewachungspersonal, das sich auf dem Werksgelände befand, war prinzipiell unbedingter Gehorsam zu leisten. Die Gefangenen hatten aber weitgehende Freiheiten, da das Bewachungspersonal seine Aufgaben nur nachlässig verfolgte. Zudem erwies sich das Quadratkilometer große, in weiten Bereichen nicht eingezäunte Werksgelände mit den zahlreichen Gruben und Waldstücken als letztlich nicht bewachbar, was auch einige Fluchten von den stärker kontrollierten Kriegsgefangenen belegen. Die Zwangsarbeiter hatten innerhalb des Betriebes (einschließlich ihrer Unterbringung) Bewegungsfreiheit.

Während der Arbeitszeit hatten die Meister die Aufgabe der Bewachung, sie mußten die Arbeiter vor Arbeitsbeginn gegen Quittung der Wachmannschaft vom Lager abholen und am Ende der Arbeitszeit gegen Quittung zurückbringen.

Ob man Kriegsgefangener oder Zivilarbeiter einer bestimmten Nation war, spielte während der Arbeitszeit aus produktionstechnischen und räumlichen Gründen keine Rolle.

Über Nacht hingegen wurden die Franzosen und später die zivilen Arbeitskräfte aus dem Osten - wie bereits erwähnt - im Trockenaufsatz über dem Tonwerk untergebracht; bei Ankunft der russischen Kriegsgefangenen wurde allerdings ein Teil des Geländes, auf dem sich die zur Unterkunft genutzte Kantine befand, um Fluchtversuche zu verhindern, mit einem zwei Meter hohen Zaun versehen. 
Die Wachmannschaft wurde im ersten Stock des Kantinengebäudes untergebracht, das im Südostbereich des Werksgeländes vor dem nun eingezäunten Kriegsgefangenenbereich lag.

Die Flucht sollte nicht allein durch Stacheldraht und die Wachmannschaft, sondern auch durch angedrohte Strafen verhindert werden. So gab es die Anordnung, wieder aufgegriffene russische Kriegsgefangene zu erschießen. In den Fällen der geflohenen russischen Kriegsgefangenen ist dies nicht nachweisbar. Über ihr Schicksal liegen uns keine Unterlagen vor. Freilich wurden auch geringere Vergehen schwer bestraft:

Es wurden beispielsweise Ostarbeiter, die sich leichte Vergehen hatten zuschulden kommen lassen, Samstag und Sonntag in einer Arrestzelle unter dem Dampfkessel eingesperrt. Die Arbeiter wurden nach 48 Stunden ohne (oder mit wenig) Verpflegung zur Arbeit gezwungen.(78) 

Diese Gefängniszelle wurde von Fabrikmaurer M. und einigen Viernheimer Arbeitern auf Anweisung Viehmanns gebaut.(79) 

Mit Unnachsichtigkeit wurden revoltierende Russen bestraft, wie der Fall Nina J. beweist:

" (...) die Ostarbeiterin J.,Nina (...),die sich kategorisch weigerte, sich einem Transport von vierzig Ostarbeiterinnen, die vom Arbeitsamt Darmstadt nach Messel umgesetzt wurden, anzuschließen. Sie wiegelte, wie angenommen werden kann, die anderen zum Zurückbleiben sogar auf. Da dieser Fall als Kompetenzfall unseres Erachtens im Interesse der Allgemeinheit nicht geduldet werden kann, bitten wir die entsprechenden Maßnahmen, die hier erforderlich sind, zu treffen.“(80) 

4.5.3
Behandlung durch die Vorgesetzten

4.5.3.1 Die Meister 

Die Meister des Tonwerkes waren für den reibungsfreien Produktionsablauf zuständig. Sie standen zwischen der Betriebsleitung und den Arbeitern. Sie hatten dafür zu sorgen, daß die Anweisungen des Betriebsleiters Viehmann ausgeführt wurden. Sie teilten den einzelnen Arbeitern ihre Arbeit zu. Während des Krieges waren sie auch dafür zuständig, daß die Kriegsgefangenen, Ostarbeiter und Juden die ihnen zugeteilte Arbeit erledigten. Das Tonwerk Heppenheim hatte zur Zeit des Krieges vier Meister. Den Gebrüdern Strauch wurden von der NS-Regierung bzw. der „Reichsstelle für Steine & Erden“ hohe Produktionsvorgaben gegeben, welche sie zu erfüllen hatten. Bei Zuwiderhandlungen wurde mit Strafe gedroht. Dieser Produktionsdruck wurde von den Gebrüdern Strauch jedoch an ihre Meister weitergegeben, und sie waren froh darüber, daß ihre Meister es schafften, diese hohen Produktionsvorgaben zu erreichen. Da uns über den Meister C. mehr Material vorliegt als über die beiden anderen, wird dieser ausführlicher beschrieben. Über den vierten Meister W., an den sich alleine der Sohn des früheren Werksmitinhabers erinnert, liegen uns keinerlei schriftliche Unterlagen vor.

Meister C. 

Meister C. wurde am 23.August 1905 in Ruit geboren.(81) Aus einem von ihm selbst geschriebenen Lebenslauf geht hervor, daß er nach Abschluß seiner Lehrzeit in der Gewerbeschule bei seinem Vater im Schmiede- und Schlossereihandwerk tätig war. Er gab jedoch 1925 infolge zeitbedingter Verhältnisse sein Handwerk auf und trat 1925 bei der Firma „Ziegeleiwerk Mühlacker“ ein. Dort wurde er 1931 wegen Mangels an Arbeit entlassen. 

Nach seinen eigenen Angaben durfte er durch seine Zugehörigkeit zur SPD und anhand seines 

Parteibuches mit Genehmigung des Ministers Remmele in Karlsruhe die staatliche Hufbeschlagschule unentgeltlich besuchen, welche er nach viermonatiger Lehrzeit mit der Note „gut“ abschloß. Er arbeitete nun für zwei Jahre selbständig in diesem Gewerbe, mußte jedoch das Geschäft wegen eines Krankheitsfalles wieder aufgeben. Von nun an arbeitete er wieder in seiner alten Firma „Ziegeleiwerk Mühlacker“ und bekam dort im Jahre 1934 den Posten des Pressenmeisters. 

Er zog im Februar 1940 mit seiner Familie nach Heppenheim und fing als Pressenmeister im Tonwerk Heppenheim an zu arbeiten. 

Im selben Jahr trat Meister C. in die NSDAP ein. Er war auch Mitglied der Arbeitsfront. Meister C. war ab Weihnachten 1943 Blockwart der NSDAP. Als solcher hatte er die Aufgabe, in seinem 

Zuständigkeitsbereich die Mitgliedsbeiträge der NSDAP einzusammeln. Er hatte auch die Aufgabe, seinen Block mit nationalsozialistischer Propaganda zu versorgen. 

Im Mai 1945 wurde er vom Bürgermeister der Stadt Heppenheim laut schriftlicher Bestätigung als Betriebsleiter des Tonwerkes Heppenheim eingesetzt. 

Er wurde am 11. Dezember 1946 aufgrund des Art. 58 des Gesetzes zur Befreiung von 

Nationalsozialismus und Militarismus entlassen; Herr P. übernahm für ihn die Leitung. Das 

Verhältnis des Meisters C. und der zwei anderen Meister zu den deutschen Arbeitern und 

Ostarbeitern bzw. Kriegsgefangenen wird von Zeitzeugen sehr unterschiedlich beschrieben. Einige behaupten, es wäre nichts von Bedeutung passiert, andere, daß geschlagen und mißhandelt wurde. So behaupten die Zeitzeugen Hans J., Hans T., Frau Toni E. und ein Oberrottenführer der 

Reichsbahn, daß das Verhältnis zu den deutschen Arbeitern und Ostarbeitern gut und gerecht 

gewesen sei:

„Ich erkläre hier an Eides statt, daß meines Wissens Meister C. allen Arbeitern ein guter 

Meister war und von einer Mißhandlung der Fremdarbeiter keine Rede sein kann.“(82) 

Frau E. betont darüber hinaus, daß Meister C. ihren Mann, welcher Jude war, stundenlang vor der Gestapo versteckt habe.

Beachtlich ist auch die Aussage des kommunistischen Funktionärs Sch., welche alle drei 

Meister entlastet. Sch. „schnüffelte im Werk herum, ob es etwas aufzudecken gab.“(83) Er 

bekundete auf Grund eigener Wahrnehmungen, daß die Gefangenen anständig behandelt wurden, daß keiner geschlagen worden sei und daß er das Essen als reichlich und schmackhaft empfunden habe. Dies wurde auch vom schon oben erwähnten Oberrottenführer der Reichsbahn und drei

weiteren Personen bestätigt. Ebenso behauptet Dr. B., welcher Arzt im Tonwerk Heppenheim war, daß er nie etwas von Mißhandlungen gesehen oder gehört habe. Die Aussage des Arztes wird auch durch die Sanitäter, wie z.B. Max K., bestätigt. Doch auch die Angestellten Emil D., Joseph R., 

Jakob S. und Konrad G. sagten aus, daß sie nie etwas von Mißhandlungen gesehen oder gehört 

hätten.

Sehr beachtlich ist auch die Aussage der ehemaligen Ostarbeiterin Liuba M.:

„Ich, die Unterzeichnete, möchte über den früheren Pressenmeister Meister C. in voller Wahrheit folgendes aussagen.

Im Jahre 1942 kam ich wie noch viele Ostarbeiter ins Tonwerk Heppenheim. Ich arbeitete dort bis zum Zusammenbruch und kann über die Behandlung von Meister C. nur Gutes aussagen. Er war uns Fremdarbeitern, ob Ostarbeitern oder russischen Kriegsgefangenen, immer ein korrekter Meister.

Von seiten des früheren Betriebsleiters wurden oft nicht voll einsatzfähige Kameraden zur Arbeit geschickt bei der Früheinteilung. Meister C. hatte für diese Leute volles Verständnis und gestattete uns, bei dem altbekannten Heißdampfrohr auszuruhen. Dort waren in der kalten Jahreszeit immer einige halb oder ganz Kranke anzutreffen. Wenn es uns besser ging, teilte Meister C. uns für einige Tage leichtere Arbeit zu. Eines möchte ich besonders erwähnen. Im Jahre 1943 versammelte C. alle Fabrikarbeiterinnen auf dem Speicher, um eine angebliche Aufräumungsarbeit vorzunehmen. Bei der Gelegenheit wandte er sich an uns Mädchen und gab uns heimlich bekannt, daß zwölf von uns morgen für immer wegkämen an eine andere Arbeitsstelle, was auch tatsächlich erfolgte. Solche Austauschbefehle kamen oft und geheim vom Arbeitsamt, wovor wir uns sehr fürchteten. Meister C. verständigte uns immer rechtzeitig, obwohl er sich damit großer Gefahr aussetzte. Abschließend möchte ich noch einmal erwähnen, daß alle Ostarbeiter und Kriegsgefangene unter seiner Führung gerne arbeiteten und eine Mißhandlung derselben ausgeschlossen ist.“(84) 

Dies ist jedoch die einzige Aussage eines Ostarbeiters oder Kriegsgefangenen, um einen oder mehrere der Meister zu entlasten. Auch im privaten Bereich wurde Meister C. von einigen Leuten entlastet. Josef D., Karl G., Johannes J., Margarete Z., Peter M., Valentin B. und Johannes G. behaupteten sogar, daß Treffen von Untergrundbewegungen in Meister C.´s Wohnung stattgefunden hätten. Hermann S. sagte aus, daß Meister C. den Blockwart nur ersetzte, weil er Angst davor hatte, ansonsten als Soldat eingezogen zu werden.

Die Zeitzeugen Fritz S., Johann L., Ernst B. und Friedrich S. sahen angeblich, daß Meister C. und die anderen Meister Kriegsgefangene und Ostarbeiter aufs brutalste mißhandelten. 

Friedrich S.:

„Ich habe gesehen, daß Meister C. einen Franzosen geschlagen hat. Bei Arbeitsbeginn ist Meister B. einem Russen nach und hat gesagt: `Los, es ist Zeit, an die Arbeit!´ Der Russe drehte sich herum, sagte etwas auf russisch, was ich nicht verstanden habe, woraufhin Meister C. ihm einen Backsteinbrocken ins Kreuz geworfen hat.(...) Daß Deutsche mißhandelt wurden, habe ich nicht gesehen, aber gehört.“(85) 

Sogar der deutsche Mitarbeiter Ernst B. wurde von Meister C. gewürgt und sah auch, daß Meister C. einen Russen so schlug, daß ihm „Blut aus Mund und Augen floß.“(86) Fritz S. sagte ebenfalls, daß die Meister bei jeder Geringfügigkeit diese unglücklichen Menschen tagelang bei Wasser und Brot eingesperrt hätten. Dies gab sogar Meister B. persönlich zu, er beteuerte jedoch, daß er nie einen Menschen selbst eingesperrt habe. Das „Gefängnis“ war ein ungefähr zwei Quadratmeter großer Raum und unter dem Namen „Bunker“ bekannt. 

Der Wachmann Jakob F. sah zwar nie, daß Kriegsgefangene oder Ostarbeiter mißhandelt wurden. Er konnte aber bestätigen, daß sich russische Ostarbeiter über Mißhandlungen durch Meister A., Meister B. und Meister C. bei ihm beschwert hätten. 

Die Hauptankläger waren jedoch der Jude Berthold Löb und der ehemalige Kriegsgefangene Roger M. So beschuldigte Löb die Meister, daß sie durch Denunziation verschiedene Gefangene in ein Straflager gebracht hätten, dies bestätigte auch M. in seiner Aussage. Auch hätten, laut Löb, die Meister gemeinsam einmal einen französischen Kriegsgefangenen so geschlagen, daß „demzufolge das gesamte französische Arbeitskommando als Protest gegen diese Handlung geschlossen die Arbeit verweigerte, und erst nachdem ihnen zugesichert wurde, daß das nicht mehr vorkäme, die Arbeit wieder aufnahm.“(87) Diese Aussage wird ebenfalls von M. bestätigt.

Löb sah unter anderem auch noch, wie einer der Meister, in diesem Falle Meister A., einen 

russischen Kriegsgefangenen blutig zu Boden schlug, weil er nicht schnell genug arbeitete.

Gegen Berthold Löb wurden im Verlauf der Spruchkammerverfahren Anschuldigungen von Seiten eines Zeugen vor der Spruchkammer laut, Löb habe Zeugen vor Beginn des Verfahrens mit Alkohol bestochen. Jedoch erscheinen diese Anschuldigungen recht zweifelhaft, da man sich die Frage stellen muß, warum Löb die Absicht gehabt haben sollte, Zeugen zu bestechen. Löb trat als Zeuge auf und nur aus dem Grund, sich im Fall Strauch zu äußern. Folglich könnte man sich die Frage stellen, ob vielleicht eine Anschuldigung Löbs nur den Sinn gehabt haben könnte, diesen seiner Glaubwürdigkeit zu berauben.

M. sagte aus, daß ein Kamerad von ihm, G., wegen schlechter Beschaffung des Gipsmaterials nicht leisten konnte, was von ihm erwartet wurde. Daraufhin wurde er im Büro des Betriebsleiters Viehmann von Meister C. und Viehmann durch Schläge mißhandelt und in ein Straflager abgeschoben. Ein weiterer Kamerad, Louis C., der in der Frühstückspause durcharbeiten sollte, sich aber weigerte, soll von Meister C. und Viehmann in dessen Büro geschlagen und, weil er sich wehrte, drei Nächte unter der Dampfmaschine eingesperrt und dann in ein anderes Kommando versetzt worden sein.

Ebenso sei ein junger Jugoslawe von Meister A., Meister B. und Meister C. wiederholt und schwer mißhandelt worden. Was M. selbst betrifft, so sei er von Meister C. am Halse gewürgt worden. (88)

Meister A.

Meister A. wurde am 8. April 1902 (89) in Crumbach geboren. Er starb am 22. Januar 1972 in Mannheim. Er war im Tonwerk als Ziegelmeister beschäftigt und im Gegensatz zu Meister C. weder in der NSDAP noch in einer anderen NS-Organisation.

Es gibt zu Meister A. keine Aussage in den Spruchkammerakten, welche das Verhältnis zwischen ihm und den deutschen Arbeitern, Kriegsgefangenen oder Ostarbeitern als gut beschreibt.

Die einzigen positiven Aussagen über Meister A. stammen vom Bürgermeister seiner Heimatstadt Crumbach. Er bestätigt in seiner Aussage, daß A nicht vorbestraft sei. In einer anderen Aussage vom Pfarramt in Fürth wurde A. als „religiöser Mensch“(90) beschrieben, der „leider ein sehr starkes Temperament habe.“(91) 

Die Aussagen, daß Meister A. die ihm unterstellten Arbeiter schlecht behandelt habe, sind jedoch zahlreich. Sein Verhalten wurde von Emil D., der von Meister A. angeblich gewürgt wurde, als „roh und büffelhaft“ beschrieben. Philipp M. und Berthold Löb sagten aus, daß sie von Meister A. mißhandelt worden seien: 

„Ich bin von Meister A. mit der Hand ins Gesicht geschlagen worden. Das war nicht der einzige Fall, in dem A  gegen mich tätlich wurde. Er hat mich außerdem in einer Backsteinkammer am Hals gewürgt; er wußte, daß ich mit den Gefangenen auf gutem Fuß stand. Es war im Tonwerk Heppenheim üblich, daß die Gefangenen und Juden geschlagen wurden.  Ich habe gesehen, daß Meister A. und Meister C. die Leute geschlagen haben. (...) Es war an der Tagesordnung, daß es hieß:‘ Ihr könnt verrecken’. Ich möchte bemerken, daß Meister A. und Meister C. bei mir waren, um `gut Wetter´ zu bitten. Sie haben beide versucht, mich zu günstigen Aussagen über sie zu beeinflussen.“(92) 

Nicht zu vergessen sind auch die Beschuldigungen von Roger M.(93)

Ludwig B. bezeichnete das Verhalten von A. als „roh und viehisch.“ Er sah angeblich, wie Meister A. mit einem Gummikabel oder Draht oder was er gerade zur Hand hatte, auf die Kriegsgefangenen und Ostarbeiter einprügelte.(94) Dies wird auch von Philipp B. bestätigt, welcher beobachtete, wie Meister A. auf einen alten Russen, welcher ungefähr sechzig Jahre alt war, mit einem Gummikabel einschlug, weil er aus Hunger ein paar Kartoffeln weggenommen hatte. B. will auch gesehen haben, daß Meister A. unbarmherzig auf einen anderen Russen einschlug, welcher ungefähr genauso alt war wie der erste, bis dieser eine vier Meter hohe Treppe heruntergefallen sei. Dies wird auch von Philipp M. bestätigt. Laut Friedrich S. sei der Russe jedoch nicht von einer Treppe gefallen.

 „Einen älteren Russen von ungefähr 50 Jahren hat er so geschlagen, daß er von einer Tonkippe gefallen ist.“(95)

Fritz S. berichtete davon, daß Meister A., wenn Kriegsgefangene, Ostarbeiter und Juden seiner Ansicht nach nicht schnell genug arbeiteten, mit allen ihm zur Verfügung stehenden Mitteln auf sie eingeschlagen habe. Er sah angeblich, wie A. einen russischen Gefangenen so schlug, daß dieser ins Krankenhaus eingeliefert werden mußte.

Meister B.

Meister B. war von 1916 bis 1943 als Meister im Tonwerk Heppenheim beschäftigt.

Er war von 1939 bis 1945 Mitglied in der Deutschen Arbeitsfront.

Über das Verhalten Meister B.´s gegenüber den deutschen Arbeitern, Kriegsgefangenen und Ostarbeitern gibt es nicht sehr viele Aussagen. Die einzige entlastende Aussage stammt vom Juden Berthold Löb: „Daß Meister B. die Leute geschlagen hat, das habe ich nicht gesehen.“(96) Er sagte jedoch auch, daß Meister C. und Meister A. die Kriegsgefangenen und Ostarbeiter mißhandelt hätten.(97) Zudem gibt es Aussagen von Zwangsarbeitern, die bestätigten, daß Meister B. ihnen erlaubte, an kirchlichen Veranstaltungen teilzunehmen. Eine der wenigen belastenden Aussagen machte Johann Georg L.:

„Während des Krieges sind die Kessel vielfach mit Braunkohlen beheizt worden. Infolge dessen war es sehr schwer, genügend Dampf zu bekommen. Die Vorgenannten hätten einsehen müssen, daß ein Verschulden von meiner Seite nicht vorliegt. Es war jedoch das Gegenteil der Fall, fortgesetzt haben sie auf mich eingeschimpft. Meister B. hat mir sogar verschiedentlich mit Schlägen gedroht. Ich war Augenzeuge, wie Meister B. in der Frühe im Kesselhaus einen russischen Gefangenen heftig schlug und dann noch gegen den Kohlenwagen warf. Auf meine Einwendungen, die ich dagegen machte, drohte er mir mit Schlägen. (...) Meister B. war von den dreien der schlimmste. Als ich ihn eines Morgens nicht gegrüßt hatte, drohte er mir, er würde mir den deutschen Gruß schon noch beibringen, anschließend wollte er mich schlagen.“(98)

Auch wurde über Meister B. ausgesagt, daß er den Zwangsarbeitern und Kriegsgefangenen Sachen abnahm, die sie selbst hergestellt hatten, um sie gegen Kleidung und Nahrungsmittel einzutauschen.

Die im vorliegenden Abschnitt wiedergegebenen Aussagen spielten im Rahmen der nachfolgend geschilderten Spruchkammerverfahren eine wichtige Rolle.

Die Spruchkammerverfahren gegen die Meister

Die Anklage (99)

Gegen die drei Meister wurde im Dezember 1946 bzw. Januar 1947 Anklage erhoben. Ihnen wurde vorgeworfen, für die völkerrechtswidrige, menschenunwürdige Behandlung der Zwangsarbeiter im Werk verantwortlich gewesen zu sein. Mit dieser Begründung und unter Rücksichtnahme auf das Gesetz Nr.8 der Militärregierung und das Gesetz zur Befreiung von Nationalsozialismus und Militarismus beantragte die Anklage, alle drei Meister der Tonwerke Heppenheim in die Gruppe I der Hauptschuldigen einzuordnen.

In der Folgezeit wurden den drei Meistern Sanktionen von Seiten des Großhessischen Staatsministeriums auferlegt, u.a. die Einziehung ihres Vermögens und ein Beschäftigungsverbot.

Unmittelbar nach der Anklage des Großhessischen Staatsministeriums schaltete sich am 21. Januar 1947 der Rechtsanwalt von Meister C., Dr. H., ein. In einem Schreiben an die Spruchkammer Bergstraße bat er diese darum, das Verfahren gegen Meister C. aufgrund der Weihnachtsamnestie schon im voraus einzustellen. Für den Fall, daß die Kammer diesem Antrag nicht entsprechen könnte, stellte H. den Antrag, seinen Mandanten in die Gruppe IV, Mitläufer, einzureihen, mit der Begründung, daß Meister C. einst Sozialdemokrat war und trotz seines Eintrittes in die NSDAP in seinem Herzen ein Sozialdemokrat geblieben sei.

Weiterhin stellte H. die Behauptung auf, was im Gegensatz zur Anklage steht, daß Meister C. sich trotz seiner Schwierigkeiten im Tonwerk immer gut gegenüber Zwangs- und Fremdarbeitern verhalten habe. Ja, daß er sogar den Zwangs- und Fremdarbeitern Zugeständnisse gemacht habe, die er eigentlich von der Betriebsführung nicht genehmigt bekam.

Ebenso wie Meister C. wurde auch Meister A. nach seiner Anklage aktiv. Schon am 5. Februar 1947 wurde er in einem Schreiben von sechzehn Zeugen entlastet.

Das Verfahren

Schließlich kam es doch zu Spruchkammerverfahren gegen die drei Meister. Das erste Verfahren wurde am 20./22. Februar und am 19./20. April 1947 durchgeführt.

Zur Eröffnung des Verfahrens hielt der Kläger Erster Instanz (einem heutigen Staatsanwalt vergleichbar) sein Plädoyer: 

„Die Betroffenen haben die Grundsätze der Menschlichkeit und Menschenachtung verletzt. Viehmann war der Chef bei diesen Ausschreitungen. Die drei Betroffenen waren seine getreuen Helfer. Zeugen haben bestätigt, daß die Betroffenen die Anweisungen mit Nachdruck ausgeführt haben.

Die Ausländer waren die Hauptleidtragenden. Sie wurden zwangsweise im Betrieb beschäftigt.“(100)

Unter anderem nannte der Kläger in seinem Plädoyer Belastungszeugen wie den Franzosen M., der als Kriegsgefangener im Tonwerk Heppenheim war und die Anschuldigungen gegen die Angeklagten stützte. M. sagte unter anderem aus, daß die Meister wegen der sprachlichen Probleme zu Maßnahmen griffen wie das Schlagen mit Gummiknüppeln oder das Werfen mit Ziegelsteinen auf die Arbeiter. Aufgrund der Genfer Konvention waren allerdings Franzosen in einer geschützten Lage und wurden nicht so schlecht behandelt wie Russen, die nach Aussagen von Zeugen wie Tiere behandelt wurden. Im Plädoyer führte die Anklage weitere, bereits einleitend dargelegte Zeugenaussagen auf, z.B. Zeuge S., wodurch die drei Meister des Tonwerkes Heppenheim erheblich belastet wurden.

Meister C. wurde zusätzlich im Plädoyer zur Last gelegt, die Belastungszeugen beeinflußt zu haben. 

Die Anträge der Anklage für die Meister C., A. und B. liefen darauf hinaus, die drei Angeklagten in Gruppe I einzustufen. Für Meister C. beantragte die Anklage die Einweisung in ein Arbeitslager für die Dauer von drei Jahren. Sein gesamtes Vermögen sollte als Wiedergutmachung eingezogen werden. Für die Meister A. und B. wurde die Einweisung in ein Arbeitslager für die Dauer von zwei Jahren beantragt. Mildernde Umstände kamen für die Anklage nicht in Frage.

Die Angeklagten bekamen die Möglichkeit, sich vor Gericht zu rechtfertigen. Dabei ergab sich folgendes Bild:

Meister A. wurden die einzelnen Zeugenaussagen zum wiederholten Male vorgetragen, doch er stritt im Verhör alle Anschuldigungen ab. Auch Meister B. sagte im Verhör aus, daß er mit Mißhandlungen nie etwas zu tun gehabt habe. Auf die Aussage des Zeugen M., der aussagte, daß Zwangsarbeiter von den Meistern in den Bunker gesperrt worden seien, antwortete Meister B., er wisse von diesem Bunker, schob aber die ganze Verantwortung auf das Wachpersonal ab. Er sagte sogar aus, er sei mit den französischen Kriegsgefangenen sehr gut ausgekommen. Über sein Verhältnis zu den übrigen Zwangs- und Fremdarbeitern verlor er kein Wort. Meister C. wies ebenso wie Meister A. und Meister B. jegliche Anschuldigungen von sich und sprach über ein gutes Verhältnis zu dem Franzosen M.

Der Spruch

Der Spruchkammervorsitzende verkündete am 19. April 1947 und 25. April 1947 folgendes Urteil:

Der Angeklagte Meister C. wird in Gruppe II eingestuft. Die Strafe, die er erhält, sind zwei Jahre Arbeitslager und der Einzug der Hälfte seines Vermögens. Ebenso wie Meister C. werden Meister A. und B in Gruppe II eingestuft, wobei Meister A. ein Jahr Arbeitslager und Meister B. ein halbes Jahr Arbeitslager erhalten. Bei beiden wird, wie bei Meister C., die Hälfte ihres Vermögens eingezogen.

Den drei Angeklagten werden weitere Sanktionen auferlegt, die sie wirtschaftlich treffen sollte.

Meister C. verliert das Wahlrecht, das Recht auf Bekleidung eines öffentlichen Amtes, das Recht auf Wählbarkeit und das Recht, sich in irgend einer Form politisch zu betätigen. Weiterhin wird ihm für zehn Jahre untersagt, einen freien Beruf auszuüben, in einer Gewerkschaft zu sein oder einer wirtschaftlichen oder beruflichen Vereinigung anzugehören. Er darf nur als gewöhnlicher Arbeiter beschäftigt werden, nicht als Lehrer und Schriftsteller. Er unterliegt somit strengster Kontrolle. 

Die Begründung für diesen Spruch lautete: 

„Meister C., Meister A. und Meister B. haben sich als willige Werkzeuge einer skrupellosen und ausbeuterischen Betriebsführung benutzen lassen und so dazu beigetragen, daß im Tonwerk Heppenheim zeitweise Zustände herrschten, die an die Sklavenverhältnisse im grauen Altertum erinnern (...) gegen die Grundsätze der Gerechtigkeit und Menschlichkeit haben alle drei Betroffenen in wiederholten Fällen verstoßen.“ (101)

Jedoch konnten die Angeklagten einige Tatbestände und Zeugen beibringen, die einzelne belastende Aussagen entkräfteten. Das war auch der Grund dafür, daß die Angeklagten Meister A., Meister B. und Meister C. nicht in die Gruppe der Hauptschuldigen, sondern in die der Aktivisten eingestuft wurden.

Die Berufungsverfahren

Gegen dieses Urteil wurde von seiten der Rechtsanwälte schon bald Berufung eingelegt. Dr. H. stellte den Berufungsantrag für Meister C. Ende April 1947. Er beantragte, C. in Gruppe IV einzureihen und das Verfahren gegen seinen Mandanten aufgrund der Weihnachtsamnestie einzustellen, da der Spruch der Kammer den Tatsachen nicht entspräche.

Rechtsanwalt Hans B. legte ebenso Berufung gegen den Spruch der Spruchkammer für seinen Mandanten Meister A. ein. Am 21. Juni 1947 sandte er der Spruchkammer Darmstadt ein Schreiben mit dem Antrag, den Spruch aufzuheben und festzustellen, daß Meister A. nicht unter das Befreiungsgesetz falle.(102)

In der Berufungsbegründung des Rechtsanwaltes wurde dies nochmals betont:

„Die Spruchkammer stellte fest, daß dem Betroffenen, der weder Mitglied der Partei noch einer NS-Organisation war, nicht nachgesagt wird, sein Verhalten sei als Ausfluß einer nationalsozialistischen Gesinnung zu bewerten, der den Gegenstand des Verfahrens bildende Tatbestand gehöre wesentlich dem Strafrecht zu und Meister A. falle formell nicht unter das Befreiungsgesetz. Trotzdem wende sie dieses Gesetz an, statt festzustellen, daß Meister A. von ihm nicht betroffen ist.

Geht man zunächst von der Annahme aus, daß Meister A. die ihm zur Last gelegten strafbaren Handlungen begangen hat, was ausdrücklich bestritten ist, dann steht fest, daß es sich um kriminelle Handlungen dreht, die ausschließlich als Vergehen nach dem allgemeinen Strafrecht strafbar sind. Mit Politik oder Nationalsozialismus haben sie gar nichts zu tun. Meister A. ist in keiner Weise nationalsozialistischer Gesinnung verdächtig, wie die Spruchkammer selbst feststellt. Auch für ein sonstiges politisches Motiv fehlen jegliche Anhaltspunkte. In diesem Zusammenhang ist von Bedeutung, daß Meister A. nicht nur Kriegsgefangene, ausländische Arbeiter oder Juden, sondern auch deutsche Arbeiter mißhandelt haben soll. Nach Sachlage könnten die in Frage kommenden Handlungen, wenn Meister A. sie wirklich begangen hätte, nur als Ausfluß von Roheit, Gewalttätigkeit oder Jähzorn erachtet werden. Es fehlt also jede Beziehung zum Nationalsozialismus, zur Politik und zum Völkerrecht. Mangels dieser Voraussetzungen, kann eben das Befreiungsgesetz, das ein rein politisches Gesetz ist und auch nur politische Zwecke verfolgt, keine Anwendung finden. Demgemäß verneint auch der Leiter der Entnazifizierungsabteilung der amerikanischen Militärregierung bei kriminellen Taten die Zuständigkeit der Spruchkammern.“ (103)

So schloß B. aus diesen Tatsachen, daß der Spruch der Spruchkammer aus rein rechtlichen Gründen unhaltbar sei und darüber hinaus, daß die tatsächlichen Gründe für die Verurteilung Meister A.´s nicht eindeutig seien.

Belastungszeugen wurden von Seiten B.´s dementiert.

In einem Nachtrag zum Berufungsantrag vom 21. Juni 1947 nannte B. als weiteren Zeugen Fritz S. und verwies auch auf die Spruchkammerakte von Strauch als Beweismittel. In ihnen heißt es:

„Der Werksarzt Dr. B. und auch die als Zeugen vernommenen Werkssanitäter bestätigten übereinstimmend, daß sie niemals von Mißhandlungen an den von ihnen untersuchten Arbeitern wahrgenommen haben, ja, daß niemals irgendeiner der Arbeiter, welche zu dem Arzte oder zu den Sanitätern kamen, sich darüber beklagt haben, daß entweder er selbst oder einer seiner Kameraden mißhandelt worden sei.“(104) Weiterhin heißt es: „Es hat also das Beweisverfahren ergeben, daß in dem Betrieb wohl einige Meister und der Betriebsleiter Viehmann selbst ein hartes Regiment führten und des öfteren Schläge austeilten, nicht nur an ausländische Arbeiter, sondern auch an Deutsche. 

Es wurde aber nicht festgestellt, daß in dem Betrieb systematisch eine schlechte Behandlung der ausländischen Zivilisten und Kriegsgefangenen stattgefunden hätte, welche man als völkerrechtswidrige Behandlung bezeichnen könnte. Auch kann nicht in größerem Maßstabe von Gewalttaten in dem Betriebe gesprochen werden.“

Darum dürften diese Taten nicht unter das Völkerrecht, sondern nur unter das allgemeine Strafrecht fallen.

Im Spruch gegen die Meister hieß es, daß sie gegen die Gerechtigkeit und Menschlichkeit verstoßen hätten. Dies wies B. ebenfalls zurück, da dies nur bei solchen Taten zutreffe, die einen politischen, religiösen oder rassistischen Hintergrund hätten. Da dies aber in den Fällen der Angeklagten nicht zuträfe, dürfte das Befreiungsgesetz nicht angewandt werden, und das Verfahren gegen Meister A. müsse eingestellt werden.
Auch von Meister B. wurde Mitte Mai 1947 Berufung eingelegt mit ähnlicher Begründung wie bei Meister A., mit dem Antrag, das Verfahren einzustellen, da auch er nicht unter das Gesetz Nr. 8 der Militärregierung und das Befreiungsgesetz falle.
Aber nicht nur die Anwälte der drei Meister des Tonwerkes Heppenheim, sondern auch der Kläger Erster Instanz legte Berufung gegen den Spruch der Spruchkammer ein. Er beantragte, die Angeklagten in die Gruppe der Hauptschuldigen einzustufen, da die Angeklagten der Tat überführt wären:

„Da der Betroffene formell nicht belastet ist, ist zunächst die Frage zu prüfen, ob das Befreiungsgesetz auf ihn überhaupt zur Anwendung zu bringen ist oder nicht. Diese Frage muß bejaht werden. Einmal ist das Befreiungsgesetz seinem Charakter nach nicht nur ein politisches, sondern auch ein Sondergesetz. Im Art. 1, Ziff. 1 des BG heißt es, daß alle Personen zur Verantwortung zu ziehen sind, die die nationalsozialistische Gewaltherrschaft durch Verstöße gegen die Grundsätze der Gerechtigkeit und Menschlichkeit gefördert haben. Nach Art. 2 sind äußere Merkmale, wie die Zugehörigkeit zur NSDAP oder einer ihrer Gliederungen allein nicht entscheidend und auch die in den Art. 5 bis 9 exemplarisch aufgeführten Taten verlangen keinen politischen Hintergrund als Motiv.

Wie die Beweisaufnahme der Spruchkammer Bergstraße ergeben hat, ist der Betroffene in Zusammenwirken mit den ebenfalls Betroffenen Meister B. und Meister C. schuldig geworden, deutsche Juden, Kriegsgefangene und zwangsverschleppte Zivilarbeiter fremder Nationalität mißhandelt zu haben.“(105)

Am 3. September 1947 wurde bekanntgegeben, daß alle drei Angeklagten in die Gruppe der Mitläufer eingestuft werden. Meister C. wurde aufgrund der Weihnachtsamnestie auf freien Fuß gesetzt. Die Verfahren gegen Meister B. und A. wurden ebenfalls eingestellt, da sie nicht unter das Befreiungsgesetz fielen. In allen drei Fällen wurde sofortige Haftentlassung angeordnet. Die Berufungskammer kam zwar zur Überzeugung, daß im Tonwerk Heppenheim geschlagen wurde, jedoch wurden Häftlinge wie auch deutsche Arbeiter geschlagen. Deshalb sei von einem politischen, rassistischen oder religiösen Hintergrund abzusehen, und aus diesem Grunde treffe das Befreiungsgesetz nicht zu.

Am 21. Dezember 1947 stellte das Ministerium für politische Befreiung den Antrag, diesen Spruch zu überprüfen und hob am 22. Januar 1948 den Spruch vom 3. September 1947 auf.

Die Zentralberufungskammer erklärte am 8. August 1950 den Spruch jedoch als gültig.

4.5.3.2 
Die Betriebsleiter
4.5.3.2.1
Betriebsleiter Albert Viehmann
Albert Viehmann wurde am 27. September 1899 in Launsbach bei Wetzlar geboren. Nach Abschluß seiner Schulausbildung erlernte er den Beruf des Ziegelfachmannes. Dem folgte eine fünfsemestrige Schulausbildung und ein zweijähriges Praktikum zum Betriebsleiter. Vom März 1931 bis März 1934 wohnte er in Auralmünster in Ober-Österreich.

Im April 1934 trat Viehmann die Stelle des Betriebsleiters im Tonwerk Heppenheim an. Seine Aufgabe bestand darin, eine möglichst effiziente Herstellung zu gewährleisten. Genauso kümmerte er sich um das Umfeld der Tonwerke. Während der Kriegszeit unterstanden ihm sämtliche Zwangsarbeiter. Er war für ihre Unterbringung, Ernährung und Arbeitseinteilung verantwortlich. 1936 trat er dem NSKK (Nationalsozialistisches Kraftfahrkorps) und der NSV (Nationalsozialistische Volkswohlfahrt) bei. Im Mai 1937 trat er auch der NSDAP bei.(106) Viehmann leitete die Tonwerke Heppenheim bis zum Ende des Krieges. Während seiner Tätigkeit in Heppenheim wohnte er auf dem Gelände der Tonwerke mit seiner Familie. Nach dem Einmarsch der Amerikaner im Mai 1945 wurde er zunächst aufgrund seiner Mitgliedschaft in der NSDAP für etwa neun Monate in Dachau interniert. Danach kehrte er sofort nach Heppenheim zurück, um seine Stelle als Betriebsleiter wieder aufzunehmen, was ihm aber nicht gelang.

Aufgrund seiner stadtbekannten Härte gegenüber den Zwangsarbeitern und Zwangsarbeiterinnen und seiner NS-Tätigkeiten verweigerten ihm die Treuhänder die Wiedereinstellung. Außerdem weigerten sich einzelne Arbeiter in einer schriftlichen Resolution, mit Viehmann weiter zusammenzuarbeiten. Am 23. Juni 1946 wurde Viehmann in seiner Fehlheimer Wohnung durch die Bensheimer Polizei, im Auftrag der Amerikanischen Militärregierung, verhaftet und für vierzehn Tage in Zuffenhausen interniert. Dem ging die Anklage durch die Zentralspruchkammer Hessen in Wiesbaden voraus. Nach seiner Entlassung nahm er eine Stelle als Ziegeltechniker in Höhbach bei Aschaffenburg an. Am 5. Dezember 1947 wurde Viehmann durch die Spruchkammer in die Gruppe IV der Mitläufer eingestuft und hatte eine Geldsühne von RM 200 zu zahlen. Im November 1948 übernahm er die Ziegelei Müller in Erbach als Inhaber. Aus diesem Anlaß verlegte er seinen Wohnsitz nach Erbach im Odenwald.

Am 19. Mai 1949 wurde ein Antrag gestellt, das Verfahren gegen Viehmann wieder aufzunehmen. Doch dieser wurde abgelehnt, da keine neuen Beweise für die Anschuldigungen, Mitarbeiter des Tonwerkes Heppenheim mißhandelt zu haben, vorlagen.

Im Jahre 1950 folgten erneut Versuche, die Anklage wieder aufzunehmen, doch schließlich stellte die Hessische Spruchkammer Frankfurt, gemäß §3 des Gesetzes über den Abschluß der politischen Befreiung in Hessen, das Verfahren endgültig ein. Es lagen keine Voraussetzungen zur Einweisung in die Gruppen I oder II vor.

Albert Viehmann starb 1968 im Alter von 69 Jahren.

„Wir erklären hiermit durch Unterschrift, dass wir keinesfalls gewillt sind mit Herrn Viehmann nochmals zusammenarbeiten. Es ist nicht nur unsere Einstellung, sondern auch der Arbeiter, die noch nicht auf dem Werk beschäftigt sind, aber ihre Meinung schon dahin geäußert haben“.(107)

Diese Stellungnahme einer Gruppe von Tonwerksarbeitern führte zu einem Schreiben des Treuhänders Holzach an die amerikanische Militärbehörde am 2. März 1946. Obgleich Holzach darin betonte:

„Die schlechte Behandlung der während des Krieges beschäftigten Fremdarbeiter (Juden, Ostarbeiter) war in Heppenheim stadtbekannt. Die schlechte Unterbringung, schlechte Verpflegung und schlechte Bekleidung dieser Fremdarbeiter waren Dinge, auf die der Betriebsleiter des Tonwerkes wenig Einfluß hatte, da die Umstände von der deutschen Regierung angeordnet waren“,

trat ein Prüfungsausschuß zusammen, der im März folgenden Beschluß Holzach mitteilte:

„Auf Ihre am 13. 3. 46 gemäß § 5 des Gesetzes Nr. 8 erhobene Vorstellung hat der Prüfungsausschuß in der Sitzung vom 20. 3. 46 die Auffassung vertreten, daß Herr Viehmann nicht als aktiver Nationalsozialist anzusehen ist und deshalb beschäftigungswürdig ist.

Die Militärregierung hat sich dieser Auffassung angeschlossen und damit Ihre Wiedereinsetzung in die seither von ihm innegehabte Beschäftigung gebilligt.“ 

Der innerbetriebliche Widerstand verhinderte offenbar eine erneute Beschäftigung Viehmanns. Bereits im Juni 1946 begann das Spruchkammerverfahren, in dem in erster Linie Viehmanns Verhalten gegenüber den Zwangsarbeitern Gegenstand der Verhandlung war. 

Am 5. Dezember 1947 wurde der Sühnebescheid bezüglich Viehmann erlassen. Durch den Prüfungsausschuß wurde er in die Gruppe IV (Mitläufer) eingestuft. Ihm wurde die Mitgliedschaft in der NSDAP (1937-45), im NSKK (1936-45), der DAF (1934-45) und der NSV (1936-45) zur Last gelegt. Er hatte eine Geldsühne in Höhe von RM 200 zu entrichten. 

Am 2. Mai 1949 wurde ein Antrag zur Wiederaufnahme des Verfahrens gestellt, dem am 19. Mai aufgrund von weiteren Belastungsaussagen stattgegeben wurde. 

Daraufhin schaltete Viehmann Rechtsanwalt Dr. B. ein. Dieser beantragte, dem Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens nicht stattzugeben. Er sah eine Wiederaufnahme als Ausnahmemaßnahme an. Dieser könne nur stattgegeben werden, wenn neue wesentliche Tatsachen oder Beweismittel nach Abschluß des ersten Verfahrens bekannt würden. Aus dem gesamten vorliegenden Material, lasse sich nicht erkennen, ob Viehmann aus politischen Motiven gehandelt habe, was auch seitens des Ermittlers so gesehen worden sei.

Am 17. März 1950 entschied die Spruchkammer, den Sühnebescheid vom 5. Dezember 1947 aufzuheben und eine erneutes Verfahren einzuleiten, „.(...) da nach Rechtskraft der Entscheidung vom 5. 12 .47 neue, wesentliche Tatsachen bekannt geworden sind, die eine neuerliche Überprüfung erforderlich machen.“ Die Zentralspruchkammer Hessen entschied am 20. November 1950 in letzter Instanz:
„Das Verfahren gegen Viehmann wird gemäß § 3 des Gesetzes über den Abschluß der politischen Befreiung in Hessen vom 30. 11. 1949 eingestellt, da die Voraussetzung für eine Einweisung in die Gruppe 1 oder 2 nicht vorliegt.“

Uns erscheint nach den vorliegenden Dokumenten und Aussagen mit hoher Wahrscheinlichkeit geklärt, daß Viehmann Arbeiter im Tonwerk Heppenheim mißhandelt hat. In welchem Ausmaß dies geschah, war auf juristischem Wege abschließend nicht zu klären. 

Was war der Betriebsleiter der Heppenheimer Tonwerke, Albert Viehmann, für ein Mensch?

Es gibt Aussagen aus den Spruchkammerverfahren, die Viehmann als "netten Menschen“ beschreiben, so z.B. Ludwig K., der erklärt, daß Viehmann sich nie als Nazi bezeichnet habe.(108) 

"Ich kann aus der Erkenntnis dieser Jahre mit gutem Gewissen bezeugen, daß Herr Viehmann sich nie als Nazi betätigt hat. Es war mir bekannt, daß Herr Viehmann Mitglied der Partei war, daß er jedoch durch seine geschäftliche und behördliche Stellung dazu gezwungen war. Ich habe damals häufig beobachtet, daß Herr Viehmann auch in Gegenwart Dritter für die Zeit erstaunlich mutige antifaschictische Meinungen vertrat. Seine anständige politische Gesinnung hätte ihn seine Stellung kosten können.“(109) 

Ludwig K. berichtet weiterhin, daß Viehmann die Zwangsarbeiter bei der Bevölkerung für Zigaretten und Alkohol habe arbeiten lassen. Er habe damit so manchem sein Gefangenenlos gemildert: „Ein Nazi hätte das nicht getan.“(110) 

Eine weitere entlastende Aussage eines ehemaligen Mitarbeiters besagt, daß Viehmann die Kriegsgefangenen einwandfrei und menschlich behandelt habe.

"Er beklagte sich häufig bei mir, daß die Chefs den Lohn der Ostarbeiter immer wieder herunterdrücken wollten, nachdem er denselben teils mit und teils ohne Einverständnis des Chefs heraufgesetzt hatte.“(111)
Viehmanns Anwälte , H. B. und W. K. legten während der Spruchkammerverfahren folgenden Entlastungsbericht über Viehmann vor:

"Auch der Werksarzt Dr. B und die als Zeugen vernommenen Werkssanitäter bestätigten übereinstimmend, daß sie niemals Spuren von Mißhandlungen an den von ihnen untersuchten Arbeitern wahrgenommen haben, ja, daß niemals irgendeiner der Arbeiter, welche zu dem Arzt oder zu den Sanitätern kamen, sich darüber beklagten, daß entweder er selbst oder einer seiner Kameraden mißhandelt worden seien. Dr. B. und seine Frau, die auch Ärztin ist, genossen weitgehend das Vertrauen der ausländischen Arbeiter. Wenn Mißhandlungen vorgekommen wären, so hätten sich die Arbeiter bestimmt bei ihnen beklagt. Wohl hatten einige Meister und der Betriebsleiter Viehmann ein hartes Regime geführt, das aber nie als völkerrechtswidrig bezeichnet werden kann.“(112) 
Es habe sich auch nie beweisen lassen, daß Viehmann ein Gummikabel zur Züchtigung der Gefangenen verwendet habe:

"Wenn sich der Betroffene tatsächlich ein solches Gummikabel mit einem Handgriff versehen ließ, so geschah dies zu seiner eigenen Sicherheit, wenn er mit dem Pkw unterwegs war. Allerdings lag dieses Gummikabel einige Zeit auf dem Schreibtisch seines Büros herum und wurde vielleicht auch von einigen Arbeitern gesehen. Zum Schlagen wurde dieses Kabel jedoch nie genutzt. Auch hatte der Betroffene das Kabel niemals bei sich, wenn er durch den Betrieb ging.“(113) 

Diese Aussage wird allerdings durch den Zeitzeugen Ludwig B. eindeutig widerlegt:

"Haben Sie an dieses Gummikabel Handgriffe gemacht, die dann als Schlagwerkzeug dienten?“

„Ja.“

„Aus wessen Veranlassung?“

„Im Auftrag von Viehmann.“(114) 

In zahlreichen Spruchkammeraussagen wird er auf folgende Weise charakterisiert:

"Er ist ein grober gefühlloser Mensch, der nur sich kannte.“(115) 

Es wird behauptet, daß Viehmann sich besonders gegenüber Gefangenen und Juden unmenschlich benommen habe. Er hätte erkrankte Russen mißhandelt, da sie nicht mehr in der Lage waren zu arbeiten. Weiterhin hätte Viehmann die vom Betriebssanitäter Max K. krankgeschriebenen Arbeitskräfte zur Arbeit gezwungen.

Von dem Zeitzeugen Heinz J. Z. wird Viehmann als „Schweinehund“ bezeichnet.(116)

Viele Arbeiter berichten, daß sie Augenzeugen waren, wie Viehmann russische Kriegsgefangene schwer mißhandelt habe. Ein Vorfall taucht in den Belastungsaussagen immer wieder auf: Der Lokführer Iwan S. hatte sich schwere Verbrennungen zugezogen, die vom Betriebssanitäter behandelt wurden. Er wurde als absolut arbeitsunfähig krankgeschrieben. Als er sich zur Krankmeldung bei Viehmann meldete, riß ihm dieser den Verband ab, verprügelte ihn und zwang ihn, die Arbeit wieder aufzunehmen. Weiterhin wird berichtet, daß Viehmann Ostarbeiter, die sich leichte Vergehen zuschulden kommen ließen, sonnabends und sonntags in Arrest gesetzt habe:

"Herr Viehmann ließ Ostarbeiter, die sich leichteste Vergehen zuschulden kommen ließen, sonnabends und sonntags in Arrest setzen und zwang sie am Montag, nachdem sie 48 Stunden ohne Verpflegung waren, zur Arbeit.“(117) 

 Einer der Kriegsgefangenen war Schuster.

 "Er mußte für Herrn Viehmann nachts dauernd unzählige Paare Schuhe sohlen. Wenn er die Arbeit bis morgens nicht erledigt hatte, wurde er verprügelt.“(118) 
Es wurden aber auch Juden und deutsche Arbeiter geschlagen.

"Es kam daher vor, daß nicht nur Kriegsgefangene und ausländische Arbeiter, sondern auch die in dem Betrieb beschäftigten Juden, ja selbst deutsche Arbeiter, manchmal geschlagen wurden.“(119) 
Weiterhin behauptet der Ausfahrer Johann Gustav J., daß er mehrere Male den Auftrag von Herrn Strauch gehabt habe, Kartoffeln für die Russen einzukaufen. Diese wurden nicht wie vorgesehen zur Ernährung der Russen benutzt, sondern von Herrn Viehmann als Schweinefutter verwendet oder in der Stadt verkauft. Der Sortierer Konrad M. berichtet Ähnliches:

"Auch habe ich gesehen, daß Albert Viehmann russischen Arbeitern, die sich Kartoffeln im Tausch mit den Bauern erworben hatten, dieselben abgenommen hat, um sie als Viehfutter zu verwenden.“(120) 
Ein Jude namens Berthold Löb machte folgende Aussagen über den Betriebsleiter Viehmann: 

"Dort in der Ziegelei habe ich am eigenen Körper verspüren können, was es geheißen hat, unter Viehmann, der dort als Betriebsleiter tätig war, zu arbeiten. Viehmann, der seinen Namen, nebenbei bemerkt, zu recht trägt, holte aus uns das letzte heraus. Wir Juden und die Kriegsgefangenen mußten das letzte hergeben. Rücksichten kannte er keine. Auch die ausländischen Zivilarbeiter hatten unter Viehmann ein fast unerträgliches Dasein. Die brutale Art und Weise, mit der er uns und den anderen ausländischen Zwangsarbeitern drohte, war der eines SS-Wachmannes in irgend einem KZ gleichzustellen. Ich selbst habe gesehen, wie Viehmann Leute schlug. Man wußte, daß er auch zu jeder Denunziation fähig war.(...) Eines Tages wurden im Werk im Ton, der durch die Maschine lief, Walzen eines Lagers gefunden. Man nahm an, daß es sich um einen Sabotageakt handelte. Da hat Viehmann einen Franzosen mit dem Revolver in der Hand zu einem Geständnis pressen wollen. Allerdings habe ich dies nicht persönlich gesehen, aber durch französische Arbeitskameraden habe ich davon erfahren.(...) Viehmann hat mir einigemale Sabotage vorgeworfen und mit einer Meldung bei der Gestapo gedroht. Anläßlich einer Züchtigung durch den MeisterA. habe ich mich bei Viehmann beschwert und Untersuchungen der Angelegenheit verlangt, die aber Viehmann ablehnte, mit der Begründung, daß die Züchtigung eines Juden zu Recht bestünde.“(121) 

Die Folgen, die sich aufgrund der schlechten Behandlung der Arbeiter im Tonwerk Heppenheim durch Viehmann ergaben, werden von dem Zeitzeugen Z. aufgezeigt. Der Interviewpartner schildert die Befreiung Heppenheims durch die Amerikaner: 

„Und der Viehmann hat auch da drin gewohnt, in dem Betrieb, das war halt eine Betriebswohnung und die (Zwangsarbeiter) sind da rein und haben alles kurz und klein geschlagen. Die ganze Wohnung demoliert, (...), dem seiner Frau und dem seinen zwei Kinder haben sie nichts gemacht.(...), weil die hat hinter seinem Rücken als den Russen was gegeben.“(122) 
Viehmann schien tatsächlich nicht sehr beliebt unter seinen Arbeitern gewesen zu sein, denn als er 1946 aus dem Internierungslager entlassen wurde und nach Heppenheim zurückkehrte, um seine Arbeit als Betriebsleiter wieder aufzunehmen, wollten die Arbeiter nicht mehr unter Viehmann arbeiten. Es wurden Unterschriften von 32 Arbeitern gesammelt, die sich weigerten, unter Viehmann erneut die Arbeit wieder aufzunehmen. Trotz dieser Unterschriften behauptet ein Betriebsarbeiter, Fritz L., daß Viehmann sich immer korrekt verhalten habe: 

"Bei dieser Gelegenheit hörte ich von verschiedenen dort schon seit langen Jahren beschäftigten Kameraden, daß Viehmann stets seine Pflicht erfüllt hätte, den Gesamtbereich in technischer Hinsicht stets streng aber korrekt und sachlich geleitet hätte. Soweit ich als Betriebsarbeiter beurteilen kann, waren alle anständigen Arbeiter für Viehmann und die radikalen Elemente und gewohnheitsmäßigen Arbeitsbummelanten gegen Herrn Viehmann.“(123) 
Aufgrund der angesprochenen Vorkommnisse, Mißhandlungen von Zwangsarbeitern, hatte der Betriebsinhaber der Tonwerke Heppenheim beabsichtigt, Viehmann zu entlassen, was aber nicht durchführbar gewesen sei: 

"Insbesondere hatte der Betroffene (Strauch) unter dem Kreisleiter Brückmann, dem Leiter der Arbeitsfront, einem Bensheimer Gestapobeamten H. und unter dem Betriebsleiter Viehmann zu leiden. Viehmann wurde 1935 von dem Betroffenen eingestellt. Er hat sich auch anfangs gut geführt, aber später nur Mittel und Wege gesucht, um dem Betroffenen zu schaden. Viehmann hat dem Betroffenen mit Anzeige bei der Gestapo gedroht, als er von dem Betroffenen wegen eines Vorfalls mit einem Russenmädchen zur Rede gestellt und die DAF benachrichtigt war. Verschiedene Versuche, Viehmann, der mit dem Kreisleiter der Arbeitsfront und den Gestapostellen gut befreundet war und auf Du stand, zu entlassen, scheiterten, weil der Kreisleiter der Arbeitsfront hier nicht zustimmte.(...) 

Es stellte sich heraus, daß Viehmann sich Unregelmäßigkeiten hatte zu schulden kommen lassen. Daraufhin wurde er von uns entlassen. Nun schritt jedoch die DAF ein und man sagte uns: `Die Entlassung nehmen Sie schnellstens wieder zurück!´"(124)

Viehmanns hartes Durchgreifen wird aus der Sicht mancher Betrachter dadurch nachvollziehbar, daß er als Betriebsleiter für den Produktionsablauf verantwortlich war und die Kriegsgefangenen ihm das Leben in dieser Hinsicht oft schwer machten. Auch mußte er den Produktionsumfang der Vorkriegszeit unter erschwerten Sach- und Personalbedingungen halten.

Die verschiedenen Aussagen, die Viehmanns Charakter und Handeln betreffen, widersprechen sich sehr stark. Es muß dabei aber auch berücksichtigt werden, daß die Anzahl der belastenden Aussagen deutlich überwiegt. Außerdem ist zu bedenken, daß die Entlastungsaussagen fast alle aus dem Freundeskreis Viehmanns kamen, während die für ihn nachteiligen Aussagen von Mitarbeitern aus dem Tonwerk stammen, die unter Viehmann arbeiten mußten und täglich mit ihm und den Zwangsarbeitern Umgang hatten.

Noch lange nach dem Krieg war Viehmann ein fester Begriff im Tonwerk Heppenheim. Bei angeblich langsamem Arbeitstempo kam es immer wieder vor, daß von den Vorgesetzten die Aussage zu hören war: „Der Viehmann müßte noch da sein, der würde euch Beine machen.“(125) 
4.5.3.2.2 
Betriebsleiter Benedikt Baumann
„Herr Baumann ist ein überaus freundlicher und liebenswürdiger Mensch. Doch durch seine Freundlichkeit und Höflichkeit ein sehr gefährlicher Mensch, weil dadurch seine schlechten Handlungen verdeckt werden. Herr Baumann nützt die Schaffenskraft dieser Menschen im Werk bis auf das äußerste aus, hält sie ständig in Angst, mit der Drohung, sie in ein Arbeitslager zu schicken. Auch hat er später zwei ausländische Arbeiter für sechs Wochen in ein Arbeitslager geschickt. Ich selbst war Zeuge, wie Herr Baumann eigenhändig einen jungen Russen zu Boden schlug und ihn wie von Sinnen mit Fäusten schlug und trat. (...) Er zwang russische Mädchen mit vollständig vereiterten Fersen, Kipploren zu schieben von sechs bis sieben Zentnern. (...) Er ist unbedingt in die Liste der Aktivisten einzureihen und darf nie wieder einen führenden Posten betreiben.“(126) 

Folgt man dieser Darstellung, liegt die Annahme nahe, daß Albert Viehmann, Betriebsleiter im Tonwerk Heppenheim, und Benedikt Baumann, Betriebsleiter in den Zweigwerken Frankfurt-Praunheim und Massenheim, ähnliche Verhaltensweisen gegenüber ihren Untergebenen an den Tag gelegt haben.

Benedikt Baumann wurde am 2. Februar 1948 von der Spruchkammer 130 Frankfurt a.M., die sich aus zwei SPD- und zwei CDU-Männern und einem Vorsitzenden zusammensetzte, zu einer Geldbuße von 2000 RM verurteilt. Eingestuft wurde er in die Gruppe IV-Mitläufer.(127)

Werdegang und Weltbild Baumanns
Der am 22. Juli 1894 in Haibach/Unterfranken geborene Benedikt (Benno) Baumann war seit 1922 im Stammwerk Heppenheim beschäftigt und übernahm dann die Betriebsleitung in Frankfurt-Praunheim. Mit dem Erwerb der Ziegelei Massenheim im Jahre 1936 wurde ihm zusätzlich die Leitung dieser Fabrik übertragen. Vom 27. August 1939 bis Januar 1940 war Baumann Soldat. Carl Wiessler wurde zu seinem Nachfolger ernannt. Nach seiner Entlassung aus der Wehrmacht behielt dieser die Leitung des Massenheimer Werks, wohingegen Baumann nur den Betrieb in Praunheim führte. 

Benno Baumann war in der Deutschen Zentrumspartei organisiert, trat aber am 1. Januar 1932 zur NSDAP über.(128)

Geschäftliche Gründe seien für den Parteiwechsel verantwortlich gewesen. Baumann, der 1931 als Reisender tätig war, habe in den Bezirken, die er bereiste, keinen Absatz mehr erzielen können. Im Heppenheimer Hauptwerk befanden sich 15 bis 20 Millionen Fertigziegel, die nicht abgesetzt werden konnten. Die Werksleitung zog in Erwägung, die Produktion aufzugeben. Am 29. März 1932 wurde Baumann zum 30. September „vorsorglich“ gekündigt:

„Von 1930 bis 1933 lag die Bautätigkeit sehr darnieder und die Vorräte wurden immer größer. Durch übergroße Anstrengungen des Reisestabes der Firma konnte jedoch die volle Produktion beibehalten werden, während große und größte Konkurrenzfirmen schließen mußten.“(129)

Zu den Motiven seines Parteieintritts führte Baumann im November 1945 aus: „Lange Besprechungen, um dieses (die Werksschließung) zu verhindern, ergaben, daß man mit dem Gedanken spielte, in der letzten Not sich an die damals im Aufstieg begriffene NSDAP zu wenden, da sich jeder von hier aus eine Besserung der Wirtschaftslage erhoffte.“ 

Voraussetzung für die Inanspruchnahme der genannten Partei war die Mitgliedschaft: „Um nun der wirtschaftlichen Misere aus dem Weg zu gehen, hatte auch ich mich entschlossen, um nicht brotlos zu werden, der NSDAP als Mitglied beizutreten.“(130) Baumann konnte sich aber innerlich nicht mit der Zielsetzung seiner neuen Partei identifizieren. So trug er nach Aussage des ehemaligen polnischen Zwangsarbeiters Viktor G., der von 1943 bis zur Befreiung 1945 dienstverpflichtet war, nie ein NSDAP-Parteiabzeichen und verwendete auch nie den sog. „Deutschen Gruß“. Erst im Spruchkammerverfahren erfuhr G. von Baumanns Parteimitgliedschaft.

Die Beseitigung der Bekenntnisschulen und die Einführung nationalsozialistischer Gemeinschafts-schulen im Jahre 1937 brachten den gläubigen Katholiken Baumann in offenen Widerspruch zu „seiner“ Partei. 

Betriebsratsvorsitzender Friedrich S., der Baumann seit 1924 kannte, gab im Spruchkammerver-fahren zu Protokoll, dieser habe oft zu ihm gesagt: „Was tue ich noch bei den Lumpen da !“(131) Im selben Jahr wurde Baumann auch vor das Kreisgericht zitiert: „Dort wurde er in ganz unmöglicher Weise behandelt. Man zog ihm den Stuhl weg, auf den er sich setzen wollte. Man beschimpfte ihn mit Ausdrücken wie ‘Schwein’, ‘Judenknecht’, ‘Spion’ und ‘Dunkelmann’. Dann drohte man ihm mit dem KZ.“(132) 

Im Jahre 1938 hatte er anläßlich der Schließung der jüdischen Firma Marx mit Gleichgesinnten und Juden eine Übernahme vereinbart, die gegen die damaligen Bestimmungen verstieß, weil sie Juden die Überführung von Vermögenswerten ins Ausland ermöglichen sollte. Baumann, der in dieser Angelegenheit auch Verbindungen mit England aufnahm, wurde von der Gestapo verhaftet und erhielt Hausarrest. Jedoch konnten in seiner Wohnung keine belastenden Papiere gefunden werden. 

Von diesem Zeitpunkt an stand auch der Betrieb ständig unter Gestapobewachung. 

Behandlung der Zwangsarbeiter

Baumanns NSDAP-Mitgliedschaft erlosch nach einem Parteiverfahren beim Kreisgericht am 12. März 1942 wegen „Judenbegünstigung“. 

Im Gegensatz zu Betriebsleiter Viehmann waren im Verfahren Baumann sogar ehemalige Zwangsarbeiter, die nach der Befreiung sich noch in Deutschland aufhielten, bereit, zugunsten ihres deutschen Vorgesetzten auszusagen. 

Der Bulgare Losan P. erwähnte, daß er in der Firma Strauch gut behandelt wurde, insbesondere auch von Herrn Baumann: „Ich habe niemals gesehen oder von irgendeinem Ausländer der Firma gehört, daß ein Ausländer oder Jude geschlagen worden war. Wenn dies der Fall gewesen wäre, so hätte sich dies bestimmt wie ein Lauffeuer herumgesprochen, denn wir waren alle nur gute Behandlung gewohnt.“(133) 

Der bereits erwähnte ehemalige polnische Zwangsarbeiter Viktor G. betonte ebenfalls, gut behandelt worden zu sein. Benno Baumann sei immer sehr freundlich zu den Zwangsarbeitern gewesen. Niemals habe er geprügelt. Kranke wären von der Arbeit freigestellt gewesen:

„Die Mädchen mußten Männerarbeiten verrichten. Es waren aber immer zwei Mädchen für einen Mann eingesetzt. Herr Baumann hat oft den Mädchen vorgehalten, weil sie ohne Schuhe liefen. Er sagte, sie würden sich dadurch verletzen. Die Mädchen sagten dann Herrn Baumann, zu Hause liefen sie ja nur barfuß. Diese Mädchen stammten alle aus den Dörfern Derebena und Moski, aus dem ich auch stammte und sie waren mir alle persönlich bekannt. Alle Ausländer verkehrten auch noch nach der Besetzung Praunheims bei Herrn Baumann, solange bis sie abtransportiert wurden, bin aber dann wieder zurückgekommen und verkehre heute noch im Hause der Familie Baumann. Wir haben alle Familie Baumann sehr geschätzt, und es hat sich nie jemand über Herrn Baumann beklagen können.“(134) 
Hinsichtlich der Behandlung von jüdischen Zwangsarbeitern sagt der überlebende ehemalige Zwangsarbeiter Herbert K., der nach 1945 zum Katholizismus konvertierte, u.a. aus, daß der jüdische Arbeiter Hermann H., der, ähnlich Theodor R., Baumann schwer belastete, nur fünf Tage in Massenheim gearbeitet habe: „Es ist mir bekannt, daß Herr Baumann nach seiner Entlassung vom Militär einmal kurz für einige Stunden in Massenheim war, denn ich habe s.Zt. Herrn Baumann persönlich dort gesehen.“(135) Was Baumanns Umgang mit Zwangsarbeitern und jüdischen Arbeitern betrifft, wird bestätigt, daß er diese wie seine Freunde behandelt habe. Er verband ihre Wunden selbst und zahlte ihnen Löhne über Tarif, gab Schwerarbeiterzulagen und gewährte Urlaub außerhalb der Zeit. Vorschüsse verbuchte er auf seinem Spesenkonto. Ausländische Arbeiter brauchten keine Abzeichen zu tragen, und den Juden ersparte er, sich durch eine Armbinde im Betrieb kenntlich zu machen. Die Juden durften gar ihre jüdischen Feiertage begehen. „Er sagte ihnen, daß sie das so einrichten sollten, daß sie an jüdischen Feiertagen zu Hause feiern konnten, ohne daß es im Betrieb auffiel.“(136)

Am 7. April 1942 wurde Baumann von Firmeninhaber Strauch angeschrieben:

Betr. Franz. Kriegsgefangene

Uns sind hier Bedenken gekommen wegen Ihrer Zahlung an die französischen Kriegsgefangenen. Schicken Sie doch bitte die letzten drei Lohnabrechnungen nach hier, damit wir dieselben überprüfen können. Sowohl die Juden wie die ausländischen Zivilarbeiter stellten uns Herrn Baumann immer als Vorbild hin, wenn wir nicht das bezahlten wollen, was die Leute von uns fordern. Herr Baumann sei viel entgegenkommender und sorge ganz anders wie wir.

Wir möchten mit dem Treuhänder der Arbeit auf keinen Fall in Konflikt geraten wegen zuviel bezahlter Löhne. Abgesehen davon ist natürlich ein Betrag, den Sie zahlen, für Praunheim gering, für die Gesamtfirma aber sehr bedeutend. Das geht nicht. Bevor Sie irgendwelche Leistungszulagen bezahlen, müssen Sie sich unter allen Umständen mit uns in Verbindung setzen, denn wenn Sie damit vorangehen, ist die ganze Firma gezwungen, überall dieselben Zulagen zu geben.

den 7. April 1942



gez. Strauch (137)

Bewertung der Anschuldigungen

Wie sind nun die anfangs zitierten schweren Beschuldigungen Theodor R.´s zu bewerten?

Buchhalterin Herta G. gab im Spruchkammerverfahren an, R. habe seine Stellung wechseln wollen, um Chauffeur zu werden. Aufgrund der vielen Einberufungen habe aber Ersatz gefehlt, so daß Baumann R´s Wunsch nicht habe nachkommen können. R. gab sich Baumann gegenüber als Halbjude aus, erzählte aber dem polnischen Zwangsarbeiter Stefan von P., er sei doch „Volljude“, in der jüdischen Religion erzogen und beschnitten. Baumann machte den Behörden gegenüber davon keine Meldung und bezeichnete ihn weiter als „Halbjuden“. Den Eltern R.´s gab er ein Stück Gartenland zur Selbstbearbeitung.

Auf Befragen äußerte auch Viktor G. sein Befremden bezüglich der wahrheitswidrigen Aussage R.´s: „Ich verstehe nicht, wie Theo R. Herrn Baumann in dieser völlig unwahren Weise beschuldigen kann, denn Herr Baumann war auch zu ihm immer sehr freundlich und hat ihn gut behandelt.“(138)

R. überschritt Sonderurlaub um einige Wochen, was die Belegschaft des Betriebes in Rage brachte. Baumann wurde bedrängt, etwas zu unternehmen, weil andernfalls die Arbeiterschaft R. der Gestapo melden würde.

Daß Theodor R. bewußt die Unwahrheit gesagt hat, kann über fünfzig Jahre nach den Geschehnissen einwandfrei belegt werden: Auf Einladung des Amtes für Arbeit, Wirtschaft und Soziales der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau waren in der Zeit vom 11. bis 19. Mai 1996 in Frankfurt/M. sechs ehemals in Hessen arbeitende Zwangsarbeiter zu Gast, darunter Nadeshda Grib und Nadeshda Serka, die im Tonwerk Praunheim beschäftigt gewesen waren.

Mit ihnen führten wir ein Interview und legten ihnen auch den Text mit den Beschuldigungen R.´s vor. Die beiden Zeitzeuginnen waren sehr empört:

„Wir haben nie gesehen, daß Herr Baumann jemanden schlug. Herr Baumann selbst lief in die Werkhalle und rief: ‘Raus!’, schon bei den ersten Alarmzeichen. Er ließ uns nicht in der Baracke, wo viele sich aufhalten wollten. Wir sollten in den Bunker.

Für alle unsere Arbeiter, für die Russen, Weißrussen, für alle, die in dieser Baracke waren, trat er als ganz normaler Mensch auf. Wir sind jetzt verärgert. Wahrscheinlich hat derjenige, der das geschrieben hat, etwas ganz Persönliches gegen den Baumann.“(139)

Damit bestätigten die früheren Zwangsarbeiterinnen entlastende Aussagen einer polnischen Untersuchungskommission, die in der frühen Nachkriegszeit in Frankfurt/M. ihre Arbeit aufnahm.

Vergleich der Betriebsleiter Viehmann und Baumann

Viehmann und Baumann gehörten derselben Generation an, waren in derselben Firma angestellt und übten beide die Funktion eines Betriebsleiters aus. 

Von 1932 bis 1942 hatte Baumann das „braune“ Parteibuch in der Tasche, Viehmann erst seit 1937.

Im Umgang mit Kriegsgefangenen und Zwangsarbeitern gingen sie aber völlig unterschiedliche Wege:

Während Baumann sich immer mehr von der „Parteilinie“ entfernte und sein Gewissen, das auf christlichen Grundwerten basierte, in den Mittelpunkt rückte, paktierte Viehmann zunehmend enger mit der Heppenheimer Parteiprominenz, was ihm zuletzt im Betrieb eine fast unumschränkte Position verschaffte. Viehmann muß in den Kriegsjahren im Betrieb als „graue Eminenz“ angesehen werden. 

Die Betrachtung des Spruchkammerverfahrens läßt den distanzierten Betrachter ebenfalls nachdenklich stimmen. Es ist heute kaum nachvollziehbar, daß trotz hervorragender Beurteilungen eine bzw. zwei schwerwiegende Beschuldigungen solch weitreichende Konsequenzen mit sich brachten, daß Ende 1947 das schriftliche Verfahren eingestellt und mündliche Termine im Fall Baumann anberaumt wurden. 

Im Verfahren vom 2. Februar 1948 wurde u.a. festgestellt, daß der „Ton, der auf einer Ziegelei herrschte, sehr rauh (gewesen sei).“ Baumann wurde eine Geldbuße in Höhe von RM 2000 auferlegt. Letztendlich wurde dann auch er in die Gruppe IV (Mitläufer) eingestuft.

Als die Amerikaner im März 1945 einmarschierten, plünderten die endlich befreiten Kriegsgefangenen und Zwangsarbeiter die Wohnung Viehmanns. In Praunheim sah es gerade umgekehrt aus: „Alle Ausländer verkehrten auch nach der Besetzung Praunheims bei Herrn Baumann, solange bis sie abtransportiert wurden, (...).“(140) 

Benedikt Baumann und Albert Viehmann - Betriebsleiter im Tonwerk Heppenheim -

größere Gegensätze sind kaum vorstellbar! 

4.5.3.3 
Die Firmeninhaber
4.5.3.3.1 
Die Geschäftsleitung
Die Brüder Friedrich-Otto und August Strauch waren zu gleichen Teilen an der Gesellschaft beteiligt und hatten die gemeinsame Oberhand im Betrieb. Dies zeigt sich auch an der Tatsache, daß etliche Dokumente entweder von August oder von Friedrich-Otto Strauch unterschrieben worden sind.

Die nicht ursprünglich aus Heppenheim stammende Familie Strauch galt in Heppenheim als wohlhabend und gehörte somit der „besseren“ Gesellschaftsschicht an. So besaß sie auch einen eigenen Tennisplatz und verfügte über Hauspersonal. 

Friedrich-Otto und August Strauch hatten keine bzw. nur geringe technische Kenntnisse . Die Produktionsabläufe und Herstellungsverfahren ließen sie von Angestellten (Betriebsleiter, Meister) kontrollieren und regeln; ihr Aufgabenfeld lag also eher im kaufmännischen Bereich. Mehrfach wöchentlich inspizierten sie ihr Werk, um neue Ideen zur Gestaltung und Verbesserung der Anlage zu sammeln. In Massenheim und Praunheim überzeugten sie sich durch gelegentliche Besuche vom Fortgang der Produktion.

Laut Aussage Dr. Hans Jürgen Strauchs übereignete sein Vater ihm das Ideal: „Lege die Füße  auf den Schreibtisch, drehe die Daumen und denke!“ Dies sagt aus, daß sich die Strauchs weder durch körperliche Tätigkeiten in den Betriebsablauf eingebracht haben, noch “niedere“ Büroarbeiten verrichteten. Hans Jürgen Strauch verstärkt diesen Eindruck, indem er berichtet, daß sich diese so wenig in den Einrichtungen der Verwaltungsräume auskannten, daß sie noch nicht einmal den Aufbewahrungsort der Briefmarken nennen konnten. August Strauch soll den Leitsatz gehabt haben: „Aufstehen und etwas selbst machen ist vergeudete Zeit“, was bezeugt, daß er sein Aufgabenfeld im theoretischen Bereich sah und praktische Arbeiten seinen Angestellten überließ.

Oskar Strauch führte ein Reisebüro in Bad Oeynhausen, dessen Betrieb ihm erst durch die Unterstützung seiner Brüder Friedrich-Otto und August ermöglicht wurde. Er selbst erkrankte im Ersten Weltkrieg an Malaria und litt unter den Folgen dieser Infektion. Nach Einmarsch der Engländer und während der Besatzungszeit verließ Oskar Strauch, der, nach Angaben seines Neffen Fritz, vom Geschäftsbetrieb eines Tonwerks „so gut wie nichts verstand,“ Bad Oeynhausen und wurde von seinen Brüdern im Tonwerk Bensheim beschäftigt, in dessen Nähe er auch wohnte (heute: Ecke Schwanheimer Straße/Taunusstraße). In der Ziegelei trat er jedoch nicht als führende Kraft in Erscheinung. Es handelte sich offenbar eher um eine Art „Arbeitsbeschaffungsmaßnahme“. Ein früherer Mitarbeiter hob die Großzügigkeit hervor, mit der Oskar Strauch auf seine Wünsche nach Gehaltsvorauszahlung einging. Er beschrieb ihn als sehr gutmütig. Oskar Strauchs Ehe blieb kinderlos. 

Der geschäftliche Erfolg hing auch von der Einstellung geeigneten Führungspersonals und der effektiven Verteilung der Aufgaben ab. Dabei kam es weniger auf die formale Qualifikation im heutigen Sinne an. „Meister“ wurde man durch die persönliche Auswahl der Chefs, äußerlich von der übrigen Arbeiterschaft durch unterschiedliche Arbeitskleidung abgehoben.

August Strauch soll geäußert haben, ihm sei es egal, ob er Ziegel oder Altstahl herstelle, was sein Desinteresse an technischen Abläufen und Defizit an praktischem Wissen unterstreicht. Diese fehlenden Sachkenntnisse rächten sich nach einer Aussage von Fritz Strauch jun. insofern, als das Tonwerk Heppenheim finanzielle Einbußen wegen wenig geeigneter Ausgangsmaterialien und entsprechender Reklamationen der Endverbraucher zu beklagen hatte: 

„Das Tonwerk hat nie Gewinn gemacht (...) Die Firma war pleite an dem Tag, an dem ich in die 

Firma kam.“(141)
Das war 1958.

Durch Unterlagen und Aussagen wurde bei uns der Eindruck erweckt, daß die Brüder Strauch von der schlechten Behandlung der Zwangsarbeiter durch die Meister und den Betriebsleiter weitgehend gewußt haben müssen, aber keine entsprechenden Maßnahmen dagegen unternommen haben und im Falle Viehmanns wohl nicht konnten, da dieser engeren Kontakt zu führenden Parteigenossen pflegte. Eine geplante Entlassung des Betriebsleiters aufgrund seines Verhaltens konnte wegen dieser Beziehungen nicht durchgesetzt werden. Es lag freilich aus der Sicht der Unternehmensführer nahe, die Handlungsweisen Viehmanns vorrangig unter betriebswirtschaftlichen Aspekten zu sehen: Der Betrieb sollte „laufen“ - und zwar aus eigenen Interessen wie auch zur Erfüllung staatlicher kriegswirtschaftlicher Vorgaben. Bei unseren Nachforschungen wurde deutlich, daß diese Rechtfertigung nicht von allen näheren Bekannten von Friedrich-Otto und August Strauch akzeptiert wurde. So soll eine Freundschaft der Strauchs mit einer Heppenheimer Familie aus dem Bildungsbürgertum wegen deren Kritik an der Behandlung der Zwangsarbeiter zerbrochen sein.

Stammbaum der Familie Strauch

Otto Ernst August Strauch

geb.: 28.12.1852

gest.: 21.11.1898






Herman Heinrich
Friedrich-Otto 
Luise Diehl
Georg Oskar 
August Strauch
Anna Luise Löning


Strauch
(Fritz) Strauch

Strauch
Firmeninhaber u.



Kaufmann 
Firmeninhaber


Kaufmann



Honolulu







geb.: 21.10.1884
geb.: 2.1.1886
geb.: 9.8.1895
geb.: 17.6.1887
geb.: 9.5.1890
geb.: 9.9.1902


gest.: 1903
gest.: 3.11.1954
gest.: 20.4.1957
gest.: 1952 ?
gest.: 13.10.1951





                               8.1.1921
          20.11.1925
                             31.1.1923

                       









Ida Auguste Marie





Wrede





geb.: ?





gest.: 1951













Annemarie Strauch
Dr. Hans Jürgen
Fritz Strauch 





geb.: 20.3. 1925 in 
Strauch
Inhaber der Ziegelei





Frankfurt a. M. 
Rechtsanwalt u. 
Massenheim






Notar
geb.: 14.6.1935 in






geb.: 15.7.1926 in 
Heppenheim






Frankfurt a. M.


Werdegang von Friedrich-Otto Strauch
(Kaufmann)

2.1.1886
Geburt in Burgdamm bei Bremen 

1914-1918
Teilnahme am Ersten Weltkrieg als Leutnant


Schwere Verwundung an der Westfront


Weitere Beschäftigung als Adjutant in Frankfurt


am Main

1918
Eröffnung eines Lebensmittelgroßhandels mit einem Regimentsarzt in Frankfurt

8.1.1921
Heirat mit Luise Diehl

1922
Vertrag mit der Stadt Frankfurt, Erwerb der Ziegelei Praunheim

Jan. 1930
Umzug nach Heppenheim aufgrund der hohen Mietpreise in Frankfurt 

1936
Erwerb der Ziegelei in Massenheim

1936/37
Umwandlung der AG in „Tonwerk Heppenheim


Fritz Strauch & Co.“ 

1941
Erwerb des Tonwerks Bensheim von der Firma 


Kärcher & Weiler

1945/46
Gefängnis in Butzbach wegen versteckter Jagdwaffen


(ca. 18 Monate der dreijährigen Strafe abgesessen )

1947
Spruchkammerverfahren in Heppenheim und 
Darmstadt

15./16.5.1948
Ende der Treuhänderschaft/Erneute Werksleitung 


in Heppenheim

17.5.1948
Brand im Tonwerk Heppenheim

1954
Tod in Heidelberg

Werdegang von August Strauch









 (Kaufmann)

9.5.1890
Geburt in Burgdamm bei Bremen

1909 
Abitur, Beginn des Jurastudiums

Aug.1914
Notexamen

1914-1918
Teilnahme am Ersten Weltkrieg

1918-1921
Englische Gefangenschaft in Ägypten

1921
Rückkehr nach Frankfurt, Beginn der geschäftlichen Tätigkeiten

1922
Vertrag mit der Stadt Frankfurt, Erwerb der Ziegelei Praunheim

31.1.1923
Heirat mit Anna Luise Löning

20.3.1925
Geburt der Tochter Annemarie

15.7.1926
Geburt des Sohnes Hans Jürgen

Jan. 1930
Umzug nach Heppenheim aufgrund der hohen Mietpreise in Frankfurt 

14.6.1935
Geburt des Sohnes Fritz

1936
Erwerb der Ziegelei in Massenheim

1936/37
Umwandlung der AG in „Tonwerk Heppenheim


Fritz Strauch & Co.“ 

1940 
Schlaganfall

1941
Erwerb des Tonwerks Bensheim von der Firma 


Kärcher & Weiler

1945/46
Gefängnis in Butzbach wegen versteckter Jagdwaffen


(ca. 18 Monate der dreijährigen Strafe abgesessen )

1947
Spruchkammerverfahren in Heppenheim und Darmstadt

15./16.5.1948
Ende der Treuhänderschaft/Erneute Werksleitung 


in Heppenheim

17.5.1948
Brand im Tonwerk Heppenheim

13.10.1951
Tod in Bensheim

4.5.3.3.2 
Das Spruchkammerverfahren Friedrich-Otto Strauch
Im Meldebogen Friedrich-Otto Strauchs sind nach Erhebung der persönlichen Daten folgende Angaben des Betroffenen zu finden:

Friedrich-Otto Strauch gibt an, ab 1932 Mitglied der NSDAP gewesen zu sein, des weiteren war er Angehöriger des NSKK (NS-Kraftfahrkorps) im Zeitraum von 1933 bis 1934 und bekleidete in diesem Zusammenhang das Amt des Obersturmführers. Er bestreitet, jemals Träger von Parteiauszeichnungen, Empfänger von Ehrensold oder Nutznießer sonstiger Parteibegünstigungen gewesen zu sein. Niemals habe er persönliche Vorteile durch seine Mitgliedschaft in der NSDAP gehabt; er habe diese auch nie finanziell unterstützt. Auch sei er weder NS-Führungsoffizier oder Generalstabsoffizier gewesen, noch habe er andere Ämter bekleidet. Friedrich-Otto Strauch hat nach eigenen Angaben weder Titel noch Dienstrang besessen, er selbst gliedert sich in die Gruppe IV (Mitläufer) des Gesetzes zur Befreiung von Nationalsozialismus und Militarismus ein.

Das Spruchkammerverfahren August Strauch wird parallel geführt, da ihm gleiches vorgeworfen werden kann und somit sein Verfahren gleichen Maßstäben unterworfen ist. Bei ihm kann von den gleichen Vermögensverhältnissen ausgegangen werden.

Der mündlichen Verhandlung liegen zahlreiche schriftliche Stellungnahmen zugrunde:

Belastende eidesstattliche Erklärungen
Der Spruchkammer liegen vier belastende eidesstattliche Erklärungen vor, drei von jüdischen Zwangsarbeitern der Tonwerke Praunheim, Massenheim und Heppenheim, eine von einem Arbeiter im Heppenheimer Betrieb.

Darin wird Friedrich-Otto und August Strauch Folgendes vorgeworfen:

· Widerrechtliche Ausnutzung der Arbeitskraft jüdischer Zwangsarbeiter, deren Leistungsvermögen durch Drohung und Nötigung unter dem andauernden Druck mit Gestapo und Konzentrationslagern gesteigert worden wäre;

· Bereicherung und Vermögensvermehrung durch Beschäftigung von Zwangsarbeitern;

· Mangelhafte Unterkünfte und Verpflegung der Zwangsarbeiter in den Tonwerken. (Gestützt werden diese Aussagen durch die Spruchkammerverfahren gegen die Meister und den Betriebsleiter);

· Verantwortlichkeit für die an jüdischen Zwangsarbeitern begangenen Mißhandlungen;

· Geplante Beschäftigung aktiver Nationalsozialisten als Betriebsführer und Prokuristen;

· Duldung von Denunziationen und schwersten Mißhandlungen der Zwangsarbeiter in ihren Betrieben. 

Typisch hierfür ist die Aussage eines Heppenheimer Arbeiters über Meister B.:

„B. hat mir sogar verschiedentlich mit Schlägen gedroht. Ich war Augenzeuge, wie B. in der Frühe im Kesselhaus einen russischen Gefangenen heftig schlug und dann noch gegen den Kohlenwagen warf.Auf meine Einwendungen, die ich dagegen machte, drohte er mir mit Schlägen.

Im Betrieb war es allgemein bekannt, daß die Kriegsgefangenen schlecht behandelt und von den drei Genannten laufend mißhandelt wurden, ohne daß die Chefs irgend etwas dagegen unternommen hätten.

B. war von den dreien der schlimmste.

Als ich ihn morgens nicht gegrüßt hatte, drohte er mir, er würde mir den deutschen Gruß schon beibringen, anschließend wollte er mich schlagen.“(142)
Entlastende eidesstattliche Erklärungen
Der Spruchkammer liegen siebzehn entlastende eidesstattliche Erklärungen vor, eine vergleichsweise große Anzahl, deren Verfasser in folgenden Verhältnissen zum Tonwerk stehen: 

Hausarzt, Werkssanitäter, Kommandeur/Kontrolleur, Wachmänner, Schlossermeister, Beauftragter der Stadtverwaltung zur Beschaffung von Ziegeln, Prokurist, polnischer Arbeiter, Buchhalter, Fuhrunternehmer, Betriebsrat und Hebamme.

Die Erklärungen beinhalten folgende Aussagen:

· Es hätte weder Anzeichen eventueller Gewalttätigkeiten oder Spuren von Mißhandlungen an Fremdarbeitern gegeben, noch hätten sich diese beklagend geäußert.

· Fluchtversuche seien unbekannt gewesen.

· Es hätte eine zusätzliche Lebensmittelverpflegung durch die Gebrüder Strauch gegeben.

· Es sei den Zwangsarbeitern ermöglicht worden, durch freiwillige Arbeit bei Bauern der Umgebung ihre Wäschevorräte aufzubessern.

· Die Kriegsgefangenen hätten sich frei bewegen können, hätten einen zufriedenstellenden Gesundheitszustand gezeigt.

· Es habe keine Anweisungen von seiten der Betriebsinhaber gegeben, Unterschiede in der Behandlung von ausländischen Arbeitskräften zu deutschen Arbeitnehmern zu machen.

· Die Gebrüder Strauch hätten sich für politisch verfolgte Betriebsangehörige eingesetzt und wären nicht als Nationalsozialisten in Erscheinung getreten, außerdem hätten sie keinerlei politischen Druck auf die Belegschaft ausgeübt. Sie beschimpften die faschistischen Organisationen aufs schärfste und hätten den Krieg deutlich abgelehnt.

· Die Schwangeren seien mit Milch und weiteren Lebensmitteln verpflegt worden, des weiteren wären ihnen Entbindungskosten erstattet worden. Friedrich-Otto Strauch hätte sogar sein Privatauto zum Transport einer Schwangeren zur Entbindungsbaracke benutzt.

· Den ausländischen Arbeitern sei es ermöglicht worden, ihre Essensrationen durch Abwiegen derselben zu kontrollieren. Es wären Gewichtszunahmen zu beobachten gewesen.

· Zwischen den Gebrüdern Strauch und den nach 1945 noch im Werk verbliebenen russischen Kriegsgefangenen und Ostarbeitern hätte ein spannungsloser Umgang bestanden. 

Die Klageschrift der Spruchkammer Heppenheim vom 21. Mai 1947

Gegen den Betroffenen Friedrich-Otto Strauch wird auf Grund des Gesetzes zur Befreiung von Nationalsozialismus und Militarismus vom 5. März 1946 Anklage erhoben.

Es wird beantragt, diesen in die Gruppe I der Hauptschuldigen einzureihen. Fritz Strauch gehörte der NSDAP an, war zeitweise Mitglied des NSKK und Angehöriger der NSV. 

Dem Betroffenen sei zum Vorwurf zu machen, daß er die völkerrechtswidrige Behandlung von Kriegsgefangenen und verschleppten Ausländern sowie die Mißhandlung von jüdischen Arbeitern in seinen Betrieben geduldet und nichts unternommen habe, die Täter zur Verantwortung zu ziehen bzw. sie zu entlassen. Es wird eine mündliche Verhandlung zur Klärung des Falles beantragt.

Antragsteller ist der Öffentliche Kläger bei den Spruchkammern des Hessischen Staatsministeriums:

„Die Ermittlung hat die gesetzliche Vermutung nicht voll widerlegt. Wenn dem Betroffenen eine politische Aktivität auch nicht nachgewiesen werden kann, so hat er doch insofern seinen Nutzen gezogen, daß sich ab 1940 sein Einkommen, sowohl als auch sein Vermögen, um nahezu das Doppelte erhöht hat und zwar durch Ausnutzung der Kriegsgefangenen, sowie später der Ostarbeiter, die mehr als 4/5 der damaligen Belegschaft ausmachten. Wenn er auch persönlich dabei nicht als Antreiber in Erscheinung trat, so besorgten dies auf seine Anweisungen hin die Betriebsleiter und Meister. Er ist also der Verantwortliche dafür und hatte Nutzen davon.“(143)
Die Verteidigungsschrift vom 23. Juli 1947

In der Argumentation wird betont, die Gebrüder Strauch wären immer darauf bedacht gewesen, den in ihrem Betrieb beschäftigten Kriegsgefangenen und ausländischen Zivilarbeitern, die zeitweise 80-90% der Belegschaft ausmachten, möglichst gute Lebensbedingungen zu ermöglichen. So hätten diese die von der Regierung festgelegten Lebensmittelrationen eigenständig erhöht und die Fremdarbeiter zusätzlich mit Bier und Rauchwaren versorgt. Auch in sanitärer Hinsicht hätten sich die Werksbesitzer bemüht, einen hygienisch einwandfreien, angenehmen Lagerzustand aufrechtzuerhalten. Hinweis auf die guten Arbeits- und Lebensbedingungen in den Betrieben der Gebrüder Strauch sei die (angebliche) Tatsache, daß es keine Fluchtversuche aus diesen gegeben habe. Gerade das Tonwerk Heppenheim hätte als Musterlager des Stalags (Stammlager) gegolten. Beschwerden hätte es nicht gegeben, die Unterbringung im Lager der Gebrüder Strauch wäre als erstrebenswert angesehen worden.

„In den Betrieben der Gebrüder Strauch wurde alles Erdenkliche getan, um das Los der Kriegsgefangenen zu bessern und ihnen den Aufenthalt so angenehm wie möglich zu gestalten.“

„Um diesen in mißlicher Lage befindlichen Personen eine Besserung ihrer Lage zu ermöglichen, scheuten die Gebrüder Strauch keine Anstrengung und keine Kosten.“

„Nicht ein einziger der Gefangenen hat sich beschwert und die Art und Weise, wie sie in dem Lager der Gebrüder Strauch untergebracht, verpflegt und behandelt wurden, hat sich schnell herumgesprochen und viele Kriegsgefangene erstrebten eine Unterbringung in dem Lager der Gebrüder Strauch.“(144)

„Irgendwelche Differenzen zwischen den Kriegsgefangenen und den Gebrüder Strauch kann es nicht gegeben haben, denn sonst hätte der freundschaftliche Verkehr nach dem Einmarsch der Amerikaner keine Fortsetzung gefunden.“(145)

Die Gebrüder Strauch hätten entgegen den Vorschriften keine Behandlungsunterschiede zwischen Fremdarbeitern und deutschen Arbeitern gemacht. Den Kriegsgefangenen sei es möglich gewesen, sich im Lager frei zu bewegen, was ebenfalls gegen nationalsozialistische Befehle verstoßen habe.

„Wiederholt haben sich die Gebrüder Strauch über die Anordnungen der damaligen Gewalthaber, was die Behandlung der Kriegsgefangenen betrifft, hinweggesetzt und haben diese Kriegsgefangenen so behandelt, wie sie ihre deutschen Arbeitnehmer und Arbeitskameraden behandelt haben. Innerhalb des Lagers konnten sich die Kriegsgefangenen frei bewegen und dadurch kam es, daß sie Verkehr mit ausländischen Zivilarbeitern, Polen und Russen hatten. Gerade letzteres war streng verboten und die Gebrüder Strauch hätten mit einer längeren Freiheitsstrafe rechnen müssen, wenn dies zur Anzeige und Verhandlung gekommen wäre.“(146)

Die Gefangenen hätten nachprüfen können, ob die ihnen zugedachten Mengen an Lebensmitteln auch an sie weitergereicht wurden. Durch die Bemühungen der Gebrüder Strauch wäre es den Fremdarbeitern möglich gewesen, sich bei Bauern in der Umgebung abends, Samstag nachmittags und sonntags nützlich zu machen, um sich so zusätzliche Lebensmittel und Wäsche verdienen zu können. Der Verteidiger erklärt sogar, daß es deutsche Stimmen gegeben hätte, die behaupteten, die Kriegsgefangenen der Gebrüder Strauch hätten es besser als Teile der deutschen Bevölkerung gehabt. Auch den ausländischen ZivilarbeiterInnen wären diese günstigen Arbeits- und Lebensbedingungen zuteil geworden. Die Strauchs wären vor allem auf das Wohl der weiblichen Fremdarbeiter bedacht gewesen. Diese seien vorbildlich mit Wäsche ausgestattet worden. Falls eine dieser Frauen ein Kind erwartete, wären ihnen Babywäsche und Kinderwagen zur Verfügung gestellt worden, ebenso sei das Entbindungsgeld erstattet worden. Friedrich-Otto Strauch hätte sogar sein Privatauto zum Transport der Schwangeren zur Verfügung gestellt.

„Um eine Ostarbeiterin, die bei Eintritt ihrer Niederkunft kopflos davon gelaufen war, zu retten, ließ Friedrich-Otto Strauch diese mit seinem Privatauto nach Heppenheim in die Entbindungsbaracke bringen. Als der Betroffene darauf aufmerksam gemacht wurde, daß das Auto dadurch beschmutzt würde, antwortete er: `Das macht nichts, die Hauptsache ist, daß Mutter und Kind gerettet sind.´“(147)

Die Kleinkinder hätten eine gute Verpflegung genossen. Auch die Polen hätten Vorrechte gegenüber ihren Landsleuten in anderen Lagern gehabt (freie Freizeitgestaltung, volle Raucherkarten anstatt der vorgeschriebenen halben usw.). Vorkommnisse im Lager Praunheim seien trotz Vorschrift nicht bei der Gestapo gemeldet worden, um so den Fremdarbeitern eine bessere Behandlung zu ermöglichen. Einem Dolmetscher eines amerikanischen Offiziers gegenüber hätten sich die ausländischen Arbeitskräfte 1945 in Heppenheim nur positiv geäußert. Auch hätte es keine Plünderung in der Wohnung der Strauchs nach Einmarsch der Amerikaner gegeben. Es ist sogar von bedeutenden Gewichtszunahmen bei den ausländischen Arbeitern während ihres Einsatzes im Tonwerk Heppenheim die Rede. Den jüdischen Arbeitern gegenüber seien die Strauchs jovial, ja sogar freundschaftlich gesinnt gewesen. So hätten diese ihre Feiertage begehen können, ihnen wären Vorschüsse gezahlt worden, auf deren Rückerstattung teilweise verzichtet wurde. Auch seien diese nicht nach gesetzlichen Vorschriften bezahlt worden, sondern hätten eine höhere Entlohnung erhalten. Des weiteren wäre jüdischen Arbeitnehmern Fahrgeld erstattet worden. Dies ging aus verschiedenen eidesstattlichen Erklärungen hervor. Der Betroffene habe sich stets als sozialer Arbeitgeber ausgezeichnet:

„Der Betroffene hat in mustergültiger und lobenswerter Weise sich dafür eingesetzt, daß den Kriegsgefangenen, ausländischen Arbeitern und jüdischen Arbeitskameraden alle nur denkbare möglichen Vergünstigungen zuteil wurden. Dies alles hat der Betroffene getan, obwohl er damit rechnen mußte, daß er sich deshalb der Verantwortung stellen müßte, zumal der im Betrieb tätige Betriebsleiter Viehmann (...) alle diese Vorfälle schriftlich aufgezeichnet und der Gestapo übergeben hatte.“(148)

1932 sei ein erheblicher Rückgang im Absatz der Ziegeleiindustrie zu verzeichnen gewesen. Durch diese Tatsache betroffen und von den Propagandaworten der Nationalsozialisten beeindruckt, sei Friedrich-Otto Strauch geradezu verleitet worden, sich 1932 bei der NSDAP anzumelden:

„Eine große Anzahl fertig gebrannter Steine konnte nicht abgesetzt werden. Über diesen Zustand machte sich der Betroffene naturgemäß Gedanken, da er sich nicht nur seiner Ehefrau, sondern auch seinen Arbeitnehmern gegenüber verantwortlich fühlte. Zu dieser Zeit setzte gerade die Propaganda der NSDAP besonders stark ein (...). Diese Schlagworte verfehlten ihre Wirkung bei dem Betroffenen nicht und so meldete er sich 1932 als Mitglied in der NSDAP an, in dem Glauben, er werde eine gute Sache unterstützen und das Beste für sein Vaterland tun.“(149)

In ähnlicher Weise argumentiert der langjährige Werksprokurist Bernhard Sachs am 5. Juni 1947 gegenüber der Spruchkammer: „Der Eintritt in die NSDAP erfolgte bei der damaligen katastrophalen Wirtschaftslage und bestehenden Arbeitslosigkeit in der Annahme, politisch und wirtschaftlich richtig zu handeln.“(150)

Er habe jedoch jegliche Parteiarbeit abgelehnt, nachdem ihm die leeren Versprechungen „dieser Faschisten“ bewußt geworden seien. Der Betroffene sei nie von nationalsozialistischem Gedankengut erfüllt gewesen; er habe sogar gegen nationalsozialistische Anweisungen gehandelt. Er habe Kontakt zu antifaschistischen Personen aufrechterhalten und nie ein Parteiabzeichen getragen. Zuwendungen an die Partei seien nur in geringem Maße geflossen.

Fritz Strauch habe sich für einen Arbeiter eingesetzt, der auf Grund seiner Tätigkeit als kommunistischer Jugendführer entlassen werden sollte. Der „deutsche Gruß“ wäre in den Betrieben der Strauchs keine Pflicht gewesen, er habe sich sogar abfällig über die Partei geäußert. Zudem habe er den Sozialdemokraten Theodor Kraege, welcher aus politischen Gründen inhaftiert war, nach dessen Entlassung finanziell und persönlich unterstützt.(151)

Unterstützungen dieser Art seien auch dem ebenfalls politisch angeklagten Dr. Z. und Herrn K. sowie Emil M., wegen Begünstigung der Fahnenflucht seines Sohnes verurteilt, zuteil geworden.

Prokurist Sachs: „Die angesetzten DAF-Schulungen innerhalb des Betriebes wurden im Tonwerk nicht durchgeführt, obwohl ich immer wieder aufgefordert wurde, für die Durchführung zu sorgen. In Einverständnis mit den Inhabern und dem damaligen Betriebsrat wurde nur eine Meldung abgegeben, daß die Schulung mit dem angegebenen Thema dann und dann abgehalten sei, eine Schulung fand aber nie statt.“(152)

Es sei unmöglich gewesen, den wegen seiner brutalen Vorgehensweise berüchtigten Betriebsleiter Viehmann zu entlassen, da dieser, wie bereits aufgezeigt, mit dem Kreisleiter der Arbeitsfront befreundet gewesen sei und Kontakte zur Gestapo gepflegt habe. Auch hätte Viehmann mit einer Anzeige gegen Fritz Strauch gedroht, da er Kenntnisse über die „unvorschriftsmäßig gute“ Behandlung von Kriegsgefangenen und Juden besäße.

Die Mitgliedschaft im NSKK erklärt der Rechtsanwalt mit den von Friedrich-Otto Strauch geschilderten Gründen. 1934 habe er diese nationalsozialistische Organisation wieder verlassen, worauf er von SS- Angehörigen mißhandelt worden sei.

Auch den Vorwurf der Nutznießerschaft könne man nicht aufrechterhalten, da der Betroffene Fritz Strauch nicht in eigenmächtiger Weise durch eine politische Stellung oder Beziehung persönliche oder wirtschaftliche Vorteile aus der Aufrüstung oder aus dem Kriege herausgeschlagen habe. Die Produktions- und Auftragsleistung von Ziegeln und Backsteinen würde sich aus der vorhandenen Nachfrage des gesamten Baumarktes und nicht aus der Nachfrage von Partei und Staat erklären lassen. Laut Anwalt des Betroffenen würde die Umsatz- und Gewinnbewegung von 1937 bis 1942 zeigen, daß von einer Erzielung des Gewinnes durch die Beschäftigung von Kriegsgefangenen und Ostarbeitern während des Krieges nicht die Rede sein könne. Die Gewinnabweichungen würden aus Einsparungen im Bereich der laufenden und erforderlichen Betriebsunterhaltung und Erneuerung, aus Sonderabschreibungen und aus erheblichen Kostensenkungen durch Wegfall von Reise- und Reklamekosten usw. resultieren. Des weiteren wäre es zu Einsparungen bzw. Gewinnerhöhungen durch Zinserträge und Pachteinnahmen gekommen. Der erhöhte Absatz ließe sich aus der Beseitigung von Fliegerschäden erklären. Es könne also nicht davon ausgegangen werden, daß die Ursache der Gewinn- und Vermögensentwicklung ab 1940 in der Ausnutzung der Fremdarbeiter liege, da Erfolg und Leistung im normalen Verhältnis zueinander ständen.

„Aus all dem Vorgetragenen ist ersichtlich, daß der Betroffene nur nominell an der NSDAP teilgenommen hat, im übrigen aber in mutiger Weise sich gegen die Parteibestrebungen gewandt hat und sich auch nicht scheute, die Gefahr einer möglichen Verurteilung auf sich zu nehmen. Es ist deshalb der Betroffene in die Gruppe der Mitläufer einzureihen.“(153)

Protokoll der Spruchkammerverhandlung vom 3. September 1947

Der Betroffene Friedrich-Otto Strauch erwidert auf die Klage Folgendes:

Er bestätigt die im Meldebogen gemachten Angaben. Zu dem Eintritt in die Partei sei es gekommen, da er 1932 in einer Versammlung einen schlechten Eindruck vom damaligen preußischen Ministerpräsidenten Otto Braun (SPD) gewonnen habe, weil dieser auf wesentliche Problematiken nicht eingegangen wäre und des weiteren durch das Benutzen eines einer solchen Person des öffentlichen Lebens nicht entsprechenden PKW´s aufgefallen sei. Adolf Hitler habe bei ihm einen tiefen Eindruck hinterlassen, der vor dem Hintergrund betrachtet werden sollte, daß das Ziegeleigeschäft zur damaligen Zeit in einer großen Krise gewesen sei. So beeinflußt, wären er und sein Bruder August der NSDAP beigetreten. Zum Eintritt in das NSKK gibt der Betroffene an, er wäre davon ausgegangen, dies sei ein Automobilclub. Ausgetreten sei er aus folgendem äußeren Anlaß: Bei einer Zusammenkunft wären SA- und SS-Angehörige in den Versammlungssaal eingedrungen. Bei dem Versuch, sich diesen entgegenzustellen, seien ihm von dem damaligen Sturmführer R. zwei Rippen eingetreten worden. Obersturmführer sei er ohne Zwischenstufe geworden. Der Betroffene sagt aus, er hätte als Adjutant und Leutnant am Ersten Weltkrieg teilgenommen. Er erklärt, er würde sich im Punkte der völkerrechtswidrigen Behandlung von Gefangenen und Zivilarbeitern nicht verantwortlich fühlen. Mißhandlungen wären ihm mit Ausnahme des Falles S. nicht bekannt geworden. Der Betriebsleiter Viehmann hätte dem Lokführer S., einem Ostarbeiter, den Verband, den dieser wegen einer Verbrühung trug, vom Arm gerissen. Fritz Strauch erklärt, die Betriebsinhaber hätten ein gutes Verhältnis zu den Arbeitern gehabt und diesen eine vorbildliche Behandlung angedeihen lassen. Beweis hierfür seien die Gewichtszunahmen der Arbeiter während ihrer Beschäftigungszeit im Tonwerk. Der Betroffene gibt an, jegliche Anweisungen seien an den Betriebsleiter weitergeleitet worden, er und sein Bruder hätten keine Anordnungen im Betrieb getroffen und hätten somit nicht in den Arbeitsgang eingegriffen. Zu Viehmann und dem Vorwurf der Nutznießerschaft, welchen er entschieden ablehnt, bestätigt er die bereits angeführten Angaben.

Die ausländischen Fremdarbeiter seien so zufrieden mit ihrer Unterkunft gewesen, daß sie 

den Betrieb nicht hätten verlassen wollen, um anderweitig ihre Arbeit zu verrichten. Friedrich-Otto Strauch erklärt, er habe weder von dem kleinen Bunker unter dem Dampfkessel, der 

zum Einschließen Gefangener diente, noch vom Anfertigen von Bleikabeln als Schlagwerkzeuge gewußt. Des weiteren habe er keinerlei Disziplinargewalt über die Kriegsgefangenen besessen. August Strauch erklärt, er schließe sich den Ausführungen seines Bruders an. Er sei sogar nicht überzeugt davon, daß es jemals Mißhandlungen im Betrieb gegeben habe. 

Er schildert den Fall S. Auch nach Einmarsch der Amerikaner und Befreiung der Kriegsgefangenen wäre keiner ihm und seinem Bruder feindlich gesinnt gewesen.
Darauf folgen die mündlichen Zeugenaussagen, bei denen die eidesstattlichen Erklärungen bestätigt, verstärkt und geringfügig erweitert werden. Des weiteren werden zusätzliche Angaben von Ziegeleiarbeitern und politisch Verfolgten sowie von Berthold Löb, einem jüdischen Zwangsarbeiter im Tonwerk Heppenheim, ins Verfahren aufgenommen. Die Aussagen der politisch Verfolgten sollen die große Einsatzbereitschaft der Gebrüder Strauch in Bezug auf Hilfestellungen für diese Personenkreise dokumentieren. So hätten die Tonwerksinhaber diese sowohl materiell als auch durch Rat und Tat, indem sie zum Beispiel bevorstehende Verhaftungen verhindert hätten, unterstützt.

Etliche Zeugen geben an, daß Friedrich-Otto und August Strauch von den Mißhandlungen nichts gewußt haben könnten, da diese die katastrophalen Zustände im Werk abgestellt hätten, wie es im Fall S. deutlich würde, von dem August Strauch erfahren und in welchen er eingegriffen habe.

Der bereits erwähnte jüdische Zwangsarbeiter Löb sagt aus:

„Herrn Fritz Strauch kann ich bestimmt keinen Judenhass nachsagen und Herrn August Strauch auch nicht. Von Fritz Strauch bekam ich einmal 50 Mark und Herr August Strauch hat uns dann, als wir in den Betrieb kamen, zusammengerufen und erklärt: `Wenn im Betrieb irgend etwas vorkommt, kommt zu mir, ich werde versuchen, die Sache im Betrieb zu bereinigen´ und machte dabei die Bemerkung, daß er in der Türkei als Offizier einer Anzahl Juden das Leben gerettet habe. Daß die Herrn Strauch Antisemiten oder Judenhasser waren, das ist nicht der Fall. (...) Die Herren Strauch haben sich zu uns Juden immer human und menschlich gezeigt, aber die Mißhandlungen sind von ihnen nicht abgestellt worden.“(154)

Auf die Frage, ob die Entlassung des Betriebsleiters Viehmann das Abstellen der Mißhandlungen bedeutet hätte, gibt Löb an, er habe nicht den Eindruck gehabt, daß Viehmann diese Maßnahmen von sich aus ergriffen hätte:„Mein persönlicher Eindruck war jedenfalls der, daß Viehmann diese Maßnahmen nicht von sich aus gemacht hat.“(155)

Weitere Mißhandlungen werden durch die Zeugen geschildert, wobei es sich bei diesen größtenteils um Schläge und Brutalitäten durch die Meister handelt. 

So seien zum Beispiel einem deutschem Arbeiter von einem Ostarbeiter ein Paar Schuhe und Arbeitskleidung gestohlen worden. Es sei zu Streitigkeiten gekommen und der deutsche Beschäftigte habe dem Fremdarbeiter dabei „eine gehauen“. Friedrich-Otto Strauch erwiderte daraufhin, er habe dieses Vorkommnis beobachtet; da jedoch zwischen den Kontrahenten kein Vorgesetzten-Untergebenen-Verhältnis bestanden habe, hätte er es vorgezogen, sich aus der Auseinandersetzung herauszuhalten. 

Nach Vernehmung der Zeugen sowie der Verlesung eines jeden Schriftstückes erklärt der Öffentliche Ankläger, die Betroffenen Friedrich-Otto und August Strauch seien in die Gruppe III der Minderbelasteten einzureihen. Es sei ihnen eine Bewährungsfrist von zwei Jahren aufzuerlegen, und sie müßten einen einmaligen Sühnebetrag in Höhe von RM 10.000 an den Wiedergutmachungsfonds zahlen.

Der Rechtsbeistand beantragt, die Betroffenen in Gruppe IV der Mitläufer einzureihen. Die Strauchs schließen sich diesem Antrag an. 

Der Spruch der Kammer vom 3. September 1947 
Friedrich-Otto Strauch wird als Mitläufer in Gruppe IV eingereiht. Er bezahlt als Sühne einen einmaligen Beitrag in Höhe von RM 1800 an den Wiedergutmachungsfonds. Der Betroffene zahlt ferner die Kosten des Verfahrens.

Begründung:

Friedrich-Otto Strauch erscheint vom Befreiungsgsetz insoweit betroffen, als er Mitglied der NSDAP und des NSKK war. Belastet erscheint er dadurch, daß er im NSKK den Rang eines Obersturmführers innehatte.

Die Klage stuft den Betroffenen in Gruppe 1 der Hauptschuldigen ein, da er die völkerrechtswidrige Behandlung von ausländischen Zwangsarbeitern im Tonwerk Heppenheim geduldet habe. Daß Mißhandlungen vorgekommen sind, scheint durch die Spruchkammerverfahren gegen

drei ehemalige Meister des Betriebes erwiesen. Der Betroffene bestreitet, von diesen Mißständen gewußt zu haben, mit Ausnahme des Falles S., wobei hierbei erwähnt werden sollte, daß August Strauch in diesem Zusammenhang den Betriebsführer Viehmann als für diese Schandtat Verantwortlichen zur Rede gestellt haben soll.

Viehmann, der auch wegen Belästigungen von Ostarbeiterinnen in Erscheinung getreten sei, habe man aufgrund seiner politischen Kontakte nicht entlassen können. Des weiteren sei Friedrich-Otto Strauch Zeuge des bei den Zeugenaussagen geschilderten Vorfalls geworden und hätte aus 

den genannten Gründen nicht in diese Streiterei eingegriffen.

Der Betroffene bestreitet, von den Bleikabeln und dem Gefängnisraum unter dem Kessel gewußt zu haben. Durch die Beweisaufnahme wurde festgestellt, daß das Ziegeleigewerbe ein äußerst schwerer Arbeitszweig ist, in welchem harte Worte und vereinzelte Schläge, wie sie auch in Heppenheim vorgekommen seien, üblich sind. Des weiteren wurde erkannt, daß Betriebsführer Viehmann ein strenges Regiment gegen Fremdarbeiter und Deutsche führte; die ihm unterstellten Meister C., A. und B. galten als seine „gefügigen Werkzeuge“. Mißhandlungen wären niemals in Gegenwart der Betriebsinhaber geschehen, die diese Situation, so die Zeugenaussagen, nicht geduldet hätten. Die Besitzer wären großzügig und freundlich erschienen. Da selbst „Vertrauenspersonen“ der Fremdarbeiter, wie Arzt und Werkssanitäter, von den Gefangenen nicht über die Mißhandlungen in Kenntnis gesetzt worden seien, sei es nicht undenkbar, daß die Betriebsinhaber von denselben nichts wußten. Weder daß Bleikabel zum Schlagen von Zwangsarbeitern benutzt worden seien, noch daß es eine systematisch schlechte Behandlung der Fremdarbeiter gegeben habe, konnte nachgewiesen werden. Daß sich diese kaum beklagend an die Inhaber und an andere Kontaktpersonen gewendet haben sollen, sei bezeichnend für die Bedeutungslosigkeit mancher diskutierter Vorkommnisse.

„Soweit es sich um die Kriegsgefangenen und ausländischen Zivilarbeiter handelt, wurde bereits hervorgehoben, welche Fürsorge der Betrieb des Betroffenen denselben angedeihen ließ und bei dieser Sachlage wäre es ganz ungerechtfertigt, behaupten zu wollen, daß der Betriebsführer durch diese Mißhandlungen,die er etwa geduldet haben sollte, seiner Gehässigkeit gegen die Ausländer Ausdruck gegeben haben sollte.“(156)

Die Zeugen bestätigen, daß die Fremdarbeiter mustergültig mit Nahrung und Kleidung ausgestattet gewesen wären; besondere Fürsorge wäre schwangeren Ostarbeiterinnen zuteil geworden. Von einer völkerrechtswidrigen Behandlung könne also nicht die Rede sein. 

Der Betroffene hätte nicht den Eindruck eines Nationalsozialisten hinterlassen, auch als Antisemit wäre er nicht in Erscheinung getreten. Beweise hierfür seien die unvorschriftsmäßig hohe Entlohnung der jüdischen Beschäftigten und Geldzuweisungen der Betriebsinhaber an diese. Auf den Hinweis, Friedrich-Otto Strauch sei als Besitzer des Tonwerkes für die dort begangenen Taten verantwortlich, müsse erwidert werden, daß das hier anzuwendende Befreiungsgesetz nach dem Maßstab der individuellen Verantwortung vorgehe. Das heißt, Verantwortlichkeit habe der Betroffene für die eigenen, persönlich begangenen Handlungen zu übernehmen. Dies hat zur Folge, daß Friedrich-Otto Strauch hierfür nur zivilrechtlich belangt werden könnte, nicht jedoch im strafrechtlichen Sinne. Die Definition des Begriffes der Verantwortlichkeit im Befreiungsgesetz ähnele der des Strafgesetzes. 

Der Vorwurf der Nutznießerschaft lasse sich nicht aufrechterhalten. Gewinnsteigerung und Vermögensvermehrung seien nicht durch die Beschäftigung von Zwangsarbeitern, sondern durch andere Faktoren, z.B. die Geschäftstüchtigkeit des Betroffenen, zu erklären.

„Die Kammer hat durch Vernehmung von Zeugen, insbesondere der Mitglieder des Betriebsrates festgestellt, daß die Arbeitsbedingungen in dem Betriebe während des Krieges im wesentlichen keine anderen gewesen waren, als vor dem Kriege. Insbesondere konnte niemand bestätigen, daß nur durch eine übermäßige Antreiberei der in dem Betriebe eingesetzten Juden, Ausländer und Kriegsgefangenen jene Produktion erzielt wurde, wie sie damals tatsächlich vorlag. Die Zeugen bestätigen, daß das Arbeitstempo heute kein geringeres ist als damals, ja die Produktion noch höher ist als sie in den Kriegsjahren gewesen war.“(157)

Friedrich-Otto Strauch habe nicht einmal Nutzen aus Kasernenbauten gezogen, da seine Kunden im privaten Bereich lagen. Er habe weder durch egoistisches Ausnutzen sozial Schwächerer Vorteile zu erlangen versucht, noch habe er Parteiverbindungen, - welche als wenig bedeutend anzusehen seien -, zum Erreichen von wirtschaftlichem und persönlichem Erfolg genutzt. Es gelte als erwiesen, daß er weder eine nennenswerte politische Tätigkeit ausgeübt habe, noch propagandistisch in Erscheinung getreten sei. Der Betroffene habe auf seine Arbeitnehmer keinen politischen Druck ausgeübt; er habe weder einen Unterschied in der Behandlung von Anhängern der Partei und solchen, die nicht zu diesen zählten, gemacht, noch habe er die Gewaltherrschaft durch persönliche Mitarbeit oder weitreichende finanzielle Abgaben gestützt oder gefördert.

Dies alles weise darauf hin, daß der Betroffene nicht als Aktivist angesehen werden könne. 

Auch in die Gruppe der Militaristen könne er nicht eingeordnet werden. Sein Beitritt in das NSKK sei auf Drängen eines Kunden erfolgt. So wird der Betroffene in Gruppe IV der Mitläufer eingeordnet. 

Das Festlegen der Sühne wurde einerseits durch den frühen Parteieintritt und die wirtschaftlich günstigen Verhältnisse, andererseits durch seine positiv aufzufassende Gesamthaltung beeinflußt.

Der Streitwert wurde zuerst auf RM 678 000 festgelegt, dies wurde jedoch am 28. Februar 1948 auf Einwand des Betroffenen, welcher einen Vermögenssteuerbescheid vorlegte, auf RM 379 000 korrigiert.

Damit folgten Verlauf, Argumentationsstruktur und Ergebnis dieses Spruchkammerverfahrens den Erfahrungswerten und Mustern von Entnazifizierungsverfahren in der Privatwirtschaft 1945/49, die Gerhard Hetzer - ohne Bezug auf das Strauch-Verfahren - pointiert zusammenfaßt:

„Die meisten jener Entlastungsargumente, die sich in den Entnazifizierungsakten von Unternehmen und leitenden Angestellten wiederholen, finden sich auch in diesem Verfahren:

Obwohl die Arbeitsbedingungen vorbildlich gewesen seien, habe man keine Auszeichnung der Deutschen Arbeitsfront erhalten. Bei den Gefolgschaftern habe man keine politischen Unterschiede gemacht und im Nicht-Nazi zunächst die gute Arbeitskraft gesehen. Innerbetrieblich sei nicht für die Partei geworben worden, und als Betriebsführer habe man sich selten oder nie in Uniform sehen lassen, im übrigen auch den Hitlergruß nicht abverlangt.(...).Korrekt und wohlwollend sei das Verhalten zu ausländischen Arbeitern und Kriegsgefangenen gewesen. Der Beitritt zur NSDAP, sofern er vor 1937 erfolgte, sei im später enttäuschten Glauben an ein Deutschland in sozialer Gerechtigkeit und Ordnung getätigt worden. Aber auch aus Rücksicht auf den Auftragsbestand habe man sich einschreiben lassen.(...)“(158)

Zwischen dem tatsächlichen Geschehen und den Aussagen in den Spruchkammerverfahren lag die Zäsur des Kriegsendes, zuweilen auch die der Währungsreform. Dieses „Ärmelaufkrempeln seit der westzonalen Währungsreform vom Juni 1948 ließ die Zwangslagen der jüngstvergangenen Jahre bald wie ein wüster Traum zurück, der freilich irgendwo anwesend war und manchmal kurz wiederkehrte.“(159)

So häufen sich in den Spruchkammerakten des Hessischen Hauptstaatsarchivs Wiesbaden die stereotypen Aussagen, aus der Situation geborene, „verzweifelte Versuche Entlastungszeugnisse zu sammeln, die ein, zwei oder drei Jahre nach dem Abgang der Fremdarbeiter kaum mehr nachprüfbar waren.“(160)

Kellers Fazit, dem wir uns nicht selten anschließen mußten:

„Wir sind rückblickend nicht in der Lage zu entscheiden, was Wahrheit und was Schutzbehauptung war.“(161)

Daß die Brüder Strauch nicht als überzeugte Vertreter des Nationalsozialismus gelten dürfen, scheint uns freilich unstrittig; auch ist nachgewiesen, daß sich die Firmeninhaber in vielen Fällen für einzelne Belegschaftsmitglieder in patriarchalischer Weise eingesetzt haben. Sie machten dabei offenbar keinen Unterschied zwischen zivilen Zwangsarbeitern, Kriegsgefangenen unterschiedlicher Nationalität oder einheimischen Arbeitskräften. 

4.6 
Das Schicksal der schwangeren Ostarbeiterinnen und ihrer Kinder

Aufgrund der Tatsache, daß im Tonwerk Heppenheim auch Frauen beschäftigt waren, vermuteten wir, daß unter diesen sich auch Schwangere befanden. Weiterhin stellten wir uns die Frage, ob im Tonwerk auch Kinder gelebt hatten. Unsere Vermutungen hinsichtlich der Schwangerschaften bestätigten sich. Jedoch haben wir in Bezug auf die Kinder keine ausreichende Information erhalten. Die Bevölkerung von Heppenheim konnte (wollte?) uns dabei nicht weiterhelfen.

4.6.1  
Die rassistischen Vorschriften des NS-Staates

Während sexuelle Beziehungen zwischen Ostarbeiterinnen und deutschen Männern strengstens untersagt waren und zur Einweisung der Ostarbeiterin in ein Konzentrationslager führten, wurden Ostarbeiter, die mit deutschen Frauen verkehrten, mit der Todesstrafe belegt.

Ausländischer Nachwuchs war aus ideologischen und wirtschaftlichen Gründen nicht erwünscht, vor allem die nicht „eindeutschungsfähigen“ Ostarbeiterinnen sollten durch besondere Maßnahmen, wie spezielle Verhütungsmittel, „heimliche“ Sterilisation bei der Zwangseinweisung nach Deutschland und Zwangsabtreibung an der Vermehrung gehindert werden. Anfangs galt:

Grundsätzlich „sind schwangere ausländische Arbeiterinnen sofort nach Bekanntwerden der Schwangerschaft, unabhängig von deren Dauer und deren Zeitpunkt der Feststellung, in die Heimat zurückzubefördern. Wenn eine ausländische Arbeitskraft nicht mehr rechtzeitig vor der Entbindung in die Heimat zurückbefördert werden kann, weil weder der Betriebsführer noch das Arbeitsamt unterrichtet waren, hat die Rückbeförderung sofort nach Transportfähigkeit zu erfolgen.“(162)
Ostarbeiterinnen, die schwanger, aber noch einsatzfähig waren, wurden von der Rückführung ausgeschlossen. 

Mit dem Erlaß vom 27. Juli 1943 wurde schwangeren Zwangsarbeiterinnen die Möglichkeit, in ihre Heimat zurückzukehren, verwehrt. Nachdem ihnen die Rückführung untersagt worden war, zwang man sie zu Untersuchungen und ggf. zu Abtreibungen. Zunächst mußte die Schwangere einen Antrag an die Gutachterstelle für Schwangerschaftsunterbrechungen der zuständigen Ärztekammer stellen. Diese setzte sich dann mit dem Beauftragten des Reichskommissars für die Festigung deutschen Volkstums in Verbindung. Bei Zustimmung dieser Dienststelle zu dem Antrag auf Schwangerschaftsunterbrechung entschied die Gutachterstelle und beauftragte einen Arzt mit der Durchführung. Fragen zur Abtreibung richtete man an den Präsidenten des Gauarbeitsamtes Rhein- Main. Zunächst wurden jedoch den örtlichen Vertretungen der Reichsärztekammer und den Arbeitsämtern schwangere Zwangsarbeiterinnen gemeldet, die eine Unterbrechung wünschten. Es war keine Verpflichtung der Arbeitsämter und der Reichsärztekammer, den Höheren SS- und Polizeiführer in Kenntnis zu setzen. Der Reichsärztekammer, der Ärztekammer Hessen- Nassau, dem SS-Führer im RuS- Wesen (Rasse und Siedlung) und dem Höheren SS- und Polizeiführer Rhein-Westmark lag durchaus daran, von der Abtreibung Gebrauch zu machen. Bevor die Abtreibung jedoch erfolgte, wurden alle schwangeren ausländischen Arbeiterinnen überprüft. Die Zustimmung zur Gewährung eines Antrages auf Schwangerschaftsunterbrechung durch den „Eignungsprüfer“ wurde nur dann erteilt, wenn die Diagnose auf „schlechtrassigen“ Nachwuchs gestellt wurde.

Diese wurde von der Gutachterstelle an den Höheren SS- und Polizeiführer Rhein-Westmark gemeldet. In einer solchen Meldung standen: Name und genaue Anschrift der Frau sowie des angeblichen Erzeugers sowie der Schwangerschaftsmonat. Die Einwilligungserklärung der Frau mußte in diesen Fällen nicht vorgelegt werden. Die Notwendigkeit bestand bei Anträgen von Ostarbeiterinnen, wenn der Erzeuger „fremdvölkisch“ war. Bei Ostarbeiterinnen, die einen „rassisch guten“ Eindruck machten, spielte es keine Rolle, von welchem Volk der Erzeuger war. Eine Abtreibung wurde Frauen verweigert, die „gutrassigen“ Nachwuchs erwarteten. Diese Kinder sollten unbedingt geboren werden. Anschließend sollten sie in besonderen Kinderheimen der Nationalsozialistischen Volkswohlfahrt oder Familienpflegestätte „moralisch gefestigtes Gedankengut“ erhalten und unter deutschen Namen zu „wahren“ Deutschen getrennt von ihren Müttern erzogen werden. Damit versuchte man, ihre wahre Identität zu löschen. Diese Kinder hatten weitaus höheren Überlebenschancen, da sie wie deutsche Kinder ernährt wurden. „Ebenso besteht ein Interesse daran, daß aller Nachwuchs, der für das deutsche Volk von Nutzen sein würde, erhalten und entsprechend behandelt wird.“(163) Im SS-Erlaß vom 27. Juli 1943 wurde festgelegt, daß alle schwangeren Frauen, die „gutrassischen“ Nachwuchs erwarteten, sich für die Geburt des Kindes entscheiden sollten.


Waren die Schwangerschaften schon so weit vorangeschritten, daß eine Abtreibung nicht mehr möglich war, wurde in speziell dafür eingerichteten „Entbindungsbaracken für Ausländerinnen“ die Entbindung vorgenommen. Sowohl Abtreibung als auch Entbindung fanden unter unmöglichen medizinischen und hygienischen Verhältnissen statt, ohne Rücksicht auf die zwangsläufigen gesundheitlichen Schäden bei den Frauen und den Kindern. Folglich starben viele Arbeiterinnen an Unterleibsinfektionen u.ä.

Letztlich waren die schwangeren Ostarbeiterinnen willkürlich wechselnden Vorschriften und ihren jeweils als wünschenswert angesehenen praktischen Umsetzung ausgeliefert..

Kelsterbach galt als zentrales Entbindungs- und Abtreibungslager in Hessen. Es war eines von rund 50 Durchgangslagern in Deutschland und hatte die Funktion, kranke ausländische Arbeiter zu sammeln und gegebenenfalls. auf andere Durchgangslager zu verteilen. Da das Durchgangslager mehrmals erweitert wurde, standen zur Zeit seiner größten Ausdehnung auf einer Fläche von rund 50000 Quadratmeter 20-25 Wohnbaracken, ein Verwaltungs-, ein Wirtschaftsgebäude, Waschräume und eine Sanitätsstation zur Verfügung. Die Unterbringungskapazität lag bei 2000 Menschen, für die 20- 25 Personen zuständig waren. Die Häufung von Kindertodesfällen in kurzen Zeitabständen in Kelsterbach läßt vermuten, daß die Säuglinge ermordet wurden. 

„Sie nahmen ein Kind der Bekannten, zogen es aus und legten es auf den Tisch, der in unserem Zimmer stand. Es war ein gewöhnlicher Tisch, ohne Tischdecke. Ich nehme an, daß jener Mann ein Arzt war, da er in Begleitung von zwei Pflegerinnen kam, ob er aber tatsächlich ein Arzt war, entzieht sich meiner Kenntnis. Sein Gesicht war wenig intelligent. Als das Kind auf dem Tisch lag, gab er dem Kind eine Injektion mit einer Spritze in den unteren Teil der Wirbelsäule und saugte danach eine weiße durchsichtige Flüssigkeit heraus, die wie Wasser aussah. Diese Flüssigkeit wurde in ein Glas hineingespritzt; ich berichtige, daß als die Spritze in der Wirbelsäule steckte, floß aus der Einstichstelle langsam diese Flüssigkeit in ein untergestelltes Glas und füllte etwa die Hälfte dieses Glases aus. Dieser Eingriff dauerte meiner Ansicht nach eine halbe Stunde. Während des Eingriffes schrie das Kind anfänglich, es wurde aber von den Pflegerinnen gehalten, so daß es bald still wurde und starb. Ich bemerke, daß  vor dem Eingriff das Töchterchen meiner Bekannten vollkommen lebendig und gesund war, sie sprach auch, so daß sie für ihr Alter sehr gut entwickelt war. Als das Kind starb, befahl man der Mutter, das Kind in eine benachbarte Wäscherei hinaus zu tragen.“ (164)

Unter Berücksichtigung der Kostenfrage gab es zwei übliche Methoden des Schwangerschaftsabbruchs:

· durch das mechanische Sprengen der Fruchtblase. Das bedeutet, daß die Fruchtblase z.B. mit 

einem spitzen Gegenstand zerstört wird. Es kommt zum Absterben des Fötus und damit zu einer 

Fehlgeburt oder

· durch die Einführung einer seifigen Lösung in den Uterus der Frau (z.B. mit einer Spritze). Diese Methode wird auch als „Seifenabort“ bezeichnet. Dabei werden durch Einspritzen der Flüssigkeit Kontraktionen der Gebärmutter ausgelöst, was ebenfalls eine Fehlgeburt zur Folge hat.

Die Durchführung einer Schwangerschaftsunterbrechung galt aus medizinischer Sicht nur bis zum dritten, später - nur bei akuter Lebensgefahr für die Mutter - wieder ab dem sechsten Monat vertretbar. In der Zwischenzeit sei ein Eingriff nicht möglich, da in dieser kritischen Phase der Schwangerschaft das Leben der Mutter stark gefährdet sei. Trotzdem wurden in Kelsterbach Schwangerschaftsabbrüche bis zum fünften Monat durchgeführt. Da im Lager Abtreibungen an Frauen vermutlich mit den primitivsten Mitteln vorgenommen wurden, erscheint die Angabe von nur drei Todesfällen infolge solcher Eingriffe absolut unrealistisch. 

Den schwangeren Ostarbeiterinnen ging es in den privaten Baracken meistens auch nicht besser. „Die Geburtenbaracken waren verdreckt und überfüllt. Es war keine Bettwäsche vorhanden. Die Decken waren verlaust und vom Kot der Säuglinge beschmutzt. Es standen bestenfalls schlecht ausgebildete Sanitäter zur Verfügung. Die toten Neugeborenen lagen oft tagelang in den Baracken. Wenige Tage nach der Geburt mußten die Frauen zurück zu ihrem Arbeitsplatz.“(165) Da Mütter und Kinder in denselben Räumlichkeiten untergebracht waren, wußten diese natürlich, was spätestens dann geschah, wenn sie nach einigen Tagen wieder zur Arbeit geschickt wurden. Der Rücktransport zu den Arbeitsstellen entwickelte sich zu unbeschreiblichen Szenen. Es ist vorgekommen, daß Mütter ihre neugeborenen Kinder heimlich aus dem „Entbindungsheim“ mitgenommen haben, in der Hoffnung, außerhalb der Anstalt eine Möglichkeit des Überlebens zu finden. Solche Vorkommnisse lösten bei Sicherheitsbehörden und in Sachen „Entbindungsheim“ tätigen Volksgenossen vor allem die “Sorge aus, die Mütter könnten wegen der Säuglinge selbst ihre Arbeit auf den Bauernhöfen und in den Industriebetrieben vernachlässigen.“(166) 

Im Lager Kelsterbach sind zwischen 1943 und 1945 180 Personen gestorben. Diese Zahl ist sehr ungenau, da die Namenslisten nur in Auszügen vorliegen. Unter diesen 180 Personen waren 50 Kinder unter zwei Jahren. Als Todesursache der Kinder war meistens „Lungenentzündung“ oder „Masern“ angegeben. Auch an allgemeiner Lebensschwäche sind viele gestorben. 

Aus diesen Zwischenlagern wurden die Ostarbeiterinnen nach Rembertow weitertransportiert. Auf den „Rücktransporten“ starben viele Frauen und ihre neugeborenen Kinder. Die schwangeren Frauen waren im gleichen Waggon mit tuberkulösen und geschlechtskranken Personen untergebracht. Dort gebaren sie auch ihre Kinder. Nach der Geburt wurden die Neugeborenen ihren Müttern entrissen und weggebracht. In den meisten Fällen wußten die Mütter nicht einmal, ob sie einen Jungen oder ein Mädchen geboren hatten. 

In speziellen Ausländer-Kinderpflegestätten war die Sterberate außerordentlich hoch. Dort herrschten extrem unhygienische Zustände, unter anderem fehlten Arzneimittel jeglicher Art und medizinische Betreuung, zum anderen mangelte es an ausreichender Nahrung und geschultem Personal. Alle lebensnotwendigen Bedingungen waren auf ein Minimum reduziert, und im Grunde störten diese „todbringenden“ Verhältnisse auch niemanden, da sich keiner hierfür zuständig sah und die Kinder als nicht lebenswert angesehen wurden. SS-Gruppenführer Hilgenfeldt schrieb über ein solches Heim in Spital am Pyhrn folgendes:

„Bei der Besichtigung habe ich festgestellt, daß sämtliche in dem Heim befindliche Säuglinge unterernährt sind. Wie mir SS-Oberführer Langoth mitteilte, werden aufgrund einer Entscheidung des Landesernährungsamtes dem Heim täglich nur 1/2 l Vollmilch und 1 1/2 Stück Zucker für den einzelnen Säugling zugewiesen. Bei dieser Ration müssen die Säuglinge nach einigen Monaten an Unterernährung zugrunde gehen. Es wurde mitgeteilt, daß bezüglich der Aufzucht der  Säuglinge Meinungsverschiedenheiten bestehen. Zum Teil ist man der Auffassung, die Kinder der Ostarbeiterinnen sollen sterben, zum anderen Teil ist man der Auffassung, sie aufzuziehen. Da eine klare Stellungnahme bisher nicht zustande gekommen ist und mir gesagt wurde, daß man das Gesicht gegenüber den Ostarbeiterinnen wahren wolle, gibt man den Säuglingen eine unzureichende Ernährung, (...). Es gibt hier nur ein Entweder-Oder. Entweder man will nicht, daß die Kinder am Leben bleiben - dann soll man sie nicht langsam verhungern lassen und durch diese Methode noch viele Liter Milch der allgemeinen Ernährung entziehen; es gibt Formen, dies ohne Quälerei und schmerzlos zu machen. Oder aber man beabsichtigt, die Kinder aufzuziehen, um sie später als Arbeitskräfte verwenden zu können. Dann muß man sie aber auch so ernähren, daß sie einmal im Arbeitseinsatz vollwertig sind.(...) (167)

Tatsächlich erfolgten im August/September 1943 Besprechungen über die Ernährung der Zwangsarbeiterkinder. Daraufhin wurde eine Ernährungsvorlage von Dr. Körbel erstellt. Demnach sollte jedes ausländische Kind unter einem Jahr täglich
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erhalten. Die Realität sah jedoch anders aus, da die Nahrungsverteilung den örtlichen Behörden unterstand und viele aus Profitgier nicht bereit waren, „einfach so“ Essen bereitzustellen. Die Mütter sollten also die Versorgung ihrer verschleppten Kinder finanziell übernehmen, was aber aufgrund der extrem niedrigen Arbeitsentlohnung unmöglich war.(168) 

Somit hatte sich im Grunde nichts geändert, und die Kinder starben weiter an Atrophie (Unter-ernährung), Sepsis, Durchfallstörungen oder Bildung von Hautgeschwüren.

Aufgrund all dieser Dinge kann man in den meisten Fällen in Bezug auf die Ausländer-Kinderpflegestätten von Massenvernichtungslagern sprechen.

4.6.2 
Die Situation der schwangeren Ostarbeiterinnen in Heppenheim 

Aus unseren Akten geht hervor, daß im Tonwerk Heppenheim Entbindungen stattfanden. Auch wurden Abtreibungen  an den im Tonwerk beschäftigten Arbeiterinnen veranlaßt und durchgeführt.

So wurde die im Tonwerk arbeitende Katharina K. 1944 in das Hilfskrankenhaus Kelsterbach eingeliefert. Da sie aber bereits im 6.-7. Monat schwanger war, konnte eine Unterbrechung nicht mehr vorgenommen werden. Weil die Schwangere einen „rassisch guten Eindruck“ machte und außerdem die Unterbrechung verweigerte, ordnete der Lagerarzt, Med. Rat. Dr. Kohl, die Rückführung in ihren Betrieb an. Die Frau mußte bis kurz vor der Entbindung arbeiten und dann erneut eingeliefert werden.(169)

In der gleichen Situation befand sich P. R. Sie befand sich bereits in der 25. Woche, doch nach dem neuen Erlaß durften Schwangerschaftsunterbrechungen nur bis zur 20. Woche ausgeführt werden.

Die Schwangere war bereits einen Monat vorher schon einmal im Krankenhaus, auch damals konnte die Unterbrechung nicht durchgeführt werden, da sie eine Wunde am Unterschenkel hatte. Der leitende Arzt verordnete Bettruhe, doch die Ostarbeiterin verließ das Krankenhaus ohne Genehmigung. (170)

Eine weitere Meldung einer bevorstehenden Entbindung der Ostarbeiterin Natalia G., die in das Krankenhaus (Barackenlager) kam, ist uns bekannt.(171) Ein Schreiben über die Entbindungskosten von Alexandra S. lautet wie folgt: 
„Wir kommen zurück auf Ihr Schreiben vom 18. März 1944 und sind über die Lohnkosten etwas erstaunt. Auf Anfrage bei der Ortskrankenkasse sind dort die Entbindungs-Hebammenkosten noch nicht angefordert. Wir bitten Sie, die Kosten bei der Ortskrankenkasse in Bensheim entsprechend anzufordern und uns mitzuteilen, welcher Betrag dann noch ungedeckt ist. Wir haben kein Interesse die Kosten zu übernehmen, da die Ostarbeiter ja genau wie ein deutscher Arbeiter bezahlt werden und eine Begünstigung bei Übernahme der Kosten darstellen würde. Wir werden dem Ehemann S. wöchentlich einen bestimmten Betrag abziehen und Ihnen alsdann überweisen. Der Feststellung des genauen zu zahlenden Betrages bleiben wir noch erwartend.“ (172)

Auch im Tonwerk Heppenheim wurden die schwangeren Ostarbeiterinnen zur Schwangerschaftsunterbrechung in Hilfskrankenhäuser, wie z.B. Kelsterbach, eventuell auch Pfaffenwald, gebracht. Der leitende Arzt, Dr. Welcker, besuchte dieses Krankenhaus. Dort beschwerte sich ein russischer Arzt darüber, daß immer zu viele Schwangere auf einmal eingeliefert würden (Transport mit über 25 Frauen). Da eine ausreichende Anzahl ärztlicher Instrumente oft fehlte, war es nicht immer möglich, alle Fälle auf einmal zu erledigen. Die betroffenen Frauen wurden dann wieder zurückgeschickt, damit sie sich nicht wochenlang im Krankenhaus aufhalten mußten. Der russische Arzt soll die Durchführung der Schwangerschaftsunterbrechung von einer Zuwendung wie Butter, Eier, Brot und Geld abhängig gemacht haben. Diesen Erzählungen wurde jedoch kein Glaube geschenkt. Der leitende Arzt Dr. Welcker bestätigte, daß der Russe ein gewissenhafter, tüchtiger und in seinem Fach erfahrener Arzt sei. Außerdem hieß es, daß es bis dahin, trotz fortgeschrittener Schwangerschaften, noch nie zu einer Gefährdung des Lebens einer Ostarbeiterin gekommen sei.(173)

In Bezug auf den Entbindungsort der ausländischen Arbeiterinnen aus dem Tonwerk Heppenheim gibt es keine eindeutigen Hinweise. Die ehemalige Heppenheimer Hebammenschwester Lucie Stegmann sagte in einer Sitzung vom 3. September 1947 als Zeugin folgendes aus :

„(...) Von 1943 bis 1945 bin ich zum Tonwerk gekommen . Ich habe ungefähr 60 russische und ausländische Frauen entbunden, im Tonwerk habe ich sie alle entbunden. (...) Jede Wöchnerin ist in die Entbindungsbaracke gekommen, und die Herren Strauch sorgten für die Kinderwäsche und Kinderwägen. Auch wurde für die Wöchnerinnen zusätzlich Milch besorgt. Die Ostarbeiterinnen waren in jeder Hinsicht mit den Herren Strauch zufrieden.“(174) 

Aus diesen Aussagen könnte man schließen, daß Entbindungen im Tonwerk in einer speziell dafür eingerichteten Entbindungsbaracke durchgeführt wurden, was auch gerade für einen Betrieb mit einer beachtlichen Zahl von Arbeiterinnen, durchaus üblich war. Jedoch finden sich auch Äußerungen, wie z.B. in der Mitteilung des Tonwerkes an das Arbeitsamt Bensheim, daß „ die Ostarbeiterin Natalia G. (...) in das Krankenhaus (Barackenlager) zwecks Entbindung gekommen“ sei.(175)
Frau Stegmann geht von einer besonders guten Behandlung der Schwangeren aus.

Dagegen spricht Frau W. aus Heppenheim von sehr schlechten Lebensbedingungen der Schwangeren und Mütter mit Kindern. 

Frau W.: „Die Hebamme Stegmann fragte, ob ich etwas (Babywäsche) abgeben kann. Es kommen ja Kinder auf die Welt, eben da in dem Lager, und die Frauen, die haben nicht einmal das Nötigste, die haben keine Windeln, wo sie das Kind einpacken können.(...)“
Frage: „Sie, Frau W., können jetzt zumindestens bestätigen, daß es dort (im Tonwerk) Kleinkinder gab?“

Frau W.: „Ja sicher, ja sonst hätte sie das ja nicht gesagt, wäre ja nicht zu mir gekommen (...).Frage: „Es stellt sich für uns die Frage, was mit diesen Kindern passiert ist?“

Frau W.: „Also, da weiß ich gar nichts. (...) Die Kinder, um die es da ging, als die bei mir war, das waren Neugeborene, wo sie da als Hebamme hingegangen ist. Und da war sie wenigstens glücklich, Windeln zu haben, um die Kinder einzupacken und überglücklich, daß sie Jäckchen und Hemden bekommen hat.“

Frage: „Das heißt aber auch, wie schlecht dort für die Frauen und Kinder gesorgt wurde?   

Frau W.: „Ja, genau, daß überhaupt nicht gesorgt wurde.(...)“(176) 

Ein weiteres Faktum gegen die Annahme, die Heppenheimer Zwangsarbeiterinnen hätten im Grunde ein zufriedenstellendes Leben geführt, ist, daß Frau W. die einzige Zeitzeugin war, die zu einer Aussage bereit war. Ansonsten stießen wir auf eine dichte Mauer des Schweigens in der Bevölkerung Heppenheims. Die frühere russische Zwangsarbeiterin Nadija Gluschko, die wir im Unterricht befragen konnten, sprach davon, daß wegen der harten Lebensumstände im Tonwerk beschäftigte Frauen ihr Kind umgebracht hätten; allerdings hat sie das Tonwerk nur an einem Tag gesehen.(177)

In Bezug auf Abtreibung liegt uns eine Akte vor, die die Forderung zur Übergabe einer zur Abtreibung bestimmten, im Tonwerk beschäftigten Frau enthält.

Aus dem Tonwerk Heppenheim sind uns neunzehn Todesfälle von Kindern bekannt. Wir nehmen an, daß diese ebenfalls an Atrophie etc. gestorben sind. Ein Todesfall ist uns namentlich bekannt: es handelt sich dabei um Nina S., deren Eltern Ivan und Liuba S. im Tonwerk Bensheim beschäftigt waren. Nina wurde am 7. April 1944 in Litauen geboren und starb am 10. Oktober 1944 in der Ausländerbaracke Bensheim. Die Todesursache ist uns nicht bekannt.

Das Haus „Kleiner Markt 4“ in Heppenheim

Eine Einsichtnahme in Haushaltsakten der Stadt Heppenheim ergab, daß eine DRK-Oberhelferin in der Zeit vom 13. September bis 13. Dezember 1944 in der „Ostarbeiter-Krankenbaracke“ Heppenheim zur Pflege eingesetzt war. Außerdem fand sich eine Rechnung der Heppenheimer Firma Weidenbach & Co. über Installationsarbeiten in der Krankenbaracke „Haus Kleiner Markt 4“. Das Anwesen „Kleiner Markt 4“ gehörte ursprünglich der jüdischen Familie Oberndorf.(178) Das nachfolgend abgedruckte „vertrauliche“Schreiben des Kreisdirektors an die Bürgermeister der Kreisgemeinden vom 28. November 1938 ist charakteristisch für die typische Form, in der damals jüdisches 

Eigentum in „arische“ Hände überging.(179)
Das Oberndorfsche Anwesen wurde 1939 von der Stadt zum Preis von RM 10.500 erworben. Im nachfolgend wiedergegebenen Lageplan ist das Grundstück mit den Ziffern 220 und 221 a-c eingetragen; die Städtische Baracke im Zentrum des Geländes ist an der Stelle der früheren Ausländer-Krankenbaracke eingezeichnet.(180) Dort sollten die Arbeitsamtnebenstelle und die Ortsgruppe der NSDAP untergebracht werden.(181) Am 9. Juni 1942 wurde zwischen dem Landesarbeitsamt Südwestdeutschland und dem Städtischen Krankenhaus in Heppenheim eine Vereinbarung getroffen, wonach eine Baracke vom Type RL IV/3 mit einer Fassungskraft von 54 Personen errichtet werden sollte, „vorwiegend zur Aufnahme von ansteckend Kranken.“(182) Diese Baracke ist am 25. Juni 1943 in bezugsfertigem Zustand dem Städtischen Krankenhaus in Heppenheim übergeben worden.

Die Baracke war wie folgt ausgestattet:

· 54 Holzbettstellen

·   3 Öfen mit Zubehör

·   1 Lichtanlage 

·   6 Tische und 

· 54 Schemel

Auszug aus dem Protokoll der Übergabeverhandlung vom 25. Juni 1943 (Quelle: Stadtarchiv Heppenheim, 941-125, Ordner 3):

Vorher stand zur Unterbringung erkrankter Zwangsarbeiter in den Kreisen Bergstraße und Odenwald nur „ eine kleine, bisher immer stark überbelegte Abteilung des Hospitals Bensheim zur Verfügung.“(183)

Am 11. August 1942 erhob der Ortsgruppenleiter der NSDAP-Ortsgruppe Heppenheim gegen die Errichtung einer Krankenbaracke Einspruch, da die fragliche Baracke in der Nähe öffentlicher Dienststellen, so u.a. der NSDAP-Ortsgruppe Heppenheim, NSV-Ortsamtsstelle Heppenheim, SA-Sturm Heppenheim und des Arbeitsamts errichtet werden sollte.(184)

Der Leiter des Staatlichen Gesundheitsamtes Bergstraße unterstützte diese Beschwerde. Wenn die Baracke schon nicht in der Landes- Heil- und Pflegeanstalt aufgestellt werden könne, wie er ursprünglich vorgeschlagen habe, so dürfte sich an der Peripherie der Stadt bestimmt ein weitaus besserer Platz finden. Beigeordneter Keil teilte in einem Schreiben an den Landrat des Landkreises Bergstraße am 20. August 1942 mit, daß auch eine Errichtung im Städtischen Krankenhaus nicht möglich sei. Für die Krankenbaracke müsse eine Ent- und Bewässerung geschaffen werden. Dieses, die gesundheitliche Betreuung und die Verpflegung könnten unter erschwerten Umständen an der Peripherie der Stadt erstellt werden. Er machte außerdem darauf aufmerksam, daß der Hof nach den öffentlichen Dienststellen abgeschlossen sei und der Zugang von der Hermannstraße errichtet werden soll. 

Nach Rücksprache des Beigeordneten Keil mit Kreisleiter Brückmann erteilte dieser sein Einverständnis für die Ortsgruppe zur Errichtung der Baracke. 

Anfang Januar wurde die Baracke vom Landesarbeitsamt Süd-West in Stuttgart geliefert und aufgestellt. In der ehemaligen Pflegeanstalt sollte ein Lazarett für französische Kriegsgefangene, insbesondere französische Offiziere, eingerichtet bleiben. 

Mitte August 1943 erging vom Bürgermeisteramt Heppenheim an das Landratsamt die Meldung, daß die nun vollständig ausgestattete Krankenbaracke jederzeit belegt werden könne. 

Besagte Baracke wurde im September 1943 entgegen ihrer ursprünglichen Bestimmung mit drei fliegergeschädigten kinderreichen Familien belegt, so daß die kranken Ostarbeiter in den Baracken von Nieder-Ramstadt oder Erbach (Odenwald) untergebracht wurden. Erst Anfang April 1944 sei sie geräumt worden. 

Am 7. August 1944 teilte der Bürgermeister von Heppenheim dem Landrat des Landkreises Bergstraße schriftlich mit, es sei in einer Sitzung mit dem Kreisarzt und dem Leiter des Krankenhauses beschlossen worden, „erneut beim Arbeitsamt Darmstadt die Gestellung eines Invaliden oder älteren Sanitäters oder eines sonst geeigneten, moralisch zuverlässigen Mannes als Aufsichtsperson für die Krankenbaracke sofort zu beantragen und sobald die umgehende Zuweisung des Mannes erfolgt ist, mit der Einweisung der Kranken zu beginnen“.(185) 

Die weiteren Kriegsereignisse veränderten die Situation in dramatischer Weise. In einem zusammenfassenden Schreiben des Bürgermeisters an den Landrat vom 16. November 1944 heißt es:

„Durch den Terrorangriff auf die Stadt Darmstadt und die Vernichtung des Ausländerlagers an der dortigen Festhalle wurde die in Heppenheim erstellte Krankenbaracke für ausländische Arbeiter zu einem Lazarett für dieses. Kurz nach Bekanntwerden der Katastrophe sind auch schon die ersten Autos mit zum Teil sehr schwer verwundeten männlichen und weiblichen ausländischen Arbeitskräften hier angerollt und im Verlaufe von zwei Tagen waren 47 Verwundete aller Art hier angekommen. Obschon die Baracke nur dreißig Betten im äußersten Falle aufzuweisen hat, ist es mir gelungen mit Behelfsbetten die Räume so auszugestalten, daß die 47 Menschen in Betten untergebracht waren. Leider konnte dieser Menschenandrang von der russischen Hilfskraft und den hiesigen Schwestern nicht restlos bewältigt werden, so daß in den ersten Tagen ein wirres Durcheinander herrschte, welches dadurch noch erhöht war, daß auch die notwendigsten Salben und Materialien für derart umfangreiche Verbrennungen fehlten. Unter Mithilfe des Herrn Medizinalrat Dr. Burger ist es mir gelungen, nicht nur aus den hiesigen Drogerien, sondern aus dem ganzen Kreisgebiet die dort befindlichen Verbandsstoffe zusammenzuholen und sie dann mit Unterstützung des D.R.K. (Deutsches Rotes Kreuz) fachmännisch an den Mann zu bringen. Trotzdem konnte nicht verhindert werden, daß innerhalb kurzer Zeit 12 Personen an ihren Verletzungen verstorben sind. Bis heute ist ein Großteil der Verwundeten als geheilt entlassen. Allerdings sind wieder aus dem Kreise Darmstadt einige erkrankte Ausländer hinzu gekommen, so daß die Belegschaft der Baracke z.Zt. noch 32 Personen beträgt.“(186)
Ehemalige Krankenpflegehelferinnen, die in der Krankenbaracke Heppenheim beschäftigt waren, konnten uns bestätigen, daß auch in Heppenheim besonders restriktive Maßnahmen gegenüber verletzten Ausländern angewandt wurden. Da sie sich der im Fliegerangriff auf Darmstadt im September 1944 schwer verbrannten Ausländer annahmen -dies geschah mangels geeigneter Medikamente mit gesammelten alten Bettlaken, die in Streifen geschnitten wurden und mit von einem Apotheker gespendeter Vaseline, teilweise mußten die Brandopfer aus Platzmangel im Freien aufbewahrt werden- drohten ihnen Parteibeauftragte nach einem „Verhör“ beim Bürgermeister, im Wiederholungsfalle mit einer Verhandlung vor dem Kriegsgericht, da die schwerverletzten Ausländer „es ja besser hätten als die Deutschen.“(187) 

Charakteristisch für diese menschenverachtende Haltung war die Anweisung an die Krankenschwestern, die Verwundeten bei Luftangriffen oben in den Baracken liegen zu lassen. Mit dem Hinweis „Da müssen wir aber auch oben bleiben!“ hätten die Schwestern schließlich wenigstens den Kompromiß erreicht, die von Fliegerangriffen verletzten Ausländer, die bei jedem Aufheulen der Sirene mit Panik reagierten, bis auf die Treppe des angrenzenden Kellers schleppen zu dürfen.

Sie starben hauptsächlich an Wundstarrkrampf.

Diese insgesamt fünf Krankenschwestern, die nur vorübergehend zur Aushilfe in oben genannter. Baracke eingesetzt waren, wiesen uns darauf hin, daß schon vor Ende ihrer Tätigkeit in der Ausländer-Krankenbaracke die ersten Wöchnerinnen dort eingeliefert wurden. Über deren weiteres Schicksal - Geburt und Aufwachsen der Säuglinge- wußten sie freilich nichts zu berichten. Eine Betreuung durch die NSV, für die es in Heppenheim - anders als in anderen Orten - keinerlei Anhaltspunkte gibt, halten die DRK-Schwestern allerdings wegen des Ausländerhasses der NSV-Mitglieder für unmöglich. 

Die Auswertung der Geburtsregister der Kreisstadt Heppenheim und Taufregister der Pfarrei „St. Peter“ Heppenheim ergab, daß einige Kinder von Ostarbeiterinnen überlebten. Die Taufen wurden vom damaligen Kaplan Adolf Adam in der Spitalskapelle vorgenommen. Der spätere Theologieprofessor Adam teilte uns in einem Schreiben vom 7. Oktober 1996 mit, daß er als „weisungsgebundener Kaplan (...) zwar die meisten der im Krankenhaus Heppenheim anfallenden Taufen zu spenden (hatte) - es waren beim wöchentlichen Tauftermin zuweilen sehr viele -, ohne jedoch mit den deutschen und ausländischen Eltern der Täuflinge ins Gespräch kommen zu können.(...) Caritative Aktionen hatte sich der damalige Pfarrer August Hummel (+) vorbehalten, so daß ich auch auf Ihre weiteren Fragen leider keine Antwort weiß.“

Unsere weiteren Fragen bezogen sich auf das Schicksal der Säuglinge und Kleinkinder.

Damalige Mitarbeiterinnen im heutigen Kreiskinderheim Bensheim/Auerbach, das 1942-45 der NSV unterstand, können sich nicht daran erinnern, daß Ostarbeiterkinder von ihnen betreut wurden.(188) 

Auch Erkundungen hinsichtlich der evangelischen Kindergärten, die von der NSV übernommen wurden, verliefen negativ.(189)

Einzig den im März 1945 geborenen Tadik M., der im Jahre 1950 von einem inzwischen verstorbenen Bensheimer Ehepaar adoptiert wurde, konnten wir im Lautertal ausfindig machen. Leider sind die gesundheitlichen Schäden des unter Vormundschaft stehenden Mannes derart, daß er zur Klärung des Schicksals der Kinder von Zwangsarbeiterinnen nicht beitragen konnte. Unseres Erachtens haben sich einzelne Familien, beispielsweise bäuerliche Haushalte, dieser Kinder erbarmt und sie vor dem sicheren Tod bewahrt.(190) Möglicherweise haben auch Geistliche der beiden christlichen Konfessionen gezielt Gemeindemitglieder angesprochen.(191) Zudem fanden wir in Fürth/Odenwald eine frühere Hebamme, die die Entbindung von drei Ausländerinnen (nicht aus Heppenheim) bestätigte, von denen eine (Griechin) ihr Kind einer deutschen Familie „schenken“ wollte, deren Adoptionswunsch vorlag.

Eine „Ausländerkinder-Pflegestätte“, die andernorts nachweisbar ist, scheint es in Heppenheim nicht gegeben zu haben.(192) Auffällig ist, daß auch in Erbach im Odenwald trotz 109 belegter Geburten von Zwangsarbeiterkindern (z.T. auch aus Heppenheim) keinerlei Hinweise über deren Verbleib nach der Entlassung aus der dortigen Ausländer-Krankenbaracke vorliegen. Kinderheime und ähnliche Einrichtungen gab es für diesen Personenkreis nicht.(193) 
Geburten und Behandlungen von Zwangsarbeiterinnen im Städtischen Krankenhaus waren nicht zulässig, fanden aber dennoch vereinzelt statt. „Deutsche Krankenhäuser nahmen auf Anweisung des Reichsgesundheitsführers keine `Fremdarbeiterinnen´ auf; lediglich zum Zwecke der Schulung von Hebammenschülerinnen war die Entbindung in deutschen Krankenhäusern ausnahmsweise gestattet.“(194) Auch hier bestätigt sich, daß unterschiedliche Praxisformen Bestandteil ein- und desselben Herrschaftssystems waren. 

Ernüchtert und enttäuscht müssen wir nach mehr als einjähriger intensiver Forschungstätigkeit feststellen:

· Alle Befragten haben vehement auch die nur vage Möglichkeit verneint, Säuglinge/

     Kleinkinder könnten sich im Tonwerk aufgehalten haben bzw. könnten dort aufgezogen 

     worden sein. Da diese Aussagen von sehr guten Kennern der örtlichen Verhältnisse,    

     auch aus der Familie Strauch selbst, stammen, sind sie als Tatsache zu werten.

· Wir konnten keinerlei Einrichtung (auch nicht den geringsten Hinweis darauf) finden, die - vergleichbar den sogenannten „Ausländerkinder-Pflegestätten“ in anderen Teilen Deutschlands - zumindest organisatorisch das Problem von Säuglingsaufbewahrung bei gleichzeitiger Ausbeutung der Arbeitskraft der Mütter „gelöst“ hätte.

Da wir davon ausgehen müssen, daß zahlreiche Kinder auch von Zwangsarbeiterinnen des Tonwerks geboren wurden, bleibt die Frage letztlich unbeantwortet, wo sie als Säuglinge und Kleinkinder aufwuchsen und betreut wurden. Angesichts von über sechzig Geburten von Ostarbeiterinnen in den letzten Kriegsjahren, von denen die zuständige Hebamme vor Gericht spricht, bleibt hier ein großes, schwer begreifbares Fragezeichen.

· Exkurs: Starben am „Kleinen Markt 4“ zwanzig Kinder?

Durch einen Zeitungsbericht vom 10. Juli 1992 und 11. Juli 1992 in der Südhessischen Post aufmerksam gemacht, forschten wir in einer Sache, die große Unruhe in Heppenheim verursachte. Der Artikel handelte von der Vermutung, daß im Jahre 1944 zwanzig Kinder von Ostarbeiterinnen in einer Scheune am Kleinen Markt bei lebendigen Leibe verbrannt worden seien. Ein Zeitzeuge aus Heppenheim glaubte, diese Behauptung bestätigen zu können, sogar Totenscheine will er gesehen haben.(195) Aufgrund der uns bekannten systematischen Ermordungen von „ fremdvölkischen“ Kindern, vor allem in den letzten zwei Jahren vor Kriegsende, gingen wir davon aus, an dieser Behauptung könnte etwas dran sein. Zudem gab es keine eindeutigen Beweise gegen diese Vermutung. Wir besaßen lediglich die Aussage des Zeitzeugen und einen Eintrag im Heppenheimer Friedhofsregister, der die Beerdigung von zehn ausländischen Kindern dokumentierte.(196) Bei dieser Scheune, die zum früheren Oberndorfschen Anwesen gehörte, handelte es sich nicht um die bereits erwähnte Krankenbaracke. Die fragliche Scheune wurde tatsächlich erst später durch Brand beschädigt, und zwar erst am 24. Juni 1947. Menschen kamen dabei nicht zu Schaden. Es ist auszuschließen, daß während des Krieges ein Brand stattgefunden hat, da die Scheune in den Beschreibungen des Jahres 1946 ausdrücklich erwähnt wird und von derartigen Beschädigungen keine Rede ist. Die Stadt Heppenheim zahlte damals Miete für dieses Objekt. Nach dem Brand 1947 erfolgen noch verschiedene Ausbesserungsmaßnahmen. Schließlich wird noch am 9. Juli 1948 vermerkt, die noch erhaltenen Gebäudeteile - Stallungen und Scheune - seien schon lange vor dem Krieg baufällig gewesen. 

Zu späterer Zeit wurde von der Stadt abermals eine Baracke auf dem Anwesen aufgestellt, die allerdings mit der Krankenbaracke der Jahre 1943 bis 1945 nichts zu tun hat.(197) 

Wir danken dem Leiter des Stadtarchivs Heppenheim, Harald Ernst Jost, und Bürgermeister Ulrich Obermayr für die Überlassung von Kopien zu „Geschehnisse 1944-47 auf dem Anwesen `Kleiner Markt 4´ (früher Oberndorf)“. Unsere Zeitzeugen haben sich also nachweislich hinsichtlich des Objektes und des Zeitpunktes geirrt. Bei den Kindern des Jahres 1944 handelt es sich um Opfer der verheerenden Luftangriffe auf Darmstadt, die nach Heppenheim gebracht wurden und von denen zwölf innerhalb kurzer Zeit gestorben sind. Eine undatierte Liste verzeichnet 32 Patienten und elf Todesfälle.

4.7
Jüdische Zwangsarbeiter im Tonwerk Heppenheim

Am 21. April 1942 wurden dem Bürgermeisteramt Heppenheim elf Invalidenkarten von „abgeschobene(n) Juden“ zurückgeschickt:

1. 
S t r a s s, Adolf Israel

2. 
K a r l s b e r g, Leopold Israel

3. 
E h r e n f e l d, Josef Israel

4. 
I s r a e l, Artur Israel

5. 
B a e r, Heinz Israel

6. 
B a e r, Kurt Israel

7. 
M e y e r, Julius Israel

8. 
L a n d a u, Artur Israel

9. 
H a h n, Hermann Israel

10. 
W o l f, Willi Israel

11. 
H i l l e r, Siegfried Israel (198)

4.7.1
Arbeits- und Lebensbedingungen im Werk

Ludwig Goldberger, Hermann Hertz, Herbert Kneip, Berthold Löb, Walter Löb und Theodor R. zählen zu den wenigen jüdischen Arbeitern im Tonwerk Heppenheim oder den Zweigwerken, die den Holocaust überlebt haben und z.T. in den Spruchkammerverfahren Aussagen machen konnten. 

Nach der Reichspogromnacht wurden der letzte Vorsteher der jüdischen Gemeinde Birkenau, Ferdinand Löb, und sein Sohn Walter, der in einer kleinen jüdischen Bank in Karlsruhe beschäftigt war, im Konzentrationslager Dachau interniert:

„Wir verbrachten den ganzen Tag im Gefängnis (Karlsruhe). Im Dunkeln der Nacht mußten wir zum Bahnhof marschieren und fuhren von dort mit einem Sonderzug nach Dachau. In München wurden wir in Viehwagen umgeladen. Als wir in Dachau ankamen, bestand das Empfangskommité aus einer Menge SS-Männern mit Helmen und aufgepflanzten Bajonetten. Sie riefen Beleidigungen und fragten manche Gefangene, ob sie wüßten, warum sie hier wären. Wer nein sagte, wurde verhauen. Dann schrien sie, daß alle Rabbiner vortreten sollen. Es waren ca. fünfzig Männer, die gehorchten und dafür zum Dank verhauen wurden. Die ersten Tage waren am schlimmsten. Man bekam den Kopf kahl geschoren und eine besondere KZ-Lagerkleidung (...) diese bestand aus einem dünnen Gewand, wie ein Schlafanzug, und einem dünnen Hemdchen. Da der Vorrat nicht ausreichte, stopften einige Findige Zeitungspapier an Stelle des Hemdes zwischen Brust und Gewand, um etwas gegen die starke Kälte geschützt und isoliert zu sein. Dies aber wurde verraten und am nächsten Morgen nach dem Zählappell kam der Befehl, alles Zeitungspapier den Wachen zu übergeben. Wer sich weigerte, bekam 25 Schläge. (...)

Da sie scheinbar nicht wußten, was sie mit den Gefangenen anfangen sollten, war unser Tag mit Exerzieren und Dauerlauf ausgefüllt. Viele konnten die Strapazen nicht ertragen und starben. Manche suchten den Tod durch Berührung des elektrischen Stacheldrahtes.(...)“(199)
Im Januar 1939 wurde Walter Löb aus dem KZ Dachau entlassen. Er half bei der zwangsweisen Liquidation seiner Bank in Karlsruhe. Walter Löb wurde anschließend zur Arbeit in der Birkenauer Fa. Gebrüder Mölter Ziegelwerk dienstverpflichtet. Die nichtjüdischen Kollegen hätten keine Schwierigkeiten gemacht. Die jüdischen Arbeiter hätten aber nur über die Arbeit mit ihnen reden dürfen, nichts Privates. Einige Monate später mußte er gemeinsam mit Berthold Löb im Heppenheimer Tonwerk arbeiten, weil im Birkenauer Betrieb die Ziegelproduktion eingestellt wurde. Täglich fuhren sie mit der Bahn zur Arbeitsstelle. In einem Schreiben an Karl Ludwig Schmitt vom 10. März 1981 berichtet Walter Löb:

„In Heppenheim hatten wir einen groben Vormann. Unser Mittagbrot mußten wir separat von den Ariern essen. Doch eines Tages kam der Direktor in unsere Eßstube und sagte, daß er im allgemeinen mit unserer Arbeit zufrieden wäre. Er erhielt jedoch ein Schreiben von der Partei, daß wir gesondert von den anderen arbeiten müßten.“(200)
Walter Löb, der 1936 gar zur Musterung einberufen wurde, da im Kriegsfalle Dienstleistungen von „Nichtariern“ einer besonderen Regelung vorbehalten blieben, wanderte Anfang 1940 in die USA aus, wie er uns in einem Telefonat vom 8. März 1996 mitteilte. Er lebt heute in New York.

Dienstverpflichtet war auch der in Bensheim lebende Jude Siegfried Hiller, der im Jahre 1939 in der Postgasse 7 wohnte, zuletzt in der Neckarstraße 10. Hiller wurde am 4. März 1900 in Neutomischel/Posen geboren und heiratete 1927 in Bensheim Ida Adler. Aus der Ehe gingen vier Kinder hervor.

Diether Blüm gibt an, Siegfried Hiller sei am 7. März 1940 in die USA ausgewandert.(201) Dem steht aber eine Angabe bei Ludwig Hellriegel entgegen:

„Hiller, Siegfried: Neckarstraße 10, Häutehandlung. Im KZ ermordert.“(202)
Daß Siegfried Hiller sich im Jahre 1941 noch in Deutschland aufhielt, geht aus einem Schreiben des Tonwerkes Heppenheim an das Wirtschaftsamt Heppenheim vom 5.November 1941 hervor:

„Wir bescheinigen hiermit dem Juden Siegfried Israel H i l l e r, daß er bei uns als Schwerarbeiter beschäftigt ist und infolge Überstunden immer erst abends um 7 Uhr nach Hause kommt, also im Durchschnitt 11 - 11 ½ Stunden täglich bei uns arbeitet. 

Es ist zur Erhaltung der Arbeitskraft des Hiller unbedingt erforderlich, daß er auch mit Kohle versorgt wird. Wir bitten daher höflichst, die Belieferung des Hiller mit Kohlen zu genehmigen.








Heil Hitler!






T O N W E R K   H E P P E N H E I M








Fritz Strauch & Co.







(Unterschrift: Strauch)“(203)

Fritz Kilthau konnte recherchieren, daß die Familie Hiller 1939 von der Kasinostraße in die Postgasse 7 umzog. Siegfried Hiller sei lange Zeit arbeitslos und zeitweise bei der Stadt Bensheim zwangsverpflichtet gewesen. Am 25. November 1938 stellte die Familie einen Paßantrag zur Ausreise nach China. Dieser Antrag wurde von der Stadtverwaltung Bensheim befürwortet: „Die Familie ist sehr arm. (...) Man kann sie als sogenannte harmlose Juden bezeichnen.“(204) 

Berthold Löb gab in einem Spruchkammerverfahren am 3. September 1947 an, daß Hiller von Meister A. dabei ertappt wurde, wie er Holz von zerbrochenen Rähmchen in einen Rucksack steckte. Dies wurde August Strauch gemeldet, der Hiller einen Betrag von zwanzig RM zusteckte mit der Bemerkung: „Hier haben Sie das Geld, und kaufen Sie sich dafür Holz.“(205)
Im Verfahren gegen Meister A. teilte Friedrich S. mit, er habe ihn zu Hiller sagen gehört: „Du Jude, wenn du nur verrecken tätest.“(206)

Frau Toni E., die mit einem Juden verheiratet war, teilte im Verfahren gegen Meister C. mit, daß ihr Mann nach der Flucht von Berthold Löb verfolgt wurde. Meister C. habe E. davor gewarnt, nach Birkenau zu Frau Löb zu fahren, weil gerade die Polizei dort sei.(207)

Während Kilthau über das weitere Schicksal der Familie Hiller keine eindeutigen Angaben zu machen vermochte, teilte uns der frühere Pfarrer von Gau-Algesheim (bis Mai 1997), Dr. Ludwig Hellriegel, in einem Interview am 19. März 1996 mit, daß aus seiner Korrespondenz mit Jakob Wolf, überlebender Sohn der Bensheimer Familie Wolf, hervorgehe, daß Siegfried Hiller von den Nazis ermordet wurde.

Der im Jahre 1906 in Birkenau geborene Berthold Löb, ein gelernter Textilkaufmann, ging diesem Beruf in einer Heidelberger Firma nach. 1932 heiratete er Ida Remy aus Wollendorf (1912-1989). Aus der Ehe gingen fünf Kinder hervor. Während der Reichspogromnacht wurde er mit anderen Juden verhaftet und in das KZ Sachsenhausen gebracht, wo er Mißhandlungen erleiden mußte. 1939 wurde er entlassen, und er versuchte seine Familie als Textilreisender zu ernähren. Aber schon bald wurde er in das Tonwerk Heppenheim dienstverpflichtet, wohin er gemeinsam mit Walter Löb sich täglich von Birkenau aus zur Arbeit begab.

Über die Behandlung als zwangsverpflichteter Arbeiter in den Tonwerken Heppenheim führte Berthold Löb am 3. September 1947 im Spruchkammerverfahren gegen die Gebr. Strauch aus, daß er im Oktober 1939 mit drei weiteren Juden dort beschäftigt gewesen sei zu einem Stundenlohn von 0,53 RM. Später seien Juden aus Praunheim und Massenheim hinzugekommen, so daß zeitweise vierzig Juden beschäftigt waren. Er beklagte sich darüber, daß seine jüdischen Glaubensgenossen von den Meistern wiederholt geschlagen wurden. Als er deswegen bei der Betriebsleitung vorstellig werden wollte, sei er abgewiesen worden. Andererseits wurde ihm aber ein Vorschuß von fünfzig RM gewährt, um Kartoffeln zum Einkellern zu kaufen. Diesen Betrag brauchte er aber nicht zurückzuzahlen.

Berthold Löb teilte dem Gericht weiterhin mit, daß er nach seiner Flucht folgenden Brief an die Direktion des Tonwerkes geschrieben habe: „Ich bitte, meine Arbeitskleider den Ostarbeitern zur Verfügung zu stellen. Ich teile dem Betrieb weiter mit, daß im Tonwerk  furchtbare Dinge passieren und daß ich selbst von dem Meister A. geschlagen worden bin.“ Der Brief endete: „Richtet nicht, auf daß ihr nicht gerichtet werdet.“(208)

Als Löbs Frau später den Lohn ihres Mannes in Empfang nehmen wollte, sei ihr vorgehalten worden, wie ihr Mann dazu käme, einen derartigen Brief zu schreiben.

Auf Befragen stellte er den Gebr. Strauch zumindest das Zeugnis aus, keine Antisemiten gewesen zu sein. 1941 oder 1942 sei ihm geraten worden: „Herr Löb, es ist das Beste, wenn ihr auswandert, denn es kommt ja doch nicht wieder anders.“

Zu Mißhandlungen an Juden konnte Berthold Löb noch von einem Fall berichten, daß einem Arbeiter derart ins Rückgrat getreten wurde, daß er die Arbeit niederlegen und nach Hause gehen mußte. Dort fiel er der Gestapo, die eine Razzia durchführte, in die Hände, wurde inhaftiert und starb im Gefängnis. Berthold Löbs Fluchtgeschichte soll später noch nachgetragen werden.

Neben Löb konnten von den jüdischen Zwangsarbeitern noch Ludwig Goldberger und Hermann Hertz nach dem Zweiten Weltkrieg vernommen werden. Goldberger, der vom 1. September 1939 bis zum November 1940 im Werk beschäftigt war, führte aus: „Der erste Eindruck, als ich im Tonwerk ankam, war kein guter. Der Aufenthaltsraum war besonders schlecht eingerichtet, wir hatten nicht einmal Sitzgelegenheit, ebenso wurden wir auch von den anderen Arbeitern abgesondert. (...) Ich erinnere mich an die Mißhandlung eines Juden namens Birkel aus Darmstadt. Birkel war ein etwas kränklicher Mann, er war in der Arbeit nicht so geschickt wie die anderen vielleicht, er war etwas ungeschickt, von Beruf war er Musiker. An diesem Glaubensgenossen hat dann der damalige Meister A die Mißhandlungen begangen. Birkel konnte daraufhin seine Arbeit nicht mehr verrichten, er mußte zu Hause bleiben und geriet bei einer Aktion der Gestapo in deren Fänge und verstarb.

Herr Weinberger ist damals bei Strauch vorstellig geworden, daß diese Sachen doch abgestellt würden, es geschah aber nichts. Mit welchem der Gebrüder Strauch er gesprochen hat, weiß ich nicht.“(209)

August Strauch erklärte, daß Weinberger der Sprecher der Israeliten gewesen sei, der alle Wünsche der Juden vorgetragen habe. Er, Strauch, habe nie einen Juden an die Behörde weitergeleitet, weil dann die Gestapo eingeschritten wäre.

Aus den Vernehmungsprotokollen geht außerdem hervor, daß die Firma Strauch auch die Fahrtkosten übernommen hat. „Die Regel ist die, daß das Fahrgeld nie bezahlt wird. Die Israeliten hatten zwar den gleichen Lohn wie die deutschen Arbeiter, sie hatten aber höhere Steuerabzüge, deshalb haben wir angeordnet, den Israeliten wird das Fahrgeld erstattet. Es war dadurch natürlich eine große Mißstimmung unter den deutschen Arbeitern, man sagte, es ist ein Sonderrecht, was den Juden da gewährt wird.“(210)

Bezüglich der Entlohnung der jüdischen Arbeiter führte der von den Gebr. Strauch engagierte Frankfurter Rechtsanwalt W. L. aus:

„Auch die im Tonwerk beschäftigten jüdischen Arbeitnehmer wurden von den Gebr. Strauch anständig behandelt und zwar so, wie ein sozial eingestellter Arbeitgeber seine Arbeitnehmer behandelt. Ausdrücklich haben die Gebr. Strauch die Anweisung gegeben, diese nichtarischen Arbeitskameraden genau so zu behandeln, wie die übrigen Arbeitskameraden. Die jüdischen Arbeiter konnten ihre Feiertage feiern. Es wurden ihnen Vorschüsse gezahlt, ohne daß geprüft wurde, ob dies auch möglich sei. Es war sogar von den Gebr. Strauch die Anweisung gegeben worden, diese Vorschüsse, falls sie nicht zurückgezahlt werden konnten, zu vergessen. Der Betroffene hat dafür gesorgt, daß die jüdischen Arbeitnehmer, entgegen den bestehenden Bestimmungen, eine höhere Entlohnung erhielten. Der Reichstreuhänder der Arbeit für das Wirtschaftsgebiet Hessen hat am 21. 11. 1941 eine Anordnung über einheitliche Judenlöhne festgesetzt. Im § 2 dieser Verordnung war noch bestimmt, daß in Frankfurt a.M. und Offenbach die in der Anordnung genannten Löhne gezahlt werden dürfen, während diese in bestimmten Stadtkreisen und den übrigen Orten des Wirtschaftsgebietes um 5 bzw. 15 v.H. niedriger seien. An diese Bestimmungen haben der Betroffene und sein Bruder sich in keiner Weise gehalten. Es wurden den Juden zunächst einmal die in Frankfurt und Offenbach geltenden Sätze im Stundenlohn gutgeschrieben. Um die nach dem geltenden Lohntarif enorm hohen Steuerbeträge auszugleichen, mußten die Meister auf Veranlassung des Betroffenen und seines Bruders den Juden mehr Stunden als tatsächlich geleistete Arbeitsstunden aufschreiben, außerdem erhielten die Juden, die in größerer Entfernung von Heppenheim wohnten, auf Veranlassung der Gebr. Strauch das Fahrgeld bezahlt. Ja, verschiedene Juden arbeiteten im Akkord mit deutschen Arbeitern zusammen und bekamen den Akkord wie diese berechnet. Vorschüsse wurden, entgegen den Vorschriften, an Juden gezahlt und ein nicht rückzahlbarer Vorschuß wurde aufs Spesenkonto für irgend einen Meister verrechnet. (...)

Viehmann hat sich laufend alle Vorkommnisse, wie übertarifliche Bezahlung der Juden, Einkauf bewirtschafteter Waren, Überlassung dieser Waren an Kriegsgefangene, genau notiert und drohte mit einer Anzeige gegen den Betroffenen.“(211)
Der Verwaltungsangestellte Peter B. sagte am 24. März 1947 aus, daß Fritz Strauch immer wieder bei Appellen vor der Belegschaft erklärt habe, daß derjenige, der sich an Juden vergreife oder sich ungebührlich gegen sie benehme, ein Feigling sei, da Juden eben wehrlos seien.

Der Sprendlinger Fuhrunternehmer Ludwig S., von 1918 bis 1920 Mitglied der USPD und seit 1921 der KPD, gab in der Sitzung vom 3. September 1947 an, daß er im Werk Massenheim gehört habe, wie ein Meister mit einem Juden herumschrie. Am darauffolgenden Tag habe er, S., den Herren Strauch in Heppenheim davon Mitteilung gemacht.

„Herr Strauch fuhr dann einen Tag später in das Tonwerk Massenheim und hat diesen Meister `schwer zurechtgestaucht´.“

Der Hambacher Ziegeleiarbeiter und Gastwirt Ernst S. gab auf derselben Sitzung bekannt, daß er mit drei Juden zusammengearbeitet habe, und zwar meistens auf Nachtschicht. Die Arbeiter Hiller, Hirsch und Israel hätten sich ihm gegenüber nie über irgendwelche Mißstände beschwert. Sie hätten ihm gesagt, daß ihnen ihr Vermögen beschlagnahmt und alles abgenommen worden sei. Sie seien sehr froh, daß sie Arbeit hätten.(212)

4.7.2
Ausgrenzung, Deportation und Schicksal der jüdischen Zwangsarbeiter

Das „Reichsbürgergesetz“ und das „Gesetz zum Schutze des deutschen Blutes und der deutschen Ehre“ aus dem Jahre 1935 entzog den Juden die deutsche Staatsbürgerschaft. Heiraten und jeder sexuelle Kontakt mit Deutschen wurde unter Strafe gestellt. Seit Anfang 1938 waren Juden vom Besuch von Badeanstalten, Ausstellungen, Museen, Bibliotheken und vielen Gaststätten ausgeschlossen. Außerdem wurde eine spezielle Kennkarte für Juden vorbereitet und die Zulassung der jüdischen Ärzte und Rechtsanwälte zurückgenommen.

In einer Besprechung Görings "über die Judenfrage" mit den Gauleitern, Oberpräsidenten und Reichsstatthaltern vom 6. Dezember 1938 wurde eine Lösung gesucht, wie die staatlichen Fürsorgezahlungen an deutsche Juden, die durch staatliche Arbeitsverbote erst zum Fürsorgefall geworden waren, vermieden werden könnten. Am 20. Dezember 1938 erging ein Erlaß über den "geschlossenen Arbeitseinsatz" deutscher Juden, der erstmalig 1974 von Hans G. in seiner Studie "Der verwaltete Mensch" veröffentlicht wurde (S. 205-210). Insgesamt wurden aufgrund dieser Anordnung im Altreich knapp 50 000 deutsche Juden zum geschlossenen Arbeitseinsatz verpflichtet.

In den von uns sichergestellten Aktenbeständen befinden sich Anfragen von Juden an die Fa. Strauch auf Arbeitserlaubnis:












Ffm. 5. 2. 40

Ich erhielt Ihr Schreiben vom 2. ds. M. und nehme Ihren Antrag auf Wiederanstellung in Ihrem Betrieb an.

Wollen Sie mir bitte eine Bestätigung zugehen lassen, damit ich nicht anderweitig verpflichtet werde. Ergebenst Kurt Isr. Levy (213)
Im „Judenstern-Erlaß“ vom 1. September 1941 wurden alle Juden vom sechsten Lebensjahr an verpflichtet, den „Davidstern“ mit der Aufschrift „Jude“ auf der linken Brustseite zu tragen. Frauen mußten zusätzlich den Vornamen „Sara“ und Männer den Vornamen „Israel“ annehmen. Nach einer Weisung der Gestapo-Leitstelle Darmstadt vom August 1941 mußten mehrere jüdische Familien in einer Wohnung zusammenleben.

Auf Befehl der Gauleiter Josef Bürckel und Robert Wagner wurden am 22. Oktober 1940 in Baden, der Pfalz und im Saarland fast sämtliche Juden in einer überraschenden Aktion festgenommen und in Sammeltransporten in das Internierungslager Gurs/Pyrenäen gebracht.(214) Am 31. Juli 1941 erhielt Reinhard Heydrich von Göring den Auftrag, alle europäischen Juden zu „evakuieren“. Aus den ehemaligen Provinzen Rheinhessen und Starkenburg des Volksstaates Hessen wurden ca. 1000 Juden in Darmstadt zusammengeholt, darunter auch die elf bereits namentlich genannten Juden, die im Tonwerk Heppenheim dienstverpflichtet waren. Ihnen ging folgender Befehl der Gestapo Darmstadt zu:

Geheime Staatspolizei

Staatspolizeistelle Darmstadt

Es wird Ihnen hiermit eröffnet, daß sie 






innerhalb von drei Stunden
Ihre Wohnung zu verlassen haben. Zum Zwecke der Abschiebung werden Sie und Ihre Familienangehörigen vorläufig festgenommen und in Sammellager gebracht. Die beauftragten Beamten sind gehalten, in Ihrer Wohnung zu verbleiben, bis Sie Ihre Koffer gepackt und Ihre Wohnung ordnungsgemäß hergerichtet haben. Sie werden angewiesen, die Schlüssel an sämtlichen Behältnissen, Schränken usw. stecken zu lassen, ebenso die Schlüssel zu den Zimmertüren innerhalb der Wohnung. Soweit Sie die Schlüssel an einem besonderen Schlüsselbund haben, sind sie von dem Bund zu entfernen und in das Schloß des Behältnisses, zu dem sie gehören, zu stecken. Den Haus- und Korridorschlüssel haben Sie mit einem Bändchen und einem daran befestigten haltbaren Stück Pappe zu versehen, auf das Name, Wohnung und Kenn-Nummer zu schreiben sind. Diese Schlüssel haben Sie beim Verlassen der Wohnung dem beauftragten Beamten zu übergeben. Vor Verlassen der Wohnung ist die Ihnen ausgehändigte Vermögenserklärung genauestens auszufüllen und mit Unterschrift versehen dem Beamten auszuhändigen.

Sie haben mitzunehmen:

1.
Zahlungsmittel RM 50, -

2.
einen Koffer oder einen Rucksack im Gesamtgewicht bis höchstens 50 kg, enthaltend:

a) Wäsche

b) Kleidungsstücke

c) sonstige zu einfacher Lebensführung notwendiges Gerät

3.
zwei Decken mit Bettzeug (nicht im Koffer, sondern gerollt, geschnürt);

4.
vollständige Bekleidung (es können auch zwei Mäntel und Unterwäsche angezogen werden);

5.
Verpflegung für 3 Tage, Löffel, Teller, Napf, Trinkbecher (nicht in den Koffer gepackt);

6.  Kennkarte, Arbeits- und alle sonstigen Ausweispapiere, sämtliche Lebensmittelkarten, Kartoffel- und Kohlenbezugsscheine, sonstige Bezugsausweise (die unter Ziffer 6 aufgeführten Gegenstände dürfen nicht eingepackt werden, sondern sind von jeder Person bei sich zu führen).

Nicht mitgenommen werden dürfen:

Wertpapiere, Devisen, Bank- und Sparkassenbücher, Wertsachen jeder Art, Gold, Silber, Platin, lebendes Inventar. Der Ehering sowie einfache Uhr dürfen mitgenommen werden (nur Nickel- und Stahluhren). Bargeld, Wertsachen, Schmuckgegenstände und Edelmetalle sind in einen Stoffbeutel zu legen und den Beamten zu übergeben. Der Beutel ist mit genauer Anschrift und Kenn-Nummer zu versehen. Über den Inhalt ist ein genaues Verzeichnis aufzustellen, das vom Beamten und vom Eigentümer zu unterschreiben und dem Inhalt des Beutels beizufügen ist. Der mitzunehmende Koffer ist mit einem dauerhaften Schild zu versehen, das in deutlicher Schrift Ihren Namen, Geburtstag und -ort, Wohnung und Kenn-Nummer enthält.

Sie selbst haben sich ein Schild um den Hals zu hängen, auf dem in deutlich lesbarer Schrift Name, Geburtstag und Kenn-Nummer anzugeben sind.

Allen Anordnungen der Beamten haben Sie unbedingt und ohne Widerspruch Folge zu leisten und jede geforderte Auskunft zu erteilen. Im Nichtbeachtungsfalle haben Sie mit schwersten staatspolizeilichen Maßnahmen zu rechnen.

Diese Verfügung gilt für den Inhaber zugleich als Ausweis.

Darmstadt, den 18. März 1942

Geheime Staatspolizei



gez. Dr. Achemer-Pifrader

Staatspolizeistelle Darmstadt 


Standartenführer und Ober-Reg.Rat (215)

In der Liste der aus Hessen am 20. März 1942 nach Piaski-Lublin deportierten Juden tauchen auch Namen von Arbeitern des Tonwerkes Heppenheim auf: Heinz und Kurt Baer aus Birkenau sowie Adolf Strass.(216)

Die Birkenauer Juden wurden in der ehemaligen Gemeindekasse des Rathauses eingeschlossen und mit einem Bus nach Darmstadt in die Liebig-Schule am Bahnhof gebracht.(217) Der Transport führte von dort aus in das KZ Piaski/Lublin. Ende September wurden 1288, zumeist ältere Juden aus dem Gebiet Starkenburg und Rheinhessen, nach Darmstadt gebracht und von dort nach Theresienstadt deportiert, darunter auch die Mutter von Berthold Löb.

Am 31. März 1942 erhielt die Verwaltung des Tonwerkes Heppenheim folgendes Schreiben vom Finanzamt Bensheim, Straße der SA:

Betr.: Einziehung jüdischen Vermögens.

Nach § 3 der Elften Verordnung zum Reichsbürgergesetz vom 25. November 1941 (RGB1 I S 722) ist das Vermögen des abgeschobenen Juden Hermann Israel H a h n, bisher wohnhaft in Bensheim-Auerbach, Bachgasse 42, dem Reich verfallen.

Die Verwaltung und Verwertung des eingezogenen Vermögens obliegt dem Herrn Reichsminister der Finanzen. (§ 2 des Erlasses des Führers und Reichskanzlers über die Verwertung des eingezogenen Vermögens von Reichsfeinden vom 29.Mai 1941 - RGB1 I S 303). Der Herr Reichsminister der Finanzen hat durch den Oberfinanzpräsidenten Hessen in Darmstadt mich mit der Wahrnehmung der Aufgaben für den Finanzbezirk beauftragt.

Nach einer mir vorliegenden Erklärung des vorgenannten Juden schulden Sie ihm einen Lohnbetrag von ca. 30,- RM.

Ich bitte um Überweisung des Schuldbetrages an die Kasse meines Amts. Obiges Aktenzeichen bitte ich bei der Einzahlung anzugeben. Gleichzeitig bitte ich, eine besondere Zahlungsanzeige an meine obengenannte Dienststelle einzusenden.

Gez. O t t o


Beglaubigt: (Unterschrift) Obersteuersekretär (218)

An die Familien der Auerbacher Juden Hermann Hahn und Artur Israel, Bachgasse 42, konnten sich noch mehrere Bürger erinnern. Da sie ihre zuletzt verwirrte Mutter bzw. Großmutter Rosa Hahn, die 1940 starb, nicht zurücklassen wollten, gerieten sie in die Vernichtungsmaschinerie, weil eine Auswanderung zu diesem Zeitpunkt nicht mehr möglich war.

Stundenlang mußten sie mit ihrem Gepäck im Hof warten, bis das Fahrzeug des SS-Kommandos sie abtransportierte. Der jahrzehntelang bei der Familie arbeitende Knecht Brückmann rief den SS-Schergen zu: „Schämt ihr euch denn nicht?“ und bekam zur Antwort: „Wenn du nicht ruhig bist, nehmen wir dich auch mit.“(219)
Margret Löffler konnte sich an ihre jüdische Freundin Erna Hirsch aus Heppenheim erinnern, die mit ihrem Verlobten, einem jüdischen Rechtsanwalt aus Frankfurt, im Heppenheimer Tonwerk Zwangsarbeit verrichten mußte.(220)

Exkurs: Berthold Löb: 
Das Schicksal eines jüdischen Zwangsarbeiters - 






Opfer und Ankläger

Von der Deportation am 18. März 1942 blieb Berthold Löb verschont, da er eine nichtjüdische Ehepartnerin hatte. Aber bereits ein knappes Jahr später am 2. Februar 1943 sollte die Birkenauer Polizei ihn der Gestapo in Darmstadt vorführen. Da er am Vorabend gewarnt wurde, konnte er fliehen, da er die körperlichen und seelischen Quälereien, die er bereits im KZ Sachsenhausen erlebt hatte, nicht erneut über sich ergehen lassen wollte.

Im Spätsommer 1943 tauchte er im Gebiet von Amorbach auf und blieb über eineinhalb Jahre in dieser Gegend. Die entscheidende Hilfe wurde ihm in zwei fränkischen Pfarrhäusern zuteil, in Amorbach und später in Schneeberg.

Pater Dr. Stephan (Georg) Amon OSB (1913-1994), der 1941 als Kaplan nach Amorbach kam, weil die Nazis die Abtei Münsterschwarzach auflösten, (221) berichtet: „Beim Mittagstisch berichtete Kaplan Gottfried Stroemel (1910-1976) (222) dem Herrn Stadtpfarrer Karl Rohner (1909-1989) (223) und mir, daß in der Filiale Beuchen ein Urlauber aus Mannheim sich befinde beim Bauern ? und dort bei der Kartoffelernte behilflich sei. Er sei unendlich fleißig und zuverlässig. Er sei schon 14 Tage dort, aber die ihm noch verbleibenden Tage wolle er anderswo arbeiten; seine eigene Familie sei total geschädigt. So arbeite er einfach ohne Entgelt, um die schwere Last leichter zu tragen. Möglicherweise komme er nach dem Mittagessen, um mit uns zu sprechen. Wir waren in der Tat noch nicht mit dem Mittagstisch fertig, als er sich schon im Pfarrhaus meldete. Kaplan Stroemel und ich begrüßten ihn. Er sei, wie er sagte, rasch einmal mit dem Rad hierher gefahren, weil der Bauer am Nachmittag nicht so sehr auf die Arbeit dränge.

Schließlich ließ mich Kaplan Stroemel mit dem Herrn allein, weil für die nächste Arbeitsstelle voraussichtlich nur Reichartshausen oder Neudorf in Frage kam, wo ich für die Seelsorge zuständig war. Nach einigen Fragen und Antworten hatte Löb irgendwie Vertrauen gewonnen und sagte etwas scheu, er möchte die Wahrheit nicht verheimlichen, er sei Jude. Ich antwortete beruhigend, dies spiele für eine Hilfeleistung meiner-unsererseits keine Rolle. Ich würde mich auf jeden Fall bemühen, so bald als möglich eine Arbeitsstelle ausfindig zu machen. Ich informierte den Pfarrer und den Kaplan, und Herr Löb verabschiedete sich.“(224)
Durch das Pfarramt Amorbach wurde Löb als Arbeitshilfe an Bauern in den umliegenden Ortschaften vermittelt.

Natürlich gab es auch gefährliche Situationen. Am sonntäglichen Gottesdienst, der in der katholischen Gegend gut besucht wurde, nahm er mit Billigung der Geistlichen nicht teil. An der Christmette 1943 nicht teilzunehmen, hätte Aufsehen erregt, zumal hoher Schnee ihn an einer Radtour hinderte. Dr. Amon stellte seinem „Schützling“ seinen eigenen grauen Anzug zur Verfügung. „Und so erschien Löb in der Mette, ganz hinten auf der Empore. Am Schluß sang die Gemeinde mit Hingebung das Lied `Stille Nacht (...)!´ Am meisten hat mich ergriffen der letzte Satz: `Christ der Retter ist da! Christ der Retter ist da!´ Mir sind buchstäblich die Tränen gekommen. Waren doch in der Mette nicht nur die Gläubigen der Gemeinde, sondern auch polnische Arbeiter, französische Gefangene, und dann dieser Sohn Israels.“(225)

Am Karfreitag, dem 30. März 1945 wurden in Schneeberg weiße Fahnen gehißt. „Überglücklich ging er (Löb) in den Ort, stellte sich den US-Truppen und berichtete von seinem Schicksal. Danach führte er ein Kommando von zwölf Mann zum Pfarrhaus und empfahl seine Helfer dem Schutz der Amerikaner.“

Diejenigen, die Löb geholfen hatten, unterstützte er durch Vermittlung bei den Amerikanern.

Am 15. April 1945 sahen auch die Kinder in Birkenau ihren totgeglaubten Vater wieder.

„Obwohl seine Mutter und viele Verwandte in den Vernichtungslagern umgekommen sind, setzte er sich nach dem Kriege für seine Birkenauer Mitbürger ein und organisierte in den schweren Nachkriegsmonaten Kartoffeln und Schlachtvieh, die als Sonderrationen an die Birkenauer Bevölkerung verteilt werden.“(226)

In den Spruchkammerverfahren gegen die Betriebsleiter und Meister der Tonwerke Heppenheim wurde von der Verteidigung versucht, Berthold Löb als „Racheengel“ darzustellen, der gar versucht habe, mit Schnaps und Schinken die Belastungszeugen zu bestechen. Hierauf angesprochen, reagierte Löbs Tochter Inge (geb. 1936) sehr schockiert und gefühlsmäßig aufgewühlt. Ihr Vater sei der „umgänglichste Mensch der Welt“ gewesen.(227)

Daß Berthold Löb kein „Racheengel“ war, bestätigen uns gleich mehrere Zeitzeugen. Frau Elisabeth K., die von 1940 bis 1980 bei der Gemeinde Birkenau beschäftigt war, erwähnt auch, wie sehr sie unter den Mißhandlungen der jüdischen Mitbürger gelitten habe. Sie hatte den ältesten Sohn der Eheleute Löb, Benni, im Kinderwagen spazierengefahren und wurde deswegen beschimpft. Bertholds Mutter Berta (1873-1944) wird von ihr als herzensgute Frau charakterisiert.(228)

Der Leiter des Gemeindearchivs Birkenau, Karl-Ludwig Schmitt, der Berthold Löb etwa 1970 kennenlernte, erlebte ihn im Gespräch mit einem Gemeindebediensteten, der Mitglied der NSDAP war, als „versöhnlich, impulsiv und freundlich.“(229)

Benni Löb (geb. 1932) schildert seinen Vater als versöhnlich gegenüber den alten Feinden, freilich impulsiv, der Mutter gegenüber auch als jähzornig, nicht jedoch als nachtragend. Sowohl der frühere Birkenauer Ortsgruppenleiter Glaser als auch der Polizeichef, der ihm wohl den bevorstehenden Verhaftungstermin tags zuvor in den Tonwerken Heppenheim mitgeteilt hatte, seien von Berthold Löb entlastet worden, was Glasers Wiederaufnahme in den Schuldienst ermöglicht habe.

Benni Löb gibt weiter an, daß auch sonst Rücksichten auf frühere Kameraden, z.B. im Sportverein, hätten genommen werden müssen; schließlich sei auch etwa ein Dutzend enger Verwandter in 

Auschwitz ermordet worden. Insgesamt habe dies das Klima in Birkenau, wo es noch viele Nazis gab, doch so getrübt, daß sein Vater schließlich gesagt habe: „Dann ziehen wir halt nach Weinheim.“ Dort habe er ein Textilgeschäft betrieben, nach den Worten Bennis „alles nachgeholt, was er vorher versäumt hatte, sei wechselhaft erfolgreich und erfolglos gewesen, sehr unstetig.“(230)

Walter Löb, der bekanntlich mit Berthold in den Tonwerken Heppenheim arbeiten mußte, charakterisiert ihn als „offen, umgänglich, lieb, friedlich und angstfrei.“(231)

Bei einem Besuch in Heidelberg 1974 habe Walter Löb ihn als gebrochenen, wenig auskunftsbereiten Mann wiedergetroffen, „homeless“ wirkend, offenbar von der Familie isoliert. Berthold Löb starb 1976 in Weinheim und wurde auf dem jüdischen Friedhof in Heidelberg bestattet.(232)

4.7
Jüdische Zwangsarbeiter im Tonwerk Heppenheim

Am 21. April 1942 wurden dem Bürgermeisteramt Heppenheim elf Invalidenkarten von „abgeschobene(n) Juden“ zurückgeschickt:

12. 
S t r a s s, Adolf Israel

13. 
K a r l s b e r g, Leopold Israel

14. 
E h r e n f e l d, Josef Israel

15. 
I s r a e l, Artur Israel

16. 
B a e r, Heinz Israel

17. 
B a e r, Kurt Israel

18. 
M e y e r, Julius Israel

19. 
L a n d a u, Artur Israel

20. 
H a h n, Hermann Israel

21. 
W o l f, Willi Israel

22. 
H i l l e r, Siegfried Israel (198)

4.7.1
Arbeits- und Lebensbedingungen im Werk

Ludwig Goldberger, Hermann Hertz, Herbert Kneip, Berthold Löb, Walter Löb und Theodor R. zählen zu den wenigen jüdischen Arbeitern im Tonwerk Heppenheim oder den Zweigwerken, die den Holocaust überlebt haben und z.T. in den Spruchkammerverfahren Aussagen machen konnten. 

Nach der Reichspogromnacht wurden der letzte Vorsteher der jüdischen Gemeinde Birkenau, Ferdinand Löb, und sein Sohn Walter, der in einer kleinen jüdischen Bank in Karlsruhe beschäftigt war, im Konzentrationslager Dachau interniert:

„Wir verbrachten den ganzen Tag im Gefängnis (Karlsruhe). Im Dunkeln der Nacht mußten wir zum Bahnhof marschieren und fuhren von dort mit einem Sonderzug nach Dachau. In München wurden wir in Viehwagen umgeladen. Als wir in Dachau ankamen, bestand das Empfangskommité aus einer Menge SS-Männern mit Helmen und aufgepflanzten Bajonetten. Sie riefen Beleidigungen und fragten manche Gefangene, ob sie wüßten, warum sie hier wären. Wer nein sagte, wurde verhauen. Dann schrien sie, daß alle Rabbiner vortreten sollen. Es waren ca. fünfzig Männer, die gehorchten und dafür zum Dank verhauen wurden. Die ersten Tage waren am schlimmsten. Man bekam den Kopf kahl geschoren und eine besondere KZ-Lagerkleidung (...) diese bestand aus einem dünnen Gewand, wie ein Schlafanzug, und einem dünnen Hemdchen. Da der Vorrat nicht ausreichte, stopften einige Findige Zeitungspapier an Stelle des Hemdes zwischen Brust und Gewand, um etwas gegen die starke Kälte geschützt und isoliert zu sein. Dies aber wurde verraten und am nächsten Morgen nach dem Zählappell kam der Befehl, alles Zeitungspapier den Wachen zu übergeben. Wer sich weigerte, bekam 25 Schläge. (...)

Da sie scheinbar nicht wußten, was sie mit den Gefangenen anfangen sollten, war unser Tag mit Exerzieren und Dauerlauf ausgefüllt. Viele konnten die Strapazen nicht ertragen und starben. Manche suchten den Tod durch Berührung des elektrischen Stacheldrahtes.(...)“(199)
Im Januar 1939 wurde Walter Löb aus dem KZ Dachau entlassen. Er half bei der zwangsweisen Liquidation seiner Bank in Karlsruhe. Walter Löb wurde anschließend zur Arbeit in der Birkenauer Fa. Gebrüder Mölter Ziegelwerk dienstverpflichtet. Die nichtjüdischen Kollegen hätten keine Schwierigkeiten gemacht. Die jüdischen Arbeiter hätten aber nur über die Arbeit mit ihnen reden dürfen, nichts Privates. Einige Monate später mußte er gemeinsam mit Berthold Löb im Heppenheimer Tonwerk arbeiten, weil im Birkenauer Betrieb die Ziegelproduktion eingestellt wurde. Täglich fuhren sie mit der Bahn zur Arbeitsstelle. In einem Schreiben an Karl Ludwig Schmitt vom 10. März 1981 berichtet Walter Löb:

„In Heppenheim hatten wir einen groben Vormann. Unser Mittagbrot mußten wir separat von den Ariern essen. Doch eines Tages kam der Direktor in unsere Eßstube und sagte, daß er im allgemeinen mit unserer Arbeit zufrieden wäre. Er erhielt jedoch ein Schreiben von der Partei, daß wir gesondert von den anderen arbeiten müßten.“(200)
Walter Löb, der 1936 gar zur Musterung einberufen wurde, da im Kriegsfalle Dienstleistungen von „Nichtariern“ einer besonderen Regelung vorbehalten blieben, wanderte Anfang 1940 in die USA aus, wie er uns in einem Telefonat vom 8. März 1996 mitteilte. Er lebt heute in New York.

Dienstverpflichtet war auch der in Bensheim lebende Jude Siegfried Hiller, der im Jahre 1939 in der Postgasse 7 wohnte, zuletzt in der Neckarstraße 10. Hiller wurde am 4. März 1900 in Neutomischel/Posen geboren und heiratete 1927 in Bensheim Ida Adler. Aus der Ehe gingen vier Kinder hervor.

Diether Blüm gibt an, Siegfried Hiller sei am 7. März 1940 in die USA ausgewandert.(201) Dem steht aber eine Angabe bei Ludwig Hellriegel entgegen:

„Hiller, Siegfried: Neckarstraße 10, Häutehandlung. Im KZ ermordert.“(202)
Daß Siegfried Hiller sich im Jahre 1941 noch in Deutschland aufhielt, geht aus einem Schreiben des Tonwerkes Heppenheim an das Wirtschaftsamt Heppenheim vom 5.November 1941 hervor:

„Wir bescheinigen hiermit dem Juden Siegfried Israel H i l l e r, daß er bei uns als Schwerarbeiter beschäftigt ist und infolge Überstunden immer erst abends um 7 Uhr nach Hause kommt, also im Durchschnitt 11 - 11 ½ Stunden täglich bei uns arbeitet. 

Es ist zur Erhaltung der Arbeitskraft des Hiller unbedingt erforderlich, daß er auch mit Kohle versorgt wird. Wir bitten daher höflichst, die Belieferung des Hiller mit Kohlen zu genehmigen.








Heil Hitler!






T O N W E R K   H E P P E N H E I M








Fritz Strauch & Co.







(Unterschrift: Strauch)“(203)

Fritz Kilthau konnte recherchieren, daß die Familie Hiller 1939 von der Kasinostraße in die Postgasse 7 umzog. Siegfried Hiller sei lange Zeit arbeitslos und zeitweise bei der Stadt Bensheim zwangsverpflichtet gewesen. Am 25. November 1938 stellte die Familie einen Paßantrag zur Ausreise nach China. Dieser Antrag wurde von der Stadtverwaltung Bensheim befürwortet: „Die Familie ist sehr arm. (...) Man kann sie als sogenannte harmlose Juden bezeichnen.“(204) 

Berthold Löb gab in einem Spruchkammerverfahren am 3. September 1947 an, daß Hiller von Meister A. dabei ertappt wurde, wie er Holz von zerbrochenen Rähmchen in einen Rucksack steckte. Dies wurde August Strauch gemeldet, der Hiller einen Betrag von zwanzig RM zusteckte mit der Bemerkung: „Hier haben Sie das Geld, und kaufen Sie sich dafür Holz.“(205)
Im Verfahren gegen Meister A. teilte Friedrich S. mit, er habe ihn zu Hiller sagen gehört: „Du Jude, wenn du nur verrecken tätest.“(206)

Frau Toni E., die mit einem Juden verheiratet war, teilte im Verfahren gegen Meister C. mit, daß ihr Mann nach der Flucht von Berthold Löb verfolgt wurde. Meister C. habe E. davor gewarnt, nach Birkenau zu Frau Löb zu fahren, weil gerade die Polizei dort sei.(207)

Während Kilthau über das weitere Schicksal der Familie Hiller keine eindeutigen Angaben zu machen vermochte, teilte uns der frühere Pfarrer von Gau-Algesheim (bis Mai 1997), Dr. Ludwig Hellriegel, in einem Interview am 19. März 1996 mit, daß aus seiner Korrespondenz mit Jakob Wolf, überlebender Sohn der Bensheimer Familie Wolf, hervorgehe, daß Siegfried Hiller von den Nazis ermordet wurde.

Der im Jahre 1906 in Birkenau geborene Berthold Löb, ein gelernter Textilkaufmann, ging diesem Beruf in einer Heidelberger Firma nach. 1932 heiratete er Ida Remy aus Wollendorf (1912-1989). Aus der Ehe gingen fünf Kinder hervor. Während der Reichspogromnacht wurde er mit anderen Juden verhaftet und in das KZ Sachsenhausen gebracht, wo er Mißhandlungen erleiden mußte. 1939 wurde er entlassen, und er versuchte seine Familie als Textilreisender zu ernähren. Aber schon bald wurde er in das Tonwerk Heppenheim dienstverpflichtet, wohin er gemeinsam mit Walter Löb sich täglich von Birkenau aus zur Arbeit begab.

Über die Behandlung als zwangsverpflichteter Arbeiter in den Tonwerken Heppenheim führte Berthold Löb am 3. September 1947 im Spruchkammerverfahren gegen die Gebr. Strauch aus, daß er im Oktober 1939 mit drei weiteren Juden dort beschäftigt gewesen sei zu einem Stundenlohn von 0,53 RM. Später seien Juden aus Praunheim und Massenheim hinzugekommen, so daß zeitweise vierzig Juden beschäftigt waren. Er beklagte sich darüber, daß seine jüdischen Glaubensgenossen von den Meistern wiederholt geschlagen wurden. Als er deswegen bei der Betriebsleitung vorstellig werden wollte, sei er abgewiesen worden. Andererseits wurde ihm aber ein Vorschuß von fünfzig RM gewährt, um Kartoffeln zum Einkellern zu kaufen. Diesen Betrag brauchte er aber nicht zurückzuzahlen.

Berthold Löb teilte dem Gericht weiterhin mit, daß er nach seiner Flucht folgenden Brief an die Direktion des Tonwerkes geschrieben habe: „Ich bitte, meine Arbeitskleider den Ostarbeitern zur Verfügung zu stellen. Ich teile dem Betrieb weiter mit, daß im Tonwerk  furchtbare Dinge passieren und daß ich selbst von dem Meister A. geschlagen worden bin.“ Der Brief endete: „Richtet nicht, auf daß ihr nicht gerichtet werdet.“(208)

Als Löbs Frau später den Lohn ihres Mannes in Empfang nehmen wollte, sei ihr vorgehalten worden, wie ihr Mann dazu käme, einen derartigen Brief zu schreiben.

Auf Befragen stellte er den Gebr. Strauch zumindest das Zeugnis aus, keine Antisemiten gewesen zu sein. 1941 oder 1942 sei ihm geraten worden: „Herr Löb, es ist das Beste, wenn ihr auswandert, denn es kommt ja doch nicht wieder anders.“

Zu Mißhandlungen an Juden konnte Berthold Löb noch von einem Fall berichten, daß einem Arbeiter derart ins Rückgrat getreten wurde, daß er die Arbeit niederlegen und nach Hause gehen mußte. Dort fiel er der Gestapo, die eine Razzia durchführte, in die Hände, wurde inhaftiert und starb im Gefängnis. Berthold Löbs Fluchtgeschichte soll später noch nachgetragen werden.

Neben Löb konnten von den jüdischen Zwangsarbeitern noch Ludwig Goldberger und Hermann Hertz nach dem Zweiten Weltkrieg vernommen werden. Goldberger, der vom 1. September 1939 bis zum November 1940 im Werk beschäftigt war, führte aus: „Der erste Eindruck, als ich im Tonwerk ankam, war kein guter. Der Aufenthaltsraum war besonders schlecht eingerichtet, wir hatten nicht einmal Sitzgelegenheit, ebenso wurden wir auch von den anderen Arbeitern abgesondert. (...) Ich erinnere mich an die Mißhandlung eines Juden namens Birkel aus Darmstadt. Birkel war ein etwas kränklicher Mann, er war in der Arbeit nicht so geschickt wie die anderen vielleicht, er war etwas ungeschickt, von Beruf war er Musiker. An diesem Glaubensgenossen hat dann der damalige Meister A die Mißhandlungen begangen. Birkel konnte daraufhin seine Arbeit nicht mehr verrichten, er mußte zu Hause bleiben und geriet bei einer Aktion der Gestapo in deren Fänge und verstarb.

Herr Weinberger ist damals bei Strauch vorstellig geworden, daß diese Sachen doch abgestellt würden, es geschah aber nichts. Mit welchem der Gebrüder Strauch er gesprochen hat, weiß ich nicht.“(209)

August Strauch erklärte, daß Weinberger der Sprecher der Israeliten gewesen sei, der alle Wünsche der Juden vorgetragen habe. Er, Strauch, habe nie einen Juden an die Behörde weitergeleitet, weil dann die Gestapo eingeschritten wäre.

Aus den Vernehmungsprotokollen geht außerdem hervor, daß die Firma Strauch auch die Fahrtkosten übernommen hat. „Die Regel ist die, daß das Fahrgeld nie bezahlt wird. Die Israeliten hatten zwar den gleichen Lohn wie die deutschen Arbeiter, sie hatten aber höhere Steuerabzüge, deshalb haben wir angeordnet, den Israeliten wird das Fahrgeld erstattet. Es war dadurch natürlich eine große Mißstimmung unter den deutschen Arbeitern, man sagte, es ist ein Sonderrecht, was den Juden da gewährt wird.“(210)

Bezüglich der Entlohnung der jüdischen Arbeiter führte der von den Gebr. Strauch engagierte Frankfurter Rechtsanwalt W. L. aus:

„Auch die im Tonwerk beschäftigten jüdischen Arbeitnehmer wurden von den Gebr. Strauch anständig behandelt und zwar so, wie ein sozial eingestellter Arbeitgeber seine Arbeitnehmer behandelt. Ausdrücklich haben die Gebr. Strauch die Anweisung gegeben, diese nichtarischen Arbeitskameraden genau so zu behandeln, wie die übrigen Arbeitskameraden. Die jüdischen Arbeiter konnten ihre Feiertage feiern. Es wurden ihnen Vorschüsse gezahlt, ohne daß geprüft wurde, ob dies auch möglich sei. Es war sogar von den Gebr. Strauch die Anweisung gegeben worden, diese Vorschüsse, falls sie nicht zurückgezahlt werden konnten, zu vergessen. Der Betroffene hat dafür gesorgt, daß die jüdischen Arbeitnehmer, entgegen den bestehenden Bestimmungen, eine höhere Entlohnung erhielten. Der Reichstreuhänder der Arbeit für das Wirtschaftsgebiet Hessen hat am 21. 11. 1941 eine Anordnung über einheitliche Judenlöhne festgesetzt. Im § 2 dieser Verordnung war noch bestimmt, daß in Frankfurt a.M. und Offenbach die in der Anordnung genannten Löhne gezahlt werden dürfen, während diese in bestimmten Stadtkreisen und den übrigen Orten des Wirtschaftsgebietes um 5 bzw. 15 v.H. niedriger seien. An diese Bestimmungen haben der Betroffene und sein Bruder sich in keiner Weise gehalten. Es wurden den Juden zunächst einmal die in Frankfurt und Offenbach geltenden Sätze im Stundenlohn gutgeschrieben. Um die nach dem geltenden Lohntarif enorm hohen Steuerbeträge auszugleichen, mußten die Meister auf Veranlassung des Betroffenen und seines Bruders den Juden mehr Stunden als tatsächlich geleistete Arbeitsstunden aufschreiben, außerdem erhielten die Juden, die in größerer Entfernung von Heppenheim wohnten, auf Veranlassung der Gebr. Strauch das Fahrgeld bezahlt. Ja, verschiedene Juden arbeiteten im Akkord mit deutschen Arbeitern zusammen und bekamen den Akkord wie diese berechnet. Vorschüsse wurden, entgegen den Vorschriften, an Juden gezahlt und ein nicht rückzahlbarer Vorschuß wurde aufs Spesenkonto für irgend einen Meister verrechnet. (...)

Viehmann hat sich laufend alle Vorkommnisse, wie übertarifliche Bezahlung der Juden, Einkauf bewirtschafteter Waren, Überlassung dieser Waren an Kriegsgefangene, genau notiert und drohte mit einer Anzeige gegen den Betroffenen.“(211)
Der Verwaltungsangestellte Peter B. sagte am 24. März 1947 aus, daß Fritz Strauch immer wieder bei Appellen vor der Belegschaft erklärt habe, daß derjenige, der sich an Juden vergreife oder sich ungebührlich gegen sie benehme, ein Feigling sei, da Juden eben wehrlos seien.

Der Sprendlinger Fuhrunternehmer Ludwig S., von 1918 bis 1920 Mitglied der USPD und seit 1921 der KPD, gab in der Sitzung vom 3. September 1947 an, daß er im Werk Massenheim gehört habe, wie ein Meister mit einem Juden herumschrie. Am darauffolgenden Tag habe er, S., den Herren Strauch in Heppenheim davon Mitteilung gemacht.

„Herr Strauch fuhr dann einen Tag später in das Tonwerk Massenheim und hat diesen Meister `schwer zurechtgestaucht´.“

Der Hambacher Ziegeleiarbeiter und Gastwirt Ernst S. gab auf derselben Sitzung bekannt, daß er mit drei Juden zusammengearbeitet habe, und zwar meistens auf Nachtschicht. Die Arbeiter Hiller, Hirsch und Israel hätten sich ihm gegenüber nie über irgendwelche Mißstände beschwert. Sie hätten ihm gesagt, daß ihnen ihr Vermögen beschlagnahmt und alles abgenommen worden sei. Sie seien sehr froh, daß sie Arbeit hätten.(212)

4.7.2
Ausgrenzung, Deportation und Schicksal der jüdischen Zwangsarbeiter

Das „Reichsbürgergesetz“ und das „Gesetz zum Schutze des deutschen Blutes und der deutschen Ehre“ aus dem Jahre 1935 entzog den Juden die deutsche Staatsbürgerschaft. Heiraten und jeder sexuelle Kontakt mit Deutschen wurde unter Strafe gestellt. Seit Anfang 1938 waren Juden vom Besuch von Badeanstalten, Ausstellungen, Museen, Bibliotheken und vielen Gaststätten ausgeschlossen. Außerdem wurde eine spezielle Kennkarte für Juden vorbereitet und die Zulassung der jüdischen Ärzte und Rechtsanwälte zurückgenommen.

In einer Besprechung Görings "über die Judenfrage" mit den Gauleitern, Oberpräsidenten und Reichsstatthaltern vom 6. Dezember 1938 wurde eine Lösung gesucht, wie die staatlichen Fürsorgezahlungen an deutsche Juden, die durch staatliche Arbeitsverbote erst zum Fürsorgefall geworden waren, vermieden werden könnten. Am 20. Dezember 1938 erging ein Erlaß über den "geschlossenen Arbeitseinsatz" deutscher Juden, der erstmalig 1974 von Hans G. in seiner Studie "Der verwaltete Mensch" veröffentlicht wurde (S. 205-210). Insgesamt wurden aufgrund dieser Anordnung im Altreich knapp 50 000 deutsche Juden zum geschlossenen Arbeitseinsatz verpflichtet.

In den von uns sichergestellten Aktenbeständen befinden sich Anfragen von Juden an die Fa. Strauch auf Arbeitserlaubnis:












Ffm. 5. 2. 40

Ich erhielt Ihr Schreiben vom 2. ds. M. und nehme Ihren Antrag auf Wiederanstellung in Ihrem Betrieb an.

Wollen Sie mir bitte eine Bestätigung zugehen lassen, damit ich nicht anderweitig verpflichtet werde. Ergebenst Kurt Isr. Levy (213)
Im „Judenstern-Erlaß“ vom 1. September 1941 wurden alle Juden vom sechsten Lebensjahr an verpflichtet, den „Davidstern“ mit der Aufschrift „Jude“ auf der linken Brustseite zu tragen. Frauen mußten zusätzlich den Vornamen „Sara“ und Männer den Vornamen „Israel“ annehmen. Nach einer Weisung der Gestapo-Leitstelle Darmstadt vom August 1941 mußten mehrere jüdische Familien in einer Wohnung zusammenleben.

Auf Befehl der Gauleiter Josef Bürckel und Robert Wagner wurden am 22. Oktober 1940 in Baden, der Pfalz und im Saarland fast sämtliche Juden in einer überraschenden Aktion festgenommen und in Sammeltransporten in das Internierungslager Gurs/Pyrenäen gebracht.(214) Am 31. Juli 1941 erhielt Reinhard Heydrich von Göring den Auftrag, alle europäischen Juden zu „evakuieren“. Aus den ehemaligen Provinzen Rheinhessen und Starkenburg des Volksstaates Hessen wurden ca. 1000 Juden in Darmstadt zusammengeholt, darunter auch die elf bereits namentlich genannten Juden, die im Tonwerk Heppenheim dienstverpflichtet waren. Ihnen ging folgender Befehl der Gestapo Darmstadt zu:

Geheime Staatspolizei

Staatspolizeistelle Darmstadt

Es wird Ihnen hiermit eröffnet, daß sie 






innerhalb von drei Stunden
Ihre Wohnung zu verlassen haben. Zum Zwecke der Abschiebung werden Sie und Ihre Familienangehörigen vorläufig festgenommen und in Sammellager gebracht. Die beauftragten Beamten sind gehalten, in Ihrer Wohnung zu verbleiben, bis Sie Ihre Koffer gepackt und Ihre Wohnung ordnungsgemäß hergerichtet haben. Sie werden angewiesen, die Schlüssel an sämtlichen Behältnissen, Schränken usw. stecken zu lassen, ebenso die Schlüssel zu den Zimmertüren innerhalb der Wohnung. Soweit Sie die Schlüssel an einem besonderen Schlüsselbund haben, sind sie von dem Bund zu entfernen und in das Schloß des Behältnisses, zu dem sie gehören, zu stecken. Den Haus- und Korridorschlüssel haben Sie mit einem Bändchen und einem daran befestigten haltbaren Stück Pappe zu versehen, auf das Name, Wohnung und Kenn-Nummer zu schreiben sind. Diese Schlüssel haben Sie beim Verlassen der Wohnung dem beauftragten Beamten zu übergeben. Vor Verlassen der Wohnung ist die Ihnen ausgehändigte Vermögenserklärung genauestens auszufüllen und mit Unterschrift versehen dem Beamten auszuhändigen.

Sie haben mitzunehmen:

1.
Zahlungsmittel RM 50, -

2.
einen Koffer oder einen Rucksack im Gesamtgewicht bis höchstens 50 kg, enthaltend:

a) Wäsche

b) Kleidungsstücke

c) sonstige zu einfacher Lebensführung notwendiges Gerät

3.
zwei Decken mit Bettzeug (nicht im Koffer, sondern gerollt, geschnürt);

4.
vollständige Bekleidung (es können auch zwei Mäntel und Unterwäsche angezogen werden);

5.
Verpflegung für 3 Tage, Löffel, Teller, Napf, Trinkbecher (nicht in den Koffer gepackt);

7.  Kennkarte, Arbeits- und alle sonstigen Ausweispapiere, sämtliche Lebensmittelkarten, Kartoffel- und Kohlenbezugsscheine, sonstige Bezugsausweise (die unter Ziffer 6 aufgeführten Gegenstände dürfen nicht eingepackt werden, sondern sind von jeder Person bei sich zu führen).

Nicht mitgenommen werden dürfen:

Wertpapiere, Devisen, Bank- und Sparkassenbücher, Wertsachen jeder Art, Gold, Silber, Platin, lebendes Inventar. Der Ehering sowie einfache Uhr dürfen mitgenommen werden (nur Nickel- und Stahluhren). Bargeld, Wertsachen, Schmuckgegenstände und Edelmetalle sind in einen Stoffbeutel zu legen und den Beamten zu übergeben. Der Beutel ist mit genauer Anschrift und Kenn-Nummer zu versehen. Über den Inhalt ist ein genaues Verzeichnis aufzustellen, das vom Beamten und vom Eigentümer zu unterschreiben und dem Inhalt des Beutels beizufügen ist. Der mitzunehmende Koffer ist mit einem dauerhaften Schild zu versehen, das in deutlicher Schrift Ihren Namen, Geburtstag und -ort, Wohnung und Kenn-Nummer enthält.

Sie selbst haben sich ein Schild um den Hals zu hängen, auf dem in deutlich lesbarer Schrift Name, Geburtstag und Kenn-Nummer anzugeben sind.

Allen Anordnungen der Beamten haben Sie unbedingt und ohne Widerspruch Folge zu leisten und jede geforderte Auskunft zu erteilen. Im Nichtbeachtungsfalle haben Sie mit schwersten staatspolizeilichen Maßnahmen zu rechnen.

Diese Verfügung gilt für den Inhaber zugleich als Ausweis.

Darmstadt, den 18. März 1942

Geheime Staatspolizei



gez. Dr. Achemer-Pifrader

Staatspolizeistelle Darmstadt 


Standartenführer und Ober-Reg.Rat (215)

In der Liste der aus Hessen am 20. März 1942 nach Piaski-Lublin deportierten Juden tauchen auch Namen von Arbeitern des Tonwerkes Heppenheim auf: Heinz und Kurt Baer aus Birkenau sowie Adolf Strass.(216)

Die Birkenauer Juden wurden in der ehemaligen Gemeindekasse des Rathauses eingeschlossen und mit einem Bus nach Darmstadt in die Liebig-Schule am Bahnhof gebracht.(217) Der Transport führte von dort aus in das KZ Piaski/Lublin. Ende September wurden 1288, zumeist ältere Juden aus dem Gebiet Starkenburg und Rheinhessen, nach Darmstadt gebracht und von dort nach Theresienstadt deportiert, darunter auch die Mutter von Berthold Löb.

Am 31. März 1942 erhielt die Verwaltung des Tonwerkes Heppenheim folgendes Schreiben vom Finanzamt Bensheim, Straße der SA:

Betr.: Einziehung jüdischen Vermögens.

Nach § 3 der Elften Verordnung zum Reichsbürgergesetz vom 25. November 1941 (RGB1 I S 722) ist das Vermögen des abgeschobenen Juden Hermann Israel H a h n, bisher wohnhaft in Bensheim-Auerbach, Bachgasse 42, dem Reich verfallen.

Die Verwaltung und Verwertung des eingezogenen Vermögens obliegt dem Herrn Reichsminister der Finanzen. (§ 2 des Erlasses des Führers und Reichskanzlers über die Verwertung des eingezogenen Vermögens von Reichsfeinden vom 29.Mai 1941 - RGB1 I S 303). Der Herr Reichsminister der Finanzen hat durch den Oberfinanzpräsidenten Hessen in Darmstadt mich mit der Wahrnehmung der Aufgaben für den Finanzbezirk beauftragt.

Nach einer mir vorliegenden Erklärung des vorgenannten Juden schulden Sie ihm einen Lohnbetrag von ca. 30,- RM.

Ich bitte um Überweisung des Schuldbetrages an die Kasse meines Amts. Obiges Aktenzeichen bitte ich bei der Einzahlung anzugeben. Gleichzeitig bitte ich, eine besondere Zahlungsanzeige an meine obengenannte Dienststelle einzusenden.

Gez. O t t o


Beglaubigt: (Unterschrift) Obersteuersekretär (218)

An die Familien der Auerbacher Juden Hermann Hahn und Artur Israel, Bachgasse 42, konnten sich noch mehrere Bürger erinnern. Da sie ihre zuletzt verwirrte Mutter bzw. Großmutter Rosa Hahn, die 1940 starb, nicht zurücklassen wollten, gerieten sie in die Vernichtungsmaschinerie, weil eine Auswanderung zu diesem Zeitpunkt nicht mehr möglich war.

Stundenlang mußten sie mit ihrem Gepäck im Hof warten, bis das Fahrzeug des SS-Kommandos sie abtransportierte. Der jahrzehntelang bei der Familie arbeitende Knecht Brückmann rief den SS-Schergen zu: „Schämt ihr euch denn nicht?“ und bekam zur Antwort: „Wenn du nicht ruhig bist, nehmen wir dich auch mit.“(219)
Margret Löffler konnte sich an ihre jüdische Freundin Erna Hirsch aus Heppenheim erinnern, die mit ihrem Verlobten, einem jüdischen Rechtsanwalt aus Frankfurt, im Heppenheimer Tonwerk Zwangsarbeit verrichten mußte.(220)

Exkurs: Berthold Löb: 
Das Schicksal eines jüdischen Zwangsarbeiters - 






Opfer und Ankläger

Von der Deportation am 18. März 1942 blieb Berthold Löb verschont, da er eine nichtjüdische Ehepartnerin hatte. Aber bereits ein knappes Jahr später am 2. Februar 1943 sollte die Birkenauer Polizei ihn der Gestapo in Darmstadt vorführen. Da er am Vorabend gewarnt wurde, konnte er fliehen, da er die körperlichen und seelischen Quälereien, die er bereits im KZ Sachsenhausen erlebt hatte, nicht erneut über sich ergehen lassen wollte.

Im Spätsommer 1943 tauchte er im Gebiet von Amorbach auf und blieb über eineinhalb Jahre in dieser Gegend. Die entscheidende Hilfe wurde ihm in zwei fränkischen Pfarrhäusern zuteil, in Amorbach und später in Schneeberg.

Pater Dr. Stephan (Georg) Amon OSB (1913-1994), der 1941 als Kaplan nach Amorbach kam, weil die Nazis die Abtei Münsterschwarzach auflösten, (221) berichtet: „Beim Mittagstisch berichtete Kaplan Gottfried Stroemel (1910-1976) (222) dem Herrn Stadtpfarrer Karl Rohner (1909-1989) (223) und mir, daß in der Filiale Beuchen ein Urlauber aus Mannheim sich befinde beim Bauern ? und dort bei der Kartoffelernte behilflich sei. Er sei unendlich fleißig und zuverlässig. Er sei schon 14 Tage dort, aber die ihm noch verbleibenden Tage wolle er anderswo arbeiten; seine eigene Familie sei total geschädigt. So arbeite er einfach ohne Entgelt, um die schwere Last leichter zu tragen. Möglicherweise komme er nach dem Mittagessen, um mit uns zu sprechen. Wir waren in der Tat noch nicht mit dem Mittagstisch fertig, als er sich schon im Pfarrhaus meldete. Kaplan Stroemel und ich begrüßten ihn. Er sei, wie er sagte, rasch einmal mit dem Rad hierher gefahren, weil der Bauer am Nachmittag nicht so sehr auf die Arbeit dränge.

Schließlich ließ mich Kaplan Stroemel mit dem Herrn allein, weil für die nächste Arbeitsstelle voraussichtlich nur Reichartshausen oder Neudorf in Frage kam, wo ich für die Seelsorge zuständig war. Nach einigen Fragen und Antworten hatte Löb irgendwie Vertrauen gewonnen und sagte etwas scheu, er möchte die Wahrheit nicht verheimlichen, er sei Jude. Ich antwortete beruhigend, dies spiele für eine Hilfeleistung meiner-unsererseits keine Rolle. Ich würde mich auf jeden Fall bemühen, so bald als möglich eine Arbeitsstelle ausfindig zu machen. Ich informierte den Pfarrer und den Kaplan, und Herr Löb verabschiedete sich.“(224)
Durch das Pfarramt Amorbach wurde Löb als Arbeitshilfe an Bauern in den umliegenden Ortschaften vermittelt.

Natürlich gab es auch gefährliche Situationen. Am sonntäglichen Gottesdienst, der in der katholischen Gegend gut besucht wurde, nahm er mit Billigung der Geistlichen nicht teil. An der Christmette 1943 nicht teilzunehmen, hätte Aufsehen erregt, zumal hoher Schnee ihn an einer Radtour hinderte. Dr. Amon stellte seinem „Schützling“ seinen eigenen grauen Anzug zur Verfügung. „Und so erschien Löb in der Mette, ganz hinten auf der Empore. Am Schluß sang die Gemeinde mit Hingebung das Lied `Stille Nacht (...)!´ Am meisten hat mich ergriffen der letzte Satz: `Christ der Retter ist da! Christ der Retter ist da!´ Mir sind buchstäblich die Tränen gekommen. Waren doch in der Mette nicht nur die Gläubigen der Gemeinde, sondern auch polnische Arbeiter, französische Gefangene, und dann dieser Sohn Israels.“(225)

Am Karfreitag, dem 30. März 1945 wurden in Schneeberg weiße Fahnen gehißt. „Überglücklich ging er (Löb) in den Ort, stellte sich den US-Truppen und berichtete von seinem Schicksal. Danach führte er ein Kommando von zwölf Mann zum Pfarrhaus und empfahl seine Helfer dem Schutz der Amerikaner.“

Diejenigen, die Löb geholfen hatten, unterstützte er durch Vermittlung bei den Amerikanern.

Am 15. April 1945 sahen auch die Kinder in Birkenau ihren totgeglaubten Vater wieder.

„Obwohl seine Mutter und viele Verwandte in den Vernichtungslagern umgekommen sind, setzte er sich nach dem Kriege für seine Birkenauer Mitbürger ein und organisierte in den schweren Nachkriegsmonaten Kartoffeln und Schlachtvieh, die als Sonderrationen an die Birkenauer Bevölkerung verteilt werden.“(226)

In den Spruchkammerverfahren gegen die Betriebsleiter und Meister der Tonwerke Heppenheim wurde von der Verteidigung versucht, Berthold Löb als „Racheengel“ darzustellen, der gar versucht habe, mit Schnaps und Schinken die Belastungszeugen zu bestechen. Hierauf angesprochen, reagierte Löbs Tochter Inge (geb. 1936) sehr schockiert und gefühlsmäßig aufgewühlt. Ihr Vater sei der „umgänglichste Mensch der Welt“ gewesen.(227)

Daß Berthold Löb kein „Racheengel“ war, bestätigen uns gleich mehrere Zeitzeugen. Frau Elisabeth K., die von 1940 bis 1980 bei der Gemeinde Birkenau beschäftigt war, erwähnt auch, wie sehr sie unter den Mißhandlungen der jüdischen Mitbürger gelitten habe. Sie hatte den ältesten Sohn der Eheleute Löb, Benni, im Kinderwagen spazierengefahren und wurde deswegen beschimpft. Bertholds Mutter Berta (1873-1944) wird von ihr als herzensgute Frau charakterisiert.(228)

Der Leiter des Gemeindearchivs Birkenau, Karl-Ludwig Schmitt, der Berthold Löb etwa 1970 kennenlernte, erlebte ihn im Gespräch mit einem Gemeindebediensteten, der Mitglied der NSDAP war, als „versöhnlich, impulsiv und freundlich.“(229)

Benni Löb (geb. 1932) schildert seinen Vater als versöhnlich gegenüber den alten Feinden, freilich impulsiv, der Mutter gegenüber auch als jähzornig, nicht jedoch als nachtragend. Sowohl der frühere Birkenauer Ortsgruppenleiter Glaser als auch der Polizeichef, der ihm wohl den bevorstehenden Verhaftungstermin tags zuvor in den Tonwerken Heppenheim mitgeteilt hatte, seien von Berthold Löb entlastet worden, was Glasers Wiederaufnahme in den Schuldienst ermöglicht habe.

Benni Löb gibt weiter an, daß auch sonst Rücksichten auf frühere Kameraden, z.B. im Sportverein, hätten genommen werden müssen; schließlich sei auch etwa ein Dutzend enger Verwandter in 

Auschwitz ermordet worden. Insgesamt habe dies das Klima in Birkenau, wo es noch viele Nazis gab, doch so getrübt, daß sein Vater schließlich gesagt habe: „Dann ziehen wir halt nach Weinheim.“ Dort habe er ein Textilgeschäft betrieben, nach den Worten Bennis „alles nachgeholt, was er vorher versäumt hatte, sei wechselhaft erfolgreich und erfolglos gewesen, sehr unstetig.“(230)

Walter Löb, der bekanntlich mit Berthold in den Tonwerken Heppenheim arbeiten mußte, charakterisiert ihn als „offen, umgänglich, lieb, friedlich und angstfrei.“(231)

Bei einem Besuch in Heidelberg 1974 habe Walter Löb ihn als gebrochenen, wenig auskunftsbereiten Mann wiedergetroffen, „homeless“ wirkend, offenbar von der Familie isoliert. Berthold Löb starb 1976 in Weinheim und wurde auf dem jüdischen Friedhof in Heidelberg bestattet.(232)

Marie Bernardine Catarine Gißler    geb.: 18.4.1864


gest.: 9.7.1934





Ausländische Säuglinge und Kleinkinder 1943 in Deutschland, aus:


Stepien, Der alteingesessene Fremde, S.46
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